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Kirchengesetz über Grundstücke in der 

Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
(Grundstücksgesetz – GrdstG) 

Vom 20. November 2010  

(ABl. S. 316) 

  

 § 24 Friedhöfe 
1 Auf kirchlichen Grundstücken dürfen Fried-
höfe eingerichtet und unterhalten werden. 2 Die 
Anlegung, Nutzungsbeschränkung, Schließung 
und Entwidmung eines kirchlichen Friedhofs 
bedarf der Genehmigung des Landeskirchen-
amtes. 

  

[EKBO] 
Kirchengesetz zur Vereinheitlichung und Ände-

rung friedhofsrechtlicher Vorschriften 
(6. Rechtsvereinheitlichungsgesetz - 6. RVer-

einhG) 

Vom 29. Oktober 2016 

 
Verordnung über die kirchlichen Friedhöfe 

in der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland  

(Friedhofsverordnung - FriedhV)  
 

Vom 20. August 2010  
(ABl. S. 247), 

 
geänd. durch Verordnung vom 26.Apr. 2013  

(ABl. S. 198) 

Anlage 1 zur FriedhV: 
Musterfriedhofssatzung für den Friedhof 
der Evangelischen Kirchengemeinde/ des 
Evangelischen Kirchengemeindeverban-

des/ des Evangelischen Friedhofzweckver-
bandes ... 

 
Vom ... 

(ABl. 2010 S. 251) 

 
Kirchengesetz über die evangelischen 

Friedhöfe in der Evangelischen Kirche in 
Mitteldeutschland (Friedhofsgesetz - 

FriedhG) 
 

vom .. 
 

(ABl. ..) 

    
Die Landessynode hat das folgende Kirchenge-
setz beschlossen: 
 

Artikel 1 
Kirchengesetz über die evangelischen Fried-

höfe 
(Friedhofsgesetz ev. — FhG ev.) 

Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kir-
che in Mitteldeutschland hat aufgrund von Arti-
kel 61 Absatz 1 Nummer 3 und Artikel 82 der 
Verfassung der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland (Kirchenverfassung EKM – KVer-
fEKM) vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) folgende 
Verordnung erlassen: 

 Die Landessynode der Evangelischen Kirche in 
Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 
Absatz 2 Nummer 2, Artikel 80 der Verfassung 
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
(Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5. 
Juli 2008 (ABl. S. 183) das folgende Kirchenge-
setz beschlossen: 
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  § 10 Kirchliche Bestattungen   
§ 17 - Särge und Urnen  § 11 Särge, Urnen und Trauergebinde § 17 Särge und Urnen 
    
  Abschnitt 6: Bestattungen und Feiern  
§ 18 - Leichenhallen  § 31 Benutzung von Leichenräumen § 18 Leichenhallen 
§ 19 - Friedhofskapelle und Bestattungsfeiern  § 32 Bestattungs- und Beisetzungsfeiern § 19 Friedhofskapelle und Bestattungsfeiern 
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§ 20 - Ausheben und Schließen der Gräber  § 12 Ausheben der Gräber, Grabgewölbe § 20 Ausheben und Schließen der Gräber 
  § 13 Belegung, Wiederbelegung, Graböffnung  
    
Abschnitt 4 - Ruhefrist und Nutzungsrechte   Abschnitt 4: Ruhefrist und Nutzungsrechte 
§ 21 - Ruhefrist  § 15 Ruhezeiten § 21 Ruhefrist 
§ 22 - Nutzungsrechte   § 22 Nutzungsrechte 
§ 23 - Übertragung von Nutzungsrechten   § 23 Übertragung von Nutzungsrechten 
§ 24 - Verlängerung des Nutzungsrechts   § 24 Verlängerung des Nutzungsrechtes  
§ 25 - Erlöschen des Nutzungsrechts   § 25 Erlöschen des Nutzungsrechtes 
§ 26 - Ausbettung  § 14 Umbettungen § 26 Ausbettung 
    
Abschnitt 5 - Grabstätten  Abschnitt 4: Grabstätten Abschnitt 5 - Grabstätten 
§ 27 - Grabstättenarten  § 16 Arten von Grabstätten und Nutzungsrech-

ten 
§ 27 Grabstättenarten 

§ 28 - Erdreihengrabstätten   § 28 Erdreihengrabstätten 
§ 29 - Erdwahlgrabstätten   § 29 Erdwahlgrabstätten 
§ 30 - Kindergrabstätten   § 30 Kindergrabstätten 
§ 31 - Urnenreihengrabstätten   § 31 Urnenreihengrabstätten 
§ 32 - Urnenwahlgrabstätten   § 32 Urnenwahlgrabstätten 
§ 33 - Urnengemeinschaftsgrabstätten   § 33 Gemeinschaftsgrabstätten 
  § 17 Reihengrabstätten  
  § 18 Wahlgrabstätten  
  § 19 Nutzungsrechte an Wahlgrabstätten  
  § 20 Benutzung von Wahlgrabstätten  
  § 21 Gemeinschaftsgrabanlagen und anonyme 
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§ 34 - Opfergräber § 13 Gräber der Opfer von Krieg- und Gewalt-
herrschaft 

§ 22 Ehrengrabstätte § 34 Opfergräber 

 § 11a Verbot von in Kinderarbeit hergestellten 
Grabmalen 

  

 § 12 Kunst- und Baudenkmäler   
  § 24 Herrichtung und Instandhaltung der Grab-

stätten, Verkehrssicherheit 
 

 § 14 Verkehrssicherungspflicht   
  § 25 Verantwortliche, Pflichten  
  § 26 Grabpflegeverträge  
    
Abschnitt 6 - Gestaltung der Grabstätten  Abschnitt 5: Gestaltung der Grabstätten Abschnitt 6: Gestaltung der Grabstätten 
§ 35 - Einfügungsgebot   § 35 Einfügungsgebot 
§ 36 - Gärtnerische Gestaltung  § 7 Grabmal- und Bepflanzungsordnung § 36 Gärtnerische Gestaltung 
§ 37 - Vernachlässigung   § 37 Vernachlässigung, Ersatzvornahme  
§ 38 - Grabmale  § 27 Grabmale § 38 Grabmale, Verbot von Kinderarbeit her-

gestellten Grabmalen 
§ 39 - Grabstätteninventar   § 39 Grabstätteninventar 
§ 40 - Errichtung und Standsicherheit  § 28 Errichtung und Instandhaltung der Grab-

male 
§ 40 Errichtung und Standsicherheit 

  § 29 Verzeichnis geschützter Grabmale und 
Bauwerke 

 

  § 30 Entfernung von Grabmalen  
§ 41 - Grabgewölbe   § 41 Grabgewölbe 
    
Abschnitt 7 - Haushalt und Gebühren   Abschnitt 7: Haushalt und Gebühren 
§ 42 - Haushalt   § 42 Haushalt 
§ 43 - Gebühren  § 37 Gebühren  § 43 Gebühren 
§ 44 - Gebührenordnung   § 44 Gebührenordnung  
§ 45 - Gebührenschuldner   § 45 Gebührenschuldner 
§ 46 - Entstehung der Gebührenpflicht und -fällig-
keit 

  § 46 Entstehung der Gebührenpflicht und –fäl-
ligkeit 

 § 17 Rechtsmittel § 40 Rechtsmittel  
§ 47 - Verjährung   § 47 Verjährung 
§ 48 - Erlass, Stundung, Niederschlagung   § 48 Erlass, Stundung, Niederschlagung 
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§ 49 - Entgelte   § 49 Entgelte 
    
Abschnitt 8 - Übergangs- und Schlussbe-
stimmungen 

 Abschnitt 7: Schlussbestimmungen Abschnitt 8: Übergangs- und Schlussbestim-
mungen 

  § 35 Alte Rechte   
§ 50 - Haftung  § 36 Haftungsausschluss § 50 Haftung  
§ 51 - Rechtsaufsicht § 5 Kirchliche Aufsichtsbehörde   § 51 Kirchliche Aufsichtsbehörde 
 § 6 Steuerpflicht    
§ 52 - Regelungsermächtigungen   § 52 Regelungsermächtigungen 
  § 38 Zuwiderhandlungen  
§ 53 - Öffentliche Bekanntmachung § 9 Öffentliche Bekanntmachung § 39 Öffentliche Bekanntmachungen § 53 Öffentliche Bekanntmachung 
§ 54 - Genehmigungsvorbehalte   § 54 Genehmigungsvorbehalte 
§ 55 - Übergangsregelungen   § 55 Übergangsregelungen  
 § 18 Ausführungsbestimmungen  § 56 Ombudsverfahren 
 § 19 Gleichstellungsklausel § 41 Gleichstellungsklausel  
 § 20 Inkrafttreten, Außerkrafttreten § 42 Inkrafttreten, Außerkrafttreten § 57 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
    
Präambel Präambel  Präambel 
    
Der kirchliche Friedhof ist der Ort, an dem in der 
Verantwortung der christlichen Gemeinde Tote 
zur letzten Ruhe gebettet werden. Er ist eine 
Stätte der Erinnerung an die Verstorbenen und 
an das eigene Sterben. In besonderer Weise wird 
dort durch die Gestaltung und Pflege des Fried-
hofs und Ausübung der Dienste der Sieg verkün-
digt, den Jesus Christus durch seine Auferste-
hung über Sünde und Tod errungen hat. Aus die-
sem Glauben erhalten Arbeit und Gestaltung auf 
dem kirchlichen Friedhof Orientierung. 

Der kirchliche Friedhof ist eine Stätte, auf der 
die Kirchengemeinde ihre Verstorbenen zur 
letzten Ruhe bettet. Die Kirche verkündigt da-
bei, dass der Tod das Gericht über alles irdi-
sche Wesen ist und Jesus Christus durch seine 
Auferstehung den Sieg über Sünde und Tod er-
rungen hat. Sie gedenkt der Entschlafenen und 
befiehlt sie der Gnade Gottes. Sie ruft die Le-
benden zum Heil in Christus. Auch zu der Zeit, 
in der das Wort der Kirche auf dem Friedhof 
nicht verkündigt wird, ist der Friedhof mit seinen 
Gräbern und seinem Schmuck der Ort, an dem 
diese Verkündigung sichtbar bezeugt und der 
Verstorbenen und des eigenen Todes gedacht 
wird. Alles Tun auf dem Friedhof erhält so sei-
nen Sinn und seine Richtung. 

 Der kirchliche Friedhof ist eine Stätte, auf der 
die Kirchengemeinde ihre Verstorbenen zur 
letzten Ruhe bettet. Die Kirche verkündigt da-
bei, dass der Tod das Gericht über alles irdi-
sche Wesen ist und Jesus Christus durch seine 
Auferstehung den Sieg über Sünde und Tod er-
rungen hat. Sie gedenkt der Entschlafenen und 
befiehlt sie der Gnade Gottes. Sie ruft die Le-
benden zum Heil in Christus. Auch zu der Zeit, 
in der das Wort der Kirche auf dem Friedhof 
nicht verkündigt wird, ist der Friedhof mit seinen 
Gräbern und seinem Schmuck der Ort, an dem 
diese Verkündigung sichtbar bezeugt und der 
Verstorbenen und des eigenen Todes gedacht 
wird. Alles Tun auf dem Friedhof erhält so sei-
nen Sinn und seine Richtung. 
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Abschnitt 1  Abschnitt 1: Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen  Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 
    

§ 1  
Anwendungsbereich 

  § 1  
Anwendungsbereich 

    
(1) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gel-
ten für alle Friedhöfe, die in der Trägerschaft der 
Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schle-
sische Oberlausitz oder einer zu ihr gehörenden 
Körperschaft stehen. 

  Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten 
für alle Friedhöfe und Bestattungsplätze, die in 
der Trägerschaft der Evangelischen in Mittel-
deutschland oder einer zur ihr gehörenden Kör-
perschaft stehen. 

    
(2) Kirchhöfe sind Friedhöfe im Sinne dieses Kir-
chengesetzes. 

   

    
§ 2 

Rechtsstellung 
§ 2 

Anlegen und Erweitern von kirchlichen 
Friedhöfen 

 § 2 
Rechtsstellung 

    
(1) Die Friedhofsträgerschaft kann nur durch Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts ausgeübt 
werden. Friedhofsträger ist die Körperschaft, der 
Verwaltung und Betrieb des Friedhofs obliegt. Die 
Friedhöfe sind öffentliche Einrichtungen in der 
Rechtsform einer nichtrechtsfähigen Anstalt öf-
fentlichen Rechts. 

(1) Friedhofsträger sind insbesondere Kirchen-
gemeinden und Verbände von Kirchengemein-
den. Sie haben das Recht, Friedhöfe in eigener 
Trägerschaft anzulegen, zu unterhalten und zu 
erweitern.  
 

 (1) Friedhofsträger eines kirchlichen Friedhofs 
kann nur eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts sein. Hierzu gehören insbesondere Kir-
chengemeinden und die von ihnen errichteten 
Verbände. 

    
 § 1 

Rechtsstellung und Zweckbestimmung von 
kirchlichen Friedhöfen 

  

    
 (1) Friedhöfe in kirchlicher Trägerschaft (kirch-

liche Friedhöfe) sind öffentliche Einrichtungen 
in der Rechtsform unselbständiger öffentlich-

 (2) Friedhofsträger ist die Körperschaft, der Ver-
waltung und Betrieb des Friedhofs obliegt. Die 
Friedhöfe sind öffentliche Einrichtungen in der 
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rechtlicher Anstalten. Sie stehen unter beson-
derem strafrechtlichen Schutz. 

Rechtsform einer nichtrechtsfähigen Anstalt öf-
fentlichen Rechts.  

    
(2) Die Friedhofsträgerschaft kann durch Vertrag 
auf einen staatlichen Rechtsträger übertragen 
werden. 

  (3) Die Friedhofsträgerschaft kann durch Ver-
trag auf einen staatlichen Rechtsträger übertra-
gen werden. 

    
(3) Einem kirchlichen Friedhofsträger können 
durch Vertrag Teilaufgaben aus der Friedhofsträ-
gerschaft übertragen werden. Eine vollständige 
Übertragung der Trägerschaft auf eine andere 
kirchliche Körperschaft setzt die Übertragung 
des gesamten der Zweckbestimmung des Fried-
hofs dienenden Vermögens voraus. 

   

    
§ 3 

Zweckbestimmung 
 § 2 

Friedhofszweck 
§ 3 

Zweckbestimmung 
    
Die Friedhöfe dienen der Bestattung aller Perso-
nen, die bei ihrem Tode ihren Wohnsitz im Ein-
zugsbereich des Friedhofs hatten oder ein Recht 
auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte 
besaßen. Der Friedhofsträger kann regeln, dass 
auch andere Personen bestattet werden können. 
Wenn noch ein anderer zur Aufnahme verpflichte-
ter Friedhof am Ort vorhanden ist, kann der Fried-
hofsträger die Annahme von Bestattungen auf 
Mitglieder der eigenen Körperschaft, der Gliedkir-
chen der Evangelischen Kirche in Deutschland o-
der Angehörige einer zur Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen gehörenden Religionsge-
meinschaft beschränken. Im Bereich des Landes 
Berlin ist der Bezirk der Ort im Sinne von Satz 3. 

(2) Kirchliche Friedhöfe dienen der Bestattung 
von Personen, die 
 

(1) Der Friedhof dient der Bestattung Verstor-
bener und der Pflege der Gräber im Andenken 
an die Verstorbenen. Er ist zugleich Stätte der 
Verkündigung des christlichen Auferstehungs-
glaubens. 
 

(1) Der Friedhof dient der Bestattung Verstorbe-
ner und der Pflege der Gräber im Andenken an 
die Verstorbenen. Er ist zugleich Stätte der Ver-
kündigung des christlichen Auferstehungsglau-
bens.  

    
  (2) Gestattet ist die Bestattung derjenigen Per-

sonen, die 
(2) Gestattet ist die Bestattung derjenigen Per-
sonen, die 
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 a) bei ihrem Tod ihren Wohnsitz im Ein-
zugsbereich des Friedhofs hatten oder 

a) bei ihrem Ableben Einwohner der Ge-
meinde/des Ortsteils ... waren oder  

a) bei ihrem Tod ihren Wohnsitz im Ein-
zugsbereich des Friedhofs hatten oder 

 b) ein Recht auf Bestattung in einer be-
stimmten Grabstätte hatten oder 

b) bei ihrem Ableben ein Recht auf Benut-
zung einer Grabstätte auf dem Friedhof 
hatten oder 

b) ein Recht auf Bestattung in einer be-
stimmten Grabstätte hatten oder 

 c) innerhalb des Einzugsbereichs des 
Friedhofs verstorben sind und nicht auf 
einem Friedhof außerhalb des Einzugs-
bereichs beigesetzt werden.  

c) innerhalb des Gemeindegebietes ver-
storben sind und nicht auf einem Fried-
hof außerhalb der Gemeinde beigesetzt 
werden. 

c) innerhalb des Einzugsbereichs des 
Friedhofs verstorben sind und nicht auf 
einem Friedhof außerhalb des Einzugs-
bereichs beigesetzt werden.  

 Der Friedhofsträger kann zulassen, dass auch 
andere Personen auf dem kirchlichen Friedhof 
bestattet werden. Ein Rechtsanspruch auf Zu-
lassung besteht nicht.  

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf 
der vorherigen Zustimmung (Erlaubnis) des 
Friedhofsträgers. Ein Rechtsanspruch auf Er-
teilung der Erlaubnis besteht nicht. 

(3) Der Friedhofsträger kann zulassen, dass 
auch andere Personen auf dem kirchlichen 
Friedhof bestattet werden. Wenn noch ein an-
derer zur Aufnahme verpflichteter Friedhof am 
Ort vorhanden ist, kann der Friedhofsträger die 
Annahme von Bestattungen auf Mitglieder der 
eigenen Körperschaft, der Gliedkirchen der 
Evangelischen Kirche in Deutschland oder An-
gehörige einer zur Arbeitsgemeinschaft christli-
cher Kirchen gehörenden Religionsgemein-
schaft beschränken. 

    
  § 3 Bestattungsbezirke 

[nicht abgedruckt] 
 

    
§ 4 

Anlage und Widmung 
§ 2 

Anlegen und Erweitern von kirchlichen 
Friedhöfen 

 § 4 
Anlage und Widmung 

    
(1) Die Körperschaften des öffentlichen Rechts 
können unbeschadet landesrechtlicher Mitwir-
kungs- oder Genehmigungsvorbehalte neue 
Friedhöfe anlegen, bestehende Friedhöfe erwei-
tern oder Friedhöfe anderer Träger übernehmen, 

(1) Friedhofsträger sind insbesondere Kirchen-
gemeinden und Verbände von Kirchengemein-
den. Sie haben das Recht, Friedhöfe in eigener 
Trägerschaft anzulegen, zu unterhalten und zu 
erweitern.  

 (1) Die Körperschaften des öffentlichen Rechts 
können unbeschadet landesrechtlicher Mitwir-
kungs- oder Genehmigungsvorbehalte neue 
Friedhöfe anlegen, bestehende Friedhöfe er-
weitern oder Friedhöfe anderer Träger über-
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soweit die betroffene Grundstücksfläche für Be-
stattungen geeignet ist, ein nicht nur kurzfristiger 
Bedarf vorliegt und die laufende Finanzierung ge-
sichert ist. Die Anlage oder Erweiterung von 
Friedhofsflächen bedarf der Widmung der be-
troffenen Grundstücksflächen als öffentlicher Be-
stattungsplatz durch Beschluss des Leitungsor-
gans des Friedhofsträgers unter genauer Be-
zeichnung der von der Widmung erfassten Flä-
chen. Der Beschluss ist nach Maßgabe des § 53 
öffentlich bekanntzumachen. Der von der Wid-
mung erfasste Friedhof oder Friedhofsteil wird 
mit einem Gottesdienst nach Maßgabe der gel-
tenden Agende in Dienst gestellt. 

 nehmen, soweit die betroffene Grundstücksflä-
che für Bestattungen geeignet ist, ein nicht nur 
kurzfristiger Bedarf vorliegt und die laufende Fi-
nanzierung gesichert ist. Die Anlage oder Er-
weiterung von Friedhofsflächen bedarf der Wid-
mung der betroffenen Grundstücksflächen als 
öffentlicher Bestattungsplatz durch Beschluss 
des Leitungsorgans des Friedhofsträgers unter 
genauer Bezeichnung der von der Widmung er-
fassten Flächen. Der Beschluss ist nach Maß-
gabe des § 53 öffentlich bekannt zu machen. 
Der von der Widmung erfasste Friedhof oder 
Friedhofsteil wird mit einem Gottesdienst nach 
Maßgabe der geltenden Agende in Dienst ge-
stellt. 

(2) Das Anlegen eines neuen und das Erwei-
tern eines bestehenden Friedhofs darf nur er-
folgen, wenn ein Bedarf hierfür besteht und der 
Betrieb des Friedhofs auf Dauer gesichert ist. 
Die Eignung der Grundstücke ist zuvor gutacht-
lich festzustellen. 

    
(2) Lässt sich bei bestehenden Friedhöfen die von 
der Widmung erfasste Fläche urkundlich nicht si-
cher feststellen, so gilt im Zweifel die gesamte 
eingefriedete Friedhofsfläche als für Friedhofs-
zwecke gewidmet. 

  (2) Lässt sich bei bestehenden Friedhöfen die 
von der Widmung erfasste Fläche urkundlich 
nicht sicher feststellen, so gilt im Zweifel die ge-
samte eingefriedete Friedhofsfläche als für 
Friedhofszwecke gewidmet. 

    
 (3) Das Anlegen und das Erweitern von Fried-

höfen bedarf unbeschadet staatlicher Geneh-
migungserfordernisse der Genehmigung des 
Landeskirchenamtes. Das Landeskirchenamt 
entscheidet auf der Grundlage einer Stellung-
nahme des Kreiskirchenamtes.  

 (3) Das Anlegen und das Erweitern von Fried-
höfen bedürfen der Genehmigung des Landes-
kirchenamtes. Das Landeskirchenamt ent-
scheidet auf der Grundlage einer Stellung-
nahme des Kirchenkreises. 

    
 § 3 

Eigentumsverhältnisse an kirchlichen 
Friedhöfen 

  

    
 (1) Kirchliche Friedhöfe sollen auf kircheneige-

nen Grundstücken betrieben werden; Ausnah-
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men bedürfen der Genehmigung des Landes-
kirchenamtes. An den Grabstätten werden nur 
Nutzungsrechte nach den Bestimmungen der 
jeweiligen Friedhofssatzung vergeben.  

(4) Kirchliche Friedhöfe sollen auf kircheneige-
nen Grundstücken betrieben werden; Ausnah-
men bedürfen der Genehmigung des Landes-
kirchenamtes. Nutzt der Friedhofsträger fremde 
Grundstücke für Friedhofszwecke, sind mit den 
Grundstückseigentümern entsprechende Ver-
träge abzuschließen, die der Genehmigung der 
kirchlichen Aufsichtsbehörde bedürfen. 

 
(2) Nutzt der Friedhofsträger fremde Grundstü-
cke für Friedhofszwecke, sind mit den Grund-
stückseigentümern entsprechende Verträge 
abzuschließen, die der Genehmigung der kirch-
lichen Aufsichtsbehörde bedürfen.  

    
§ 5 

Schließung 
§ 16 

Nutzungsbeschränkung, Schließung und 
Entwidmung von kirchlichen Friedhöfen 

§ 4 
Nutzungsbeschränkung, Schließung und 

Entwidmung 

§ 5 
Schließung 

    
(1) Der Friedhofsträger kann den Friedhof oder 
einzelne Teile durch Beschluss seines Leitungs-
organs zu einem festzulegenden Zeitpunkt be-
schränkt schließen. Bestattungen sind in diesem 
Fall nur noch zulässig, soweit die zum festgeleg-
ten Zeitpunkt bestehenden Bestattungsrechte (§ 
22 Abs. 1 Nr. 1) noch nicht ausgeübt worden sind. 
Eine Verlängerung des Nutzungsrechts ist ledig-
lich zur Anpassung an die Ruhefrist zulässig. 
Eine Neuvergabe von Nutzungsrechten ist ausge-
schlossen. 

(1) Sollen auf dem Friedhof keine Nutzungs-
rechte mehr vergeben werden, muss eine Nut-
zungsbeschränkung erfolgen. Sie kann sich auf 
einzelne Friedhofsteile beziehen. Bestattungen 
sind in diesem Falle nur noch zulässig, soweit 
die im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Nut-
zungsbeschränkung bestehenden Bestattungs-
rechte noch nicht ausgeübt worden sind (reser-
vierte Bestattungsrechte). Eine Verlängerung 
des Nutzungsrechtes ist lediglich zur Anpas-
sung an die regelmäßige Ruhezeit zulässig. 

(1) Der Friedhofsträger kann bestimmen, dass 
a) auf dem Friedhof oder Teilen davon 
keine Nutzungsrechte mehr überlassen wer-
den (Nutzungsbeschränkung), 
b) der Friedhof oder Teile davon für wei-
tere Bestattungen gesperrt werden (Schlie-
ßung), 
c) der Friedhof oder Teile davon einer 
anderen Verwendung zugeführt werden (Ent-
widmung). 

(1) Der Friedhofsträger kann für den Friedhof o-
der einzelne Teile durch Beschluss seines Lei-
tungsorgans zu einem festzulegenden Zeit-
punkt die Nutzung beschränken. Bestattungen 
sind in diesem Fall nur noch zulässig, soweit die 
zum festgelegten Zeitpunkt bestehenden Be-
stattungsrechte (§ 53) noch nicht ausgeübt wor-
den sind (reservierte Bestattungsrechte). Eine 
Verlängerung des Nutzungsrechts ist lediglich 
zur Anpassung an die Ruhefrist zulässig. Eine 
Neuvergabe von Nutzungsrechten ist ausge-
schlossen. 

  (2) Im Fall der Nutzungsbeschränkung sind Be-
stattungen nur noch zulässig, soweit die im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Nutzungs-
beschränkung bestehenden Bestattungsrechte 
noch nicht ausgeübt worden sind (reservierte 
Bestattungsrechte). Eine Verlängerung des 
Nutzungsrechtes ist lediglich zur Anpassung an 
die regelmäßige Ruhezeit zulässig. 
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(2) Durch Beschluss seines Leitungsorgans kann 
der Friedhofsträger zu einem von ihm festzule-
genden Zeitpunkt aus wichtigem Grund die 
Schließung des Friedhofs oder einzelner Teile 
festlegen. Von diesem Zeitpunkt an sind Bestat-
tungen nicht mehr zulässig und bestehende Be-
stattungsrechte (§ 22 Abs. 1 Nr. 1) erlöschen. Die 
Verlängerung von Nutzungsrechten ist ausge-
schlossen. Als Ersatz für zum Schließungszeit-
punkt bestehende, aber noch nicht ausgeübte 
Bestattungsrechte werden auf Antrag der oder 
des jeweiligen Nutzungsberechtigten für die rest-
liche Nutzungszeit auf Kosten des Friedhofsträ-
gers Nutzungsrechte auf einem anderen Fried-
hofsteil oder Friedhof eingeräumt und bereits Be-
stattete umgebettet oder es wird eine Rückzah-
lung der auf die restliche Nutzungszeit entfallen-
den Gebühren geleistet. 

(2) Eine Schließung des Friedhofs erfolgt, wenn 
keine Bestattungen mehr vorgenommen wer-
den. Sie kann sich auf einzelne Friedhofsteile 
beziehen. Der Friedhofsträger hat die beab-
sichtigte Schließung frühzeitig öffentlich be-
kannt zu machen. Soweit im Fall einer 
Teilschließung des Friedhofs das Recht auf Be-
stattungen in einer Wahlgrabstätte erlischt, soll 
dem Nutzungsberechtigten für die restliche 
Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestat-
tungsfalles auf Antrag eine andere Wahlgrab-
stätte (Ersatzwahlgrabstätte) zur Verfügung ge-
stellt werden sowie die Umbettung bereits be-
statteter Verstorbener, deren Ruhezeit noch 
nicht abgelaufen ist, ermöglicht werden, soweit 
dem landesgesetzliche Vorschriften nicht ent-
gegenstehen.  

(3) Durch die Schließung wird die Möglichkeit 
weiterer Bestattungen ausgeschlossen. Soweit 
im Fall einer Teilschließung des Friedhofs das 
Recht auf weitere Bestattungen in einer Wahl-
grabstätte erlischt, kann dem Nutzungsberech-
tigten für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt 
eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag 
eine andere Wahlgrabstätte (Ersatzwahlgrab-
stätte) zur Verfügung gestellt werden sowie die 
Umbettung bereits bestatteter Verstorbener, 
deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, auf 
Kosten des Friedhofsträgers ermöglicht wer-
den.  

(2) Durch Beschluss seines Leitungsorgans 
kann der Friedhofsträger zu einem von ihm fest-
zulegenden Zeitpunkt aus wichtigem Grund die 
Schließung des Friedhofs oder einzelner Teile 
festlegen. Der Friedhofsträger hat die beab-
sichtigte Schließung frühzeitig öffentlich be-
kannt zu machen. Vom Zeitpunkt der Schlie-
ßung an sind Bestattungen nicht mehr zulässig 
und bestehende Bestattungsrechte (§22 Ab-
satz 1 Nummer 1) erlöschen. Die Verlängerung 
von Nutzungsrechten ist ausgeschlossen. Als 
Ersatz für zum Schließungszeitpunkt beste-
hende, aber noch nicht ausgeübte Bestattungs-
rechte werden auf Antrag der oder des jeweili-
gen Nutzungsberechtigten für die restliche Nut-
zungszeit auf Kosten des Friedhofsträgers Nut-
zungsrechte auf einem anderen Friedhofsteil o-
der Friedhof eingeräumt (Ersatzwahlgrabstätte) 
und bereits Bestattete umgebettet oder es wird 
eine Rückzahlung der auf die restliche Nut-
zungszeit entfallenden Gebühren geleistet. 

    
(3) Die beschränkte Schließung nach Absatz 1 
und die Schließung nach Absatz 2 sind nach Maß-
gabe des § 53 öffentlich bekanntzumachen. Den 
Nutzungsberechtigten, die zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Beschlüsse nach Absatz 1 
und 2 ihr Bestattungsrecht noch nicht ausgeübt 
haben und deren Anschriften bekannt sind, sind 
die Beschlüsse darüber hinaus schriftlich mitzutei-
len. 

(4) Nutzungsbeschränkung, Schließung und 
Entwidmung eines Friedhofs oder Friedhof-
steils bedürfen zu ihrer Wirksamkeit unbescha-
det staatlicher Genehmigungserfordernisse der 
Genehmigung des Landeskirchenamtes sowie 
der öffentlichen Bekanntmachung; § 2 Absatz 3 
Satz 2 und § 9 gelten entsprechend. 

 (3) Die Nutzungsbeschränkung nach Absatz 1 
und die Schließung nach Absatz 2 bedürfen der 
Genehmigung durch das Kreiskirchenamt. Sie 
sind nach Maßgabe des § 53 öffentlich bekannt 
zu machen. Den Nutzungsberechtigten, die zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Beschlüsse 
nach Absatz 1 und 2 ihr Bestattungsrecht noch 
nicht ausgeübt haben und deren Anschriften 
bekannt sind, sind die Beschlüsse darüber hin-
aus schriftlich mitzuteilen. 

    
(4) Die landesrechtlichen Mitwirkungs- und Ge-
nehmigungsvorbehalte bleiben unberührt. 

  (4) Die landesrechtlichen Mitwirkungs- und Ge-
nehmigungsvorbehalte bleiben unberührt. 
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§ 6 
Entwidmung 

  § 6 
Entwidmung 

    
(1) Ein Friedhof oder Friedhofsteil kann durch Be-
schluss des Leitungsorgans des Friedhofsträgers 
zu einem festzulegenden Zeitpunkt entwidmet 
werden. Dadurch wird der betroffenen Grund-
stücksfläche ihre Bestimmung als öffentlicher Be-
stattungsplatz entzogen. Sie kann anderen Ver-
wendungszwecken zugeführt werden (Aufhe-
bung). 

 (4) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft 
des Friedhofs als Ruhestätte der Toten verloren 
und es wird die volle Verkehrsfähigkeit des 
Grundstücks wiederhergestellt. Die Entwid-
mung eines Friedhofs oder eines Friedhofsteils 
ist erst nach seiner Schließung und nach Ablauf 
der Ruhezeit nach der letzten Bestattung sowie 
nach Ablauf aller Nutzungsrechte möglich. 

(1) Ein Friedhof oder Friedhofsteil kann durch 
Beschluss des Leitungsorgans des Friedhofs-
trägers zu einem festzulegenden Zeitpunkt ent-
widmet werden. Dadurch wird der betroffenen 
Grundstücksfläche ihre Bestimmung als öffentli-
cher Bestattungsplatz sowie Ruhestätte der To-
ten entzogen (Aufhebung) und es wird die volle 
Verkehrsfähigkeit des Grundstücks wiederher-
gestellt. 

    
(2) Die Entwidmung setzt die Schließung nach § 5 
Abs. 2 und vorbehaltlich der Regelung in Absatz 3 
den Ablauf sämtlicher Ruhefristen und Nutzungs-
rechte voraus.  

(3) Die Entwidmung eines Friedhofs oder eines 
Friedhofsteils ist erst nach Schließung und 
nach Ablauf der Ruhezeit nach der letzten Be-
stattung sowie nach Ablauf aller Nutzungs-
rechte und einer Pietätsfrist möglich. Die Pie-
tätsfrist soll der Ruhezeit entsprechen. Die Ent-
widmung hat durch den Friedhofsträger aus-
drücklich zu erfolgen. Durch die Entwidmung 
geht die Eigenschaft des Friedhofs als Ruhe-
stätte der Toten verloren und es wird die volle 
Verkehrsfähigkeit des Grundstücks wiederher-
gestellt.  

 (2) Die Entwidmung eines Friedhofs oder eines 
Friedhofsteils setzt die Schließung (§ 5 Absatz 
2) und vorbehaltlich der Regelung in Absatz 3 
den Ablauf sämtlicher Ruhezeiten und Nut-
zungsrechte sowie den Ablauf einer Pietätsfrist 
voraus. Die Pietätsfrist soll der Ruhezeit ent-
sprechen. 

    
(3) Nach Maßgabe des Landesrechts ist die Ent-
widmung auch vor Ablauf aller Ruhefristen und 
Nutzungsrechte zulässig, soweit gesamtkirchli-
che lnteressen nicht entgegenstehen. Den Nut-
zungsberechtigten sind für den Fall noch laufen-
der Ruhefristen für die restliche Dauer der Nut-
zungsrechte entsprechende Rechte auf einem 
anderen Friedhofsteil oder Friedhof einzuräu-
men. Die Verstorbenen sind in diesem Fall in die 

 (5) Nutzungsbeschränkung, Schließung und 
Entwidmung des Friedhofs oder Teilen davon 
werden öffentlich bekannt gegeben. Nutzungs-
berechtigte von Wahlgrabstätten erhalten einen 
schriftlichen Bescheid, sofern ihr Aufenthalt be-
kannt oder ohne besonderen Aufwand zu ermit-
teln ist. 

(3) Nach Maßgabe des Landesrechts ist die 
Entwidmung auch vor Ablauf aller Ruhefristen 
und Nutzungsrechte zulässig, soweit gesamt-
kirchliche lnteressen nicht entgegenstehen. 
Den Nutzungsberechtigten sind für den Fall 
noch laufender Ruhefristen für die restliche 
Dauer der Nutzungsrechte entsprechende 
Rechte auf einem anderen Friedhofsteil oder 
Friedhof einzuräumen. Die Verstorbenen sind 



13 

Stellungnahmeverfahren_Anlage 2_Synopse 

neuen Grabstätten umzubetten. Die Kosten 
der Umbettung, des Umsetzens der Grabmale 
und des Herrichtens der neuen Grabstätten trägt 
der Friedhofsträger. Sofern keine Ruhefristen 
mehr laufen, kann auf Antrag des Nutzungsbe-
rechtigten statt der Umbettung eine Rückzahlung 
der auf die restliche Nutzungszeit entfallenden 
Gebühren erfolgen. 

(7) Ersatzgrabstätten werden vom Friedhofsträ-
ger auf seine Kosten in ähnlicher Weise wie die 
Grabstätten auf dem entwidmeten oder ge-
schlossenen Friedhof hergerichtet. Die Ersatz-
wahlgrabstätten werden Gegenstand des be-
stehenden Nutzungsrechtes. 
 

in diesem Fall in die neuen Grabstätten umzu-
betten. Umbettungstermine werden einen 
Monat vorher in ortsüblicher Weise öffentlich 
bekannt gemacht.  Gleichzeitig sind sie bei 
Reihengrabstätten einem Angehörigen des 
Verstorbenen, bei Wahlgrabstätten dem Nut-
zungsberechtigten mitzuteilen. Die Kosten 
der Umbettung, des Umsetzens der Grab-
male und des Herrichtens der neuen Grabstät-
ten trägt der Friedhofsträger. Die Ersatzwahl-
grabstätten werden Gegenstand des bestehen-
den Nutzungsrechtes. Sofern keine Ruhefris-
ten mehr laufen, kann auf Antrag des Nutzungs-
berechtigten statt der Umbettung eine Rückzah-
lung der auf die restliche Nutzungszeit entfallen-
den Gebühren erfolgen. 

    
(4) Die Entwidmung ist nach Maßgabe des § 53 
öffentlich bekanntzumachen. 

(4) Nutzungsbeschränkung, Schließung und 
Entwidmung eines Friedhofs oder Friedhof-
steils bedürfen zu ihrer Wirksamkeit unbescha-
det staatlicher Genehmigungserfordernisse der 
Genehmigung des Landeskirchenamtes sowie 
der öffentlichen Bekanntmachung; § 2 Absatz 3 
Satz 2 und § 9 gelten entsprechend. 

(6) Umbettungstermine werden einen Monat 
vorher in ortsüblicher Weise öffentlich bekannt 
gemacht. Gleichzeitig sind sie bei Reihengrab-
stätten einem Angehörigen des Verstorbenen, 
bei Wahlgrabstätten dem Nutzungsberechtig-
ten mitzuteilen. 

(4) Die Entwidmung eines Friedhofs oder Fried-
hofsteils bedarf der Genehmigung des Landes-
kirchenamtes. Sie ist nach Maßgabe des § 53 
öffentlich bekannt zu machen. 

    
(5) Die landesrechtlichen Mitwirkungs- und Ge-
nehmigungsvorbehalte sowie die Vorschriften 
über die Entwidmung gottesdienstlicher Gebäude 
bleiben unberührt. 

  (5) Die landesrechtlichen Mitwirkungs- und Ge-
nehmigungsvorbehalte sowie die Vorschriften 
über die Entwidmung gottesdienstlicher Ge-
bäude bleiben unberührt. 

    
  



14 

Stellungnahmeverfahren_Anlage 2_Synopse 

§ 7 
Aufgabenwahrnehmung 

§ 4 
Leitung und Verwaltung von kirchlichen 

Friedhöfen 

§ 1 
Leitung und Verwaltung des Friedhofs 

§ 7 
Aufgabenwahrnehmung 

    
  (1)  Der Friedhof in ... (Name der Ortschaft) 

steht in der Trägerschaft der Evangelischen Kir-
chengemeinde/ des Evangelischen Kirchenge-
meindeverbandes/ des Evangelischen Fried-
hofzweckverbandes* ... (Name der Körper-
schaft). 

 

    
(1) Die Verwaltung des Friedhofs obliegt dem 
Leitungsorgan des Friedhofsträgers nach Maß-
gabe der einschlägigen kirchlichen und staatli-
chen Bestimmungen. Soweit nachfolgend nichts 
anderes bestimmt ist, kann das Leitungsorgan 
Aufgaben der laufenden Friedhofsverwaltung auf 
Mitarbeitende des Friedhofsträgers übertragen. 
Eine Übertragung auf Mitarbeitende einer ande-
ren kirchlichen Körperschaft ist zulässig, wenn 
die Aufgabenwahrnehmung im Namen und unter 
Verantwortung des Friedhofsträgers erfolgt. 

(1) Der Friedhofsträger hat den Friedhof unter 
Beachtung dieser Verordnung und der hierzu 
erlassenen Mustersatzungen sowie der jeweils 
geltenden staatlichen Bestimmungen zu leiten 
und zu verwalten. Zur Mitwirkung bei der Ver-
waltung kann sich der Friedhofsträger Beauf-
tragter bedienen oder einen Friedhofsaus-
schuss bilden. Wesentliche Entscheidungen 
wie zum Beispiel das Anlegen, die Erweiterung, 
die Nutzungsbeschränkung, die Schließung 
und die Entwidmung von Friedhöfen können 
nicht auf Dritte übertragen werden, diese Ent-
scheidungen hat der Friedhofsträger selbst zu 
treffen.  

(2) Die Leitung und Aufsicht liegen beim Ge-
meindekirchenrat/ Vorstand des Friedhof-
zweckverbandes1. Zur Unterstützung der Ver-
waltung kann der Friedhofsträger einen Aus-
schuss einsetzen und mit der Leitung beauftra-
gen. Er kann sich auch Beauftragter bedienen. 
 

(1) Die Verwaltung des Friedhofs obliegt dem 
Leitungsorgan des Friedhofsträgers nach Maß-
gabe der einschlägigen kirchlichen und staatli-
chen Bestimmungen. Zur Unterstützung der 
Verwaltung kann der Friedhofsträger einen Aus-
schuss einsetzen und mit der Leitung beauftra-
gen. Soweit nachfolgend nichts Anderes be-
stimmt ist, kann das Leitungsorgan Aufgaben 
der laufenden Friedhofsverwaltung auf Mitar-
beitende des Friedhofsträgers übertragen. 
Eine Übertragung auf Mitarbeitende einer an-
deren kirchlichen Körperschaft ist zulässig, 
wenn die Aufgabenwahrnehmung im Namen 
und unter Verantwortung des Friedhofsträgers 
erfolgt. 

    
    
(2) Dem Leitungsorgan sind folgende Aufgaben 
vorbehalten: 

  (2) Dem Leitungsorgan sind folgende Aufgaben 
vorbehalten: 

1. die Wahrnehmung der Aufsicht bei Über-
tragung von Aufgaben der laufenden 
Friedhofsverwaltung (§ 7 Abs. 1 und 3), 

  1. die Wahrnehmung der Aufsicht bei Übertra-
gung von Aufgaben der laufenden Friedhofsver-
waltung (§ 7 Absatz 1 und 3), 

                                                           
1 Nicht Zutreffendes bitte streichen.  
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2. Entscheidungen über Anträge auf Zulas-
sung der Ausbettung (§ 26 Abs. 1), 

  2. Entscheidungen über Anträge auf Zulassung 
der Ausbettung (§ 26 Absatz 1), 

3. die Beschlussfassung über den Friedhofs-
haushalt (§ 42 Abs. 1), 

  3. die Beschlussfassung über den Friedhofs-
haushalt (§ 42 Absatz 1), 

4. Abhilfeentscheidungen oder Vorlagen an 
das Konsistorium in Widerspruchsverfah-
ren (§ 51), 

  4. Abhilfeentscheidungen oder Vorlagen an das 
Kreiskirchenamt in Widerspruchsverfahren 
(§ 51), 

5. der Erlass von Regelungen nach § 52 Abs. 
3, 

  5. der Erlass von Regelungen nach § 51 Absatz 
2, 

6. Beschlüsse und Rechtsgeschäfte, die 
nach § 54 einer kirchenaufsichtlichen 
Genehmigung bedürfen. 

  6. Beschlüsse und Rechtsgeschäfte, die nach 
§ 54 einer kirchenaufsichtlichen Genehmigung 
bedürfen. 

    
(3) Der Friedhofsträger kann mit Ausnahme der in 
Absatz 2 genannten Vorbehaltsaufgaben ihm ob-
liegende Aufgaben der laufenden Verwaltung, 
insbesondere Unterhaltungs-, Bestattungs- und 
Dekorationsarbeiten, durch Vertrag auf Dritte 
übertragen, die diese im Namen und unter Ver-
antwortung des Friedhofsträgers wahrnehmen. 
Ausgeschlossen ist die Übertragung der Zu-
ständigkeit für den Erlass von Verwaltungsak-
ten oder andere hoheitliche Maßnahmen mit 
unmittelbarer Rechtswirkung nach außen. 

  (3) Der Friedhofsträger kann mit Ausnahme der 
in Absatz 2 genannten Vorbehaltsaufgaben ihm 
obliegende Aufgaben der laufenden Verwal-
tung, insbesondere Unterhaltungs-, Bestat-
tungs- und Dekorationsarbeiten, durch Vertrag 
auf Dritte übertragen, die diese im Namen und 
unter Verantwortung des Friedhofsträgers 
wahrnehmen. Ausgeschlossen ist die Über-
tragung der Zuständigkeit für den Erlass von 
Verwaltungsakten oder andere hoheitliche 
Maßnahmen mit unmittelbarer Rechtswirkung 
nach außen. 

    
 (2) Der Friedhofsträger ist verpflichtet, eine 

Friedhofssatzung und eine Friedhofsgebühren-
satzung zu erlassen.  

(3) Kirchliche Aufsichtsbehörde ist das Kreiskir-
chenamt ... (nähere Bezeichnung). 

 

    
  (4) Die Aufsichtsbefugnisse der Ordnungs- und 

Gesundheitsbehörden sowie die Genehmi-
gungsrechte der im Freistaat Thüringen für die 
Kommunen zuständigen Rechtsaufsichtsbe-
hörden bleiben unberührt. 
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§ 8 

Gesamt- und Belegungspläne 
 § 23 

Friedhofs- und Belegungsplan, Baumbe-
stand 

§ 8 
Friedhofs- und Belegungsplan 

    
(1) Der Friedhofsträger erstellt einen Gesamtplan 
des Friedhofs, aus dem 

   

1. die Einteilung in Grabfelder, Abteilungen 
und sonstige Struktureinheiten ein-
schließlich erfolgter Nutzungseinschrän-
kungen nach § 5, 

   

2. die Zuordnung der Abteilungen zu allge-
meinen Gestaltungsvorschriften, 

   

3. die Zuordnung der Abteilungen zu zusätz-
lichen Gestaltungsvorschriften, 

   

4. die in den Abteilungen vorgehaltenen 
Grabstättenarten gemäß § 27 und die da-
für maßgeblichen Gebührenpositionen 

   

ersichtlich sein müssen. 
Die Informationen nach Satz 1 Nr. 2 bis 4 können 
auch in auf den Gesamtplan Bezug nehmenden 
Anlagen dargestellt werden. Der Gesamtplan soll 
auf dem Friedhof dauerhaft ausgehängt werden. 
Soweit dies aufgrund der örtlichen Verhältnisse 
nicht möglich ist, ist eine Einsichtnahme während 
der Bürozeiten der die Aufgaben der laufenden 
Friedhofsverwaltung wahrnehmenden Dienst-
stelle zu gewährleisten. Der Gesamtplan ist nach 
Maßgabe des § 53 durch Veröffentlichung eines 
Hinweises auf seinen Erlass und den Ort seines 
Aushanges oder, sofern ein Fall des Satzes 4 vor-
liegt, die Möglichkeit der Einsichtnahme öffentlich 
bekanntzumachen. 

   

    
(2) Für jede Abteilung ist ein Belegungsplan zu er-
stellen, aus dem die Lage der Grabstätten, die 

(3) Über die Belegung des Friedhofs sowie die 
Nutzungsrechte an einzelnen Grabstätten hat 

(1) Der Friedhofsträger führt einen Friedhofs- 
und Belegungsplan. Gibt es auf dem Friedhof 

(1) Der Friedhofsträger führt einen Friedhofs- 
und Belegungsplan. Gibt es auf dem Friedhof 
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Wirtschaftsflächen und die öffentlichen Wegeflä-
chen hervorgehen müssen. Sofern für eine Abtei-
lung durch den Friedhofsträger zusätzliche Ge-
staltungsvorschriften erlassen wurden, sind diese 
als Anlage zum Belegungsplan zu nehmen. Ab-
satz 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

der Friedhofsträger einen Nachweis zu führen. 
Aus Belegungsplänen muss die Lage jeder ein-
zelnen Grabstätte erkennbar sein. 

verschiedene Abteilungen, so werden diese im 
Belegungsplan entsprechend ausgewiesen.  

verschiedene Abteilungen, so werden diese im 
Belegungsplan entsprechend ausgewiesen. 
Aus dem Friedhofs- und Belegungsplan müssen 
die Lage der Grabstätten, die Wirtschaftsflächen 
und die öffentlichen Wegeflächen hervorgehen. 
Sofern für eine Abteilung durch den Friedhofs-
träger zusätzliche Gestaltungsvorschriften er-
lassen wurden, sind diese als Anlage zum Bele-
gungsplan zu nehmen. Eine Einsichtnahme in 
den Belegungsplan ist während der Bürozeiten 
der die Aufgaben der laufenden Friedhofsver-
waltung wahrnehmenden Dienststelle zu ge-
währleisten. 

    
(3) Die Pläne nach Absatz 1 und 2 können zu ei-
nem Plan verbunden werden, soweit dieser die 
vorgeschriebenen lnformationen enthält und die 
Übersichtlichkeit gewahrt bleibt. Gesamt- und Be-
legungsplan sowie der gemäß Satz 1 verbundene 
Plan können mittels elektronischer Datenverar-
beitungsprogramme geführt werden. Die Be-
kanntmachungspflicht gemäß Absatz 1 Satz 5 
und das Einsichtsrecht nach Absatz 1 Satz 4 und 
Absatz 2 Satz 3 gelten auch in diesem Fall. 

  (2) Der Belegungsplan kann mittels elektroni-
scher Datenverarbeitungsprogramme geführt 
werden. Das Einsichtsrecht nach Absatz 1 Satz 
2 gilt auch in diesem Fall. 

    
§ 9 

Gestaltungsvorschriften 
  § 9 

Gestaltungsvorschriften 
    
(1) Grabstätten in Abteilungen, die gemäß § 8 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 allgemeinen Gestaltungsvor-
schriften zugeordnet worden sind, unterliegen 
den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes, ins-
besondere der §§ 22 Abs. 1 Nr. 3, 35 bis 40. 
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(2) Für Grabstätten in Abteilungen, die gemäß § 
8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 zusätzlichen Gestaltungs-
vorschriften zugeordnet worden sind, gelten ne-
ben den Anforderungen nach Absatz 1 die sich 
aus den vom Friedhofsträger erlassenen zusätz-
lichen Gestaltungsvorschriften ergebenden An-
forderungen. Sofern zusätzliche Gestaltungsvor-
schriften nicht erlassen worden sind, gelten für 
alle Abteilungen des Friedhofs die allgemeinen 
Gestaltungsvorschriften nach Absatz 1. 

   

    
(3) Zusätzliche Gestaltungsvorschriften sind 
nach Maßgabe des § 53 öffentlich bekanntzuma-
chen. 

  (1) Soweit der Friedhofsträger zusätzliche Ge-
staltungsvorschriften (§ 52 Absatz 2 Buch-
stabe b) getroffen hat, sind diese nach Maß-
gabe des § 53 öffentlich bekannt zu machen. 

    
(4) Ist der Friedhof der einzige am Ort, so muss 
er Abteilungen vorhalten, die allgemeinen Gestal-
tungsvorschriften zugeordnet sind. Für den Be-
reich des Landes Berlin ist der Bezirk der Ort im 
Sinne von Satz 1. 

  (2) Ist der Friedhof der einzige am Ort, so muss 
er Abteilungen vorhalten, die allgemeinen Ge-
staltungsvorschriften zugeordnet sind. 

    
 § 7 Friedhofssatzung 

[nicht abgedruckt] 
  

    
 § 8 Friedhofsgebührensatzung 

[nicht abgedruckt] 
  

    
§ 10 

Verzeichnisse 
  § 10 

Verzeichnisse 
    
(1) Der Friedhofsträger hat folgende Verzeichnisse 
zu führen: 

  (1) Der Friedhofsträger hat folgende Verzeich-
nisse zu führen: 

1. Chronologisches Register, in das alle auf 
dem Friedhof durchgeführten Bestattun-

  1. Chronologisches Register, in das alle 
auf dem Friedhof durchgeführten Be-
stattungen in zeitlicher Reihenfolge 
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gen in zeitlicher Reihenfolge mit laufen-
der Nummer, Bezeichnung der Grab-
stätte, Familienname, Vorname(n), Ge-
burtstag und Tag der Bestattung oder 
Beisetzung und das die Sterbeurkunde 
ausstellende Standesamt mit Register-
nummer einzutragen sind, 

mit laufender Nummer, Bezeich-
nung der Grabstätte, Familienname, 
Vorname(n), Geburtstag und Tag der 
Bestattung oder Beisetzung und das 
die Sterbeurkunde ausstellende Stan-
desamt mit Registernummer einzutra-
gen sind, 

2. Grabstättenverzeichnis, aus dem die nach 
dem Belegungsplan vorgehaltenen Grab-
stätten mit ihren Grabstellen nach Abtei-
lung und weiteren Zuordnungskriterien wie 
Reihe und Nummer und der jeweilige Be-
legungsstatus durch Angabe von Fami-
lien- und Vornamen der Bestatteten, des 
Tages von Tod und Bestattung oder Bei-
setzung, der Dauer des Nutzungsrechts, 
von Familien- und Vorname sowie An-
schrift der oder des Nutzungsberechtig-
ten und - soweit vorhanden - der im Nut-
zungsrecht nachfolgenden Person mit 
Familien- und Vorname sowie Anschrift 
hervorgehen müssen. 

  2. Grabstättenverzeichnis, aus dem die 
nach dem Belegungsplan vorgehalte-
nen Grabstätten mit ihren Grabstellen 
nach Abteilung und weiteren Zuord-
nungskriterien wie Reihe und Nummer 
und der jeweilige Belegungsstatus 
durch Angabe von Familien- und Vor-
namen der Bestatteten, des Tages von 
Tod und Bestattung oder Beisetzung, 
der Dauer des Nutzungsrechts, von 
Familien- und Vorname sowie An-
schrift der oder des Nutzungsberech-
tigten und - soweit vorhanden - der im 
Nutzungsrecht nachfolgenden Person 
mit Familien- und Vorname sowie An-
schrift hervorgehen müssen. 

    
(2) Die Verzeichnisse nach Absatz 1 können mit-
tels elektronischer Datenverarbeitungs-pro-
gramme geführt werden. 

  (2) Die Verzeichnisse nach Absatz 1 können 
mittels elektronischer Datenverarbeitungspro-
gramme geführt werden. 

 § 12 
Kunst- und Baudenkmäler 

§ 29 
Verzeichnis geschützter Grabmale und 

Bauwerke 
 

 

(3) Die Grabstellen sind durch den Friedhofsträ-
ger mit einem Merkschild zu versehen, auf dem 
Vor- und Familiennamen, Geburts- und Sterbe-
jahr der oder des Bestatteten vermerkt sind. Fer-

Der Friedhofsträger hat für den Schutz von 
Kunst- und Baudenkmälern zu sorgen. Hierun-
ter fallende Grabmale und Bauwerke sind in ei-
nem besonderen Verzeichnis zu führen. Bei 

(1) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grab-
male und bauliche Anlagen oder solche, die als 
besondere Eigenart eines Friedhofs erhalten 
bleiben sollen, werden in einem Verzeichnis ge-
führt. 

(3) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grab-
male und bauliche Anlagen, die als besondere 
Eigenart eines Friedhofs erhalten bleiben sol-
len, sollen in einem gesonderten Verzeichnis 
geführt werden. Der Friedhofsträger kann die 
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ner soll es die laufende Nummer des chronolo-
gischen Registers gemäß Absatz 1 Nr. 1 sowie 
die sich aus dem Grabstättenverzeichnis gemäß 
Absatz 1 Nr. 2 ergebende Grabstellenbezeich-
nung ausweisen. Das Merkschild darf nur mit Zu-
stimmung des Friedhofsträgers entfernt wer-
den. Die Sätze 1 bis 3 finden keine Anwendung 
für Grabstellen auf Grabstätten gemäß § 27 Nr. 
3 Buchstabe c) (Gemeinschaftsanlagen für Fehl- 
und Totgeburten), § 27 Nr. 4 Buchstabe b) (Ur-
nenreihengrabstätten zur oberirdischen Beiset-
zung), § 27 Nr. 5 Buchstabe b) (Urnenwahlgrab-
stätten zur oberirdischen Beisetzung), § 27 Nr. 6 
(Urnengemeinschaftsgrabstätten) sowie dann, 
wenn der Friedhofsträger durch zusätzliche Ge-
staltungsvorschriften gemäß § 9 Abs. 2 im Rah-
men der §§ 28 Abs. 3, 30 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 28 Abs. 3, 31 Abs. 4, 32 Abs. 4 und 38 Abs. 
5 die individuelle Kennzeichnung der Grabstelle 
mit Vor- und Familienname sowie Geburts- und 
Sterbejahr der oder des Bestatteten vorschreibt. 

Veränderungen solcher Grabmale und Bau-
werke ist nach Maßgabe des kirchlichen und 
des staatlichen Rechts die zuständige Denk-
malbehörde zu beteiligen. 

(2) Der Friedhofsträger kann die Zustimmung 
zur Änderung derartiger Grabmale und bauli-
cher Anlagen versagen. Die zuständigen Denk-
malbehörden sind nach Maßgabe der gesetzli-
chen Bestimmungen zu beteiligen. 

Zustimmung zur Änderung derartiger Grabmale 
und baulicher Anlagen versagen. Die zuständi-
gen Denkmalbehörden sind nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen zu beteiligen. 

    
§ 11 

Datenschutz 
§ 15 

Datenschutz 
 § 11 

Datenschutz 
    
(1) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung per-
sonenbezogener Daten der 

(1) Der Friedhofsträger darf im Zusammenhang 
mit der Tätigkeit der Friedhofsverwaltung die 
hierfür erforderlichen personenbezogenen Da-
ten erheben, verarbeiten und nutzen.  

 (1) Der Friedhofsträger darf im Zusammenhang 
mit der Tätigkeit der Friedhofsverwaltung die 
hierfür erforderlichen personenbezogenen Da-
ten erheben, verarbeiten und nutzen.  

1. Nutzungsberechtigten und ihrer benann-
ten Nachfolgenden, 

   

2. der auf dem Friedhof gewerblich Tätigen,    
3. der Bestatteten    
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durch den Friedhofsträger ist - auch unter Einsatz 
von Datenverarbeitungsanlagen - zulässig, so-
weit dies zur Erfüllung der dem Friedhofsträger 
obliegenden Aufgaben erforderlich ist. 

   

    
 (2) Die Übermittlung personenbezogener Da-

ten an andere Stellen ist nur zulässig, wenn und 
soweit 

 (2) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten an andere Stellen ist nur zulässig, wenn und 
soweit 

 a) es zur Erfüllung des Friedhofszwecks er-
forderlich ist oder  

 a) es zur Erfüllung des Friedhofszwecks er-
forderlich ist oder  

  b) der Datenempfänger ein berechtigtes In-
teresse an der Kenntnis der Daten glaub-
haft darlegt und nicht ein schutzwürdiges 
Interesse der betroffenen Person entge-
gensteht.  

  b) der Datenempfänger ein berechtigtes In-
teresse an der Kenntnis der Daten glaub-
haft darlegt und nicht ein schutzwürdiges 
Interesse der betroffenen Person entge-
gensteht.  

    
(2) Die Erforderlichkeit der Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung ist gegeben bei personenbezo-
genen Daten gemäß Absatz 1 

   

Nr. 1 bis sechs Monate nach Erlöschen des 
Nutzungsrechts an der Grabstätte, 
längstens bis zur Abwicklung aller aus 
dem Nutzungsrecht gemäß § 22 fol-
genden Ansprüche, 

   

Nr. 2  bis zum Ende der Tätigkeit, längstens 
bis zur Abwicklung aller aus der Zu-
lassung gemäß § 15 folgenden An-
sprüche, 

   

Nr. 3  bis sechs Monate nach Ablauf der Ru-
hefrist, mindestens aber bis sechs 
Monate nach Erlöschen des Nutzungs-
rechts. 

   

Die Daten der auf dem Friedhof gewerblich Täti-
gen sind nach Ablauf der Frist gemäß Satz 1 Nr. 
2 zu löschen. Nach Ablauf der in Satz 1 Nr. 1 und 
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3 genannten Fristen sind die Daten zu sperren 
und gesondert, durch technische und organisato-
rische Maßnahmen gesichert, aufzubewahren. 
Die Aufbewahrungsfrist endet bei Daten der Nut-
zungsberechtigten und ihrer benannten Nachfol-
genden zehn Jahre nach Ablauf der in Satz 1 Nr. 
1 genannten Frist, bei Daten der Bestatteten 
zehn Jahre nach Ablauf der Frist gemäß Satz 1 
Nr. 3. Nach Ende der Aufbewahrungsfrist sind die 
Daten nach Maßgabe der archivrechtlichen Vor-
schriften anzubieten oder nach archivrechtlichen 
Grundsätzen durch den Friedhofsträger zu ver-
wahren. Soweit die Übernahme durch ein Archiv 
oder Verwahrung nach Satz 5 nicht erfolgt, sind 
die Daten zu löschen. 
    
(3) Auskünfte zu den nach Absatz 1 gespeicherten 
Daten dürfen an die Betroffenen jederzeit, an 
Dritte nur bei Glaubhaftmachung eines berechtig-
ten lnteresses erteilt werden. Betroffene sind im 
FaIle der Daten Bestatteter deren Ehegattinnen o-
der Ehegatten, eingetragenen Lebenspartnerin-
nen oder Lebenspartner oder die Person, mit der 
der oder die Bestattete mindestens die letzten 
zwölf Monate vor dem Tod in eheähnlicher Ge-
meinschaft gelebt hat, die Kinder, Eltern, Stiefkin-
der, Geschwister und Enkel. Das Erfordernis der 
Glaubhaftmachung eines berechtigten lnteresses 
entfällt 30 Jahre nach dem Tod der oder des Be-
statteten. Bei den nach Absatz 2 Satz 3 gesperr-
ten Daten sind Auskünfte nur nach den für ge-
sperrte Daten geltenden Vorschriften des kirchli-
chen Datenschutzrechts zulässig. 
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 (3) Im Übrigen gelten das Datenschutzgesetz 
der Evangelischen Kirche in Deutschland2 und 
die hierzu für den Bereich der EKM erlassenen 
Ausführungsbestimmungen3 .  

 (3) Im Übrigen gelten das Datenschutzgesetz 
der Evangelischen Kirche in Deutschland und 
die hierzu für den Bereich der EKM erlassenen 
Ausführungsbestimmungen.  

    
§ 12 

Umwelt- und Naturschutz 
§ 11 

Umwelt- und Naturschutz 
 § 12 

Umwelt- und Naturschutz 
    
(1) Friedhöfe sind im Rahmen ihres Widmungs-
zwecks Ruhezonen, in denen für Menschen eine 
Atmosphäre geschaffen wird, in der sie ihrer 
Trauer nachgehen und ihrer Angehörigen geden-
ken können und in denen sich gleichzeitig Pflan-
zen und Tiere ungestört entwickeln können. 
Friedhofsträger und Friedhofsnutzer haben da-
rauf zu achten, dass die Friedhöfe einer großen 
Vielzahl an Pflanzen- und Tierarten Lebensraum 
bieten. Den Belangen des Umwelt- und Natur-
schutzes ist unter Berücksichtigung des Wid-
mungszwecks Rechnung zu tragen. 

Der Friedhofsträger hat den Belangen des Um-
welt- und Naturschutzes Rechnung zu tragen 
und für den Schutz von Naturdenkmälern zu 
sorgen. Er hat den Friedhof umweltfreundlich 
zu gestalten und zu bewirtschaften und insbe-
sondere darauf hinzuwirken, dass keine um-
weltgefährdenden Stoffe verwendet werden. 
Die entsprechenden Bestimmungen der Mus-
terfriedhofssatzung sind verbindlich.  

 (1) Friedhöfe sind im Rahmen ihres Widmungs-
zwecks Ruhezonen, in denen für Menschen 
eine Atmosphäre geschaffen wird, in der sie ih-
rer Trauer nachgehen und ihrer Angehörigen 
gedenken können und in denen sich gleichzei-
tig Pflanzen und Tiere ungestört entwickeln 
können. Friedhofsträger und Friedhofsnutzer 
haben darauf zu achten, dass die Friedhöfe ei-
ner großen Vielzahl an Pflanzen- und Tierarten 
Lebensraum bieten. Den Belangen des Um-
welt- und Naturschutzes ist unter Berücksichti-
gung des Widmungszwecks Rechnung zu tra-
gen. 

    
(2) Das Prinzip der Abfallvermeidung ist vorran-
gig vor jeder Form der Abfallbehandlung. Wenn 
technisch und nach den örtlichen Gegebenheiten 
möglich sowie wirtschaftlich zumutbar, hat die 
Abfallverwertung Vorrang vor der sonstigen Ent-
sorgung. Kunststoffe und sonstige nicht verrott-
bare Werkstoffe sollen in sämtlichen Produkten 
der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, 
Trauergebinden, Trauergestecken, im Grab-
schmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei 

  (2) Das Prinzip der Abfallvermeidung ist vorran-
gig vor jeder Form der Abfallbehandlung. Wenn 
technisch und nach den örtlichen Gegebenhei-
ten möglich sowie wirtschaftlich zumutbar, hat 
die Abfallverwertung Vorrang vor der sonstigen 
Entsorgung. Kunststoffe und sonstige nicht ver-
rottbare Werkstoffe sollen in sämtlichen Pro-
dukten der Trauerfloristik, insbesondere in 
Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im 
Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie 

                                                           
2 Vergleiche Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) vom 12. November 1993 (ABl. EKKPS 1994 S. 29; ABl. ELKTh 1994 S. 121; ABl. EKD S. 505), geändert durch 
Kirchengesetz vom 7. November 2002 (ABl. EKKPS 2003 S. 39, 76; ABl. ELKTh 2003 S. 58; ABl. EKD S. 381, 2003 S. 1). 
3 Vergleiche Datenschutzverordnung vom 9. April 2002 (ABl. EKKPS S. 103; ABl. ELKTh S. 144). 
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Pflanzenzuchtbehältern, die an der Pflanze ver-
bleiben, keine Verwendung finden. 

bei Pflanzenzuchtbehältern, die an der Pflanze 
verbleiben, keine Verwendung finden. 

    
    

Abschnitt 2  Abschnitt 2: Abschnitt 2 
Ordnungsvorschriften  Ordnungsvorschriften Ordnungsvorschriften 

    
§ 13 

Öffnungszeiten 
 § 5 

Öffnungszeiten 
§ 13 

Öffnungszeiten 
    
(1) Der Friedhofsträger legt die Öffnungszeiten 
des Friedhofes fest und gibt sie durch dauerhaf-
ten Aushang an den Friedhofseingängen oder in 
räumlicher Nähe dazu bekannt. Der Aufenthalt 
auf den Friedhöfen außerhalb der Öffnungszeiten 
ist unzulässig. Satz 2 findet keine Anwendung, 
wenn der Aufenthalt für das Erreichen von Gebäu-
den des Friedhofsträgers erforderlich ist. 

 Der Friedhof ist während der durch den Fried-
hofsträger festgesetzten Zeiten geöffnet. Die 
Öffnungszeiten werden durch Aushang an den 
Friedhofseingängen bekannt gegeben. Sonder-
regelungen können durch den Friedhofsträger 
getroffen werden. 
 

(1) Der Friedhofsträger legt die Öffnungszeiten 
des Friedhofes fest und gibt sie durch dauerhaf-
ten Aushang an den Friedhofseingängen oder 
in räumlicher Nähe dazu bekannt. Der Aufent-
halt auf den Friedhöfen außerhalb der Öff-
nungszeiten ist unzulässig. Satz 2 findet keine 
Anwendung, wenn der Aufenthalt für das Errei-
chen von Gebäuden des Friedhofsträgers erfor-
derlich ist. 

    
(2) Abweichend von den nach Absatz 1 festge-
setzten Öffnungszeiten kann der Friedhofsträger 
aus besonderem Anlass das Betreten des Fried-
hofs oder einzelner Teile gestatten oder vorüber-
gehend untersagen. 

  (2) Abweichend von den nach Absatz 1 festge-
setzten Öffnungszeiten kann der Friedhofsträ-
ger aus besonderem Anlass das Betreten des 
Friedhofs oder einzelner Teile gestatten oder 
vorübergehend untersagen. 

    
§ 14 

Verhalten auf dem Friedhof 
 § 6 

Verhalten auf dem Friedhof 
§ 14 

Verhalten auf dem Friedhof 
    
(1) Alle Personen haben sich auf dem Friedhof so 
zu verhalten, wie es dessen Würde als ein in der 
Verantwortung der christlichen Gemeinde ste-
hender Ort der Trauer, des Totengedenkens und 
der Besinnung entspricht. 

 (1) Die Friedhofsbesucher haben sich der 
Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. 
Den Anordnungen des Friedhofsträgers bezie-
hungsweise des aufsichtsbefugten Friedhofs-
personals ist Folge zu leisten. Kinder unter ... 

(1) Alle Personen haben sich auf dem Friedhof 
so zu verhalten, wie es dessen Würde als ein in 
der Verantwortung der christlichen Gemeinde 
stehender Ort der Trauer, des Totengedenkens 
und der Besinnung entspricht.  



25 

Stellungnahmeverfahren_Anlage 2_Synopse 

Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung 
Erwachsener betreten. 

    
(2) Es ist den Friedhofsnutzerinnen und -nutzern 
nicht gestattet 

 (2) Innerhalb des Friedhofs ist nicht gestattet:  (2) Innerhalb des Friedhofs ist nicht gestattet:  

1. die Wege und Friedhofsanlagen mit Fahr-
zeugen aller Art einschließlich Fahrrä-
dern, ausgenommen Rollstühlen und Kin-
derwagen, zu befahren, soweit der Fried-
hofsträger nichts Abweichendes bestimmt, 

 a) das Befahren der Wege mit Fahrzeugen 
aller Art, soweit nicht eine besondere 
Erlaubnis hierzu erteilt ist; ausgenom-
men von diesem Verbot sind Kinderwa-
gen und Rollstühle sowie Fahrzeuge 
des Friedhofsträgers und Fahrzeuge, 
die im Auftrag des Friedhofsträgers ein-
gesetzt werden, 

1. ohne vorherige Zustimmung des Friedhofs-
trägers das Befahren der Wege mit Fahrzeugen 
aller Art; ausgenommen davon sind Kinderwa-
gen und Rollstühle sowie Fahrzeuge des Fried-
hofsträgers und Fahrzeuge, die im Auftrag des 
Friedhofsträgers eingesetzt werden, 

2. ohne vorherige Zustimmung des Fried-
hofsträgers Druckschriften zu verteilen, 
Waren zu verkaufen, Dienstleistungen an-
zubieten und außer zu privaten Zwecken 
Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen zu 
erstellen und zu verwerten, 

 b) Waren aller Art, insbesondere Blumen 
und Kränze, nicht genehmigte gewerb-
liche Dienste oder nicht angezeigte 
Dienstleistungen anzubieten oder dafür 
zu werben, 

e) Druckschriften zu verteilen; ausgenom-
men sind Drucksachen, die im Rahmen 
von Bestattungsfeiern notwendig und 
üblich sind, 

d)  ohne schriftlichen Auftrag eines Be-
rechtigten beziehungsweise ohne Zu-
stimmung des Friedhofsträgers ge-
werbsmäßig zu fotografieren, 

2. ohne vorherige Zustimmung des Friedhofs-
trägers Druckschriften zu verteilen, Waren zu 
verkaufen, Dienstleistungen anzubieten und au-
ßer zu privaten Zwecken Film-, Ton-, Video- und 
Fotoaufnahmen zu erstellen und zu verwerten, 

3. Abraum und Abfälle mitzubringen oder 
Friedhofsabfälle an anderen als dafür be-
stimmten Stellen abzulegen, 

 g) Abraum und Abfälle aller Art außerhalb 
der hierfür vorgesehenen Plätze abzu-
legen, 

3. Abraum und Abfälle mitzubringen oder Fried-
hofsabfälle an anderen als dafür bestimmten 
Stellen abzulegen, 

4. Grabstätten, Grünanlagen und Wege zu 
verunreinigen oder zu beschädigen, 

 f) den Friedhof und seine Anlagen und 
Einrichtungen zu verunreinigen oder zu 
beschädigen, Einfriedungen und He-
cken zu übersteigen und Rasenflächen, 
Grabstätten und Grabeinfassungen un-
berechtigt zu betreten, 

4. Grabstätten, Grünanlagen und Wege zu ver-
unreinigen oder zu beschädigen, 
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5. Tierfutter an nicht dafür vorgesehenen 
Plätzen auszustreuen, 

  5. Tierfutter an nicht dafür vorgesehenen Plät-
zen auszustreuen, 

6. an Sonn- und Feiertagen sowie in der 
Nähe einer Bestattung oder während ei-
nes Gottesdienstes störende Arbeiten 
auszuführen, 

 c) Dienstleistungen oder störende Arbei-
ten an Sonn- und Feiertagen sowie an 
Werktagen in der Nähe einer Bestat-
tung oder Beisetzung auszuführen,  

6. an Sonn- und Feiertagen sowie in der Nähe 
einer Bestattung oder während eines Gottes-
dienstes störende Arbeiten auszuführen, 

7. die Grabstätte mit Schläuchen zu bewäs-
sern, 

   

8. chemische Unkraut- und Schädlingsbe-
kämpfungsmittel zu verwenden, 

 k) Unkrautvertilgungsmittel und chemi-
sche Schädlingsbekämpfungsmittel, 
Pestizide sowie ätzende Steinreiniger 
zu verwenden, 

7. chemische Unkraut- und Schädlingsbekämp-
fungsmittel Pestizide sowie ätzende Steinreini-
ger zu verwenden, 

9. zu lärmen und zu spielen,    
10. Hunde ohne Leine laufen zu lassen und 

Verunreinigungen durch Hunde zuzulas-
sen, 

 h) Tiere mitzubringen; ausgenommen sind 
Blindenhunde, 

8. Hunde ohne Leine laufen zu lassen und Ver-
unreinigungen durch Hunde zuzulassen, 

11. ohne vorherige Zustimmung des Fried-
hofsträgers Ansprachen, Feiern, musika-
lische Darbietungen und sonstige Veran-
staltungen außerhalb von Bestattungen 
zu halten oder durchzuführen. 

 i) Ansprachen und musikalische Darbie-
tungen außerhalb von Bestattungsfei-
ern ohne Genehmigung des Friedhofs-
trägers abzuhalten, 

9. ohne vorherige Zustimmung des Friedhofs-
trägers Ansprachen, Feiern, musikalische Dar-
bietungen und sonstige Veranstaltungen au-
ßerhalb von Bestattungen zu halten oder durch-
zuführen. 

  j) Gläser, Blechdosen und ähnliche Be-
hältnisse als Vasen oder Schalen zu 
verwenden, 

 

  l) Gießkannen, Gartengeräte und Materi-
alien jeglicher Art auf den Grabstätten 
oder hinter den Grabmalen und in An-
pflanzungen aufzubewahren, 

 

  m) Ruhebänke neben Grabstellen oder in 
deren Nähe aufzustellen. 

 

  Der Friedhofsträger ist berechtigt, bei Verstö-
ßen gegen die Buchstaben j), l), m) unpas-
sende Gegenstände entfernen zu lassen. 

 

    
(3) Wer Anordnungen der Aufsichtspersonen 
des Friedhofsträgers nicht folgt oder wiederholt 

  (3) Wer Anordnungen der Aufsichtspersonen 
des Friedhofsträgers nicht folgt oder wiederholt 
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gegen die Regelungen der Absätze 1 und 2 ver-
stößt, kann vom Friedhof verwiesen und der be-
troffenen Person kann das erneute Betreten des 
Friedhofs untersagt werden. 

gegen die Regelungen der Absätze 1 und 2 ver-
stößt, kann vom Friedhof verwiesen und der be-
troffenen Person kann das erneute Betreten 
des Friedhofs untersagt werden. 

    
  (3) Von den Bestimmungen des Absatzes 2 

kann der Friedhofsträger Ausnahmen zulassen, 
soweit diese mit dem Zweck des Friedhofs und 
dieser Satzung vereinbar sind. Erforderliche 
Genehmigungen sind rechtzeitig beim Fried-
hofsträger einzuholen. 

 

    
§ 15 

Gewerbliche Tätigkeiten 
 § 8 

Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 
§ 15 

Gewerbliche Tätigkeiten 
    
(1) Auf dem Friedhof dürfen nur solche gewerb-
lichen Tätigkeiten ausgeübt werden, die dem 
Friedhofszweck unmittelbar dienen und die sich 
der Friedhofsträger nicht nach Absatz 7 selbst 
vorbehalten hat. 

  (1) Auf dem Friedhof dürfen nur solche ge-
werblichen Tätigkeiten ausgeübt werden, die 
dem Friedhofszweck unmittelbar dienen und 
die sich der Friedhofsträger nicht nach Ab-
satz 7 selbst vorbehalten hat. 

    
(2) Wer auf dem Friedhof gewerblich tätig wer-
den will, bedarf einer vorherigen Zulassung 
durch den Friedhofsträger. Die Zulassung be-
darf eines Antrages und erfolgt durch schriftli-
chen Zulassungsbescheid, durch den der Um-
fang der zulässigen Arbeiten festgelegt wird. Die 
Zulassung ist zu befristen. Sie kann durch 
schriftlichen Bescheid des Friedhofsträgers wi-
derrufen werden, wenn die Voraussetzungen für 
ihre Erteilung entfallen sind, die gewerblich Täti-
gen oder ihre Bediensteten trotz zweimaliger 
Mahnung gegen die für den Friedhof geltenden 
Bestimmungen verstoßen haben oder ein ande-
rer wichtiger Grund vorliegt. 

 (1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner, Bestatter, 
andere Gewerbetreibende und sonstige 
Dienstleistungserbringer (im Folgenden: Ge-
werbetreibende) haben ihre Tätigkeit auf dem 
Friedhof dem Friedhofsträger vorher anzuzei-
gen. Sie erhalten nach der Anzeige vom Fried-
hofsträger für längstens ein Jahr eine Anzeige-
bestätigung, sofern die in den nachfolgenden 
Absätzen 2 und 3 geregelten Voraussetzun-
gen erfüllt sind. Auf Antrag kann eine Zulas-
sung für einen Zeitraum von drei Jahren erteilt 
werden.  
 
(8) Der Friedhofsträger kann die Tätigkeit der 
Gewerbetreibenden, die trotz Mahnung gegen 

(2) Wer auf dem Friedhof gewerblich tätig wer-
den will, bedarf einer vorherigen Zulassung 
durch den Friedhofsträger. Die Zulassung be-
darf eines Antrages und erfolgt durch schriftli-
chen Zulassungsbescheid, durch den der Um-
fang der zulässigen Arbeiten festgelegt wird. 
Die Zulassung ist zu befristen.  
 
 
 
 
 
 
Sie kann durch schriftlichen Bescheid des 
Friedhofsträgers widerrufen werden, wenn die 
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die Vorschriften der Friedhofssatzung versto-
ßen oder bei denen die Voraussetzungen des 
Absatz 2 ganz oder teilweise nicht mehr gege-
ben sind, auf Zeit oder Dauer untersagen. Bei 
einem schwerwiegenden Verstoß ist die Mah-
nung entbehrlich. 

Voraussetzungen für ihre Erteilung entfallen 
sind, die gewerblich Tätigen oder ihre Bediens-
teten trotz zweimaliger Mahnung gegen die für 
den Friedhof geltenden Bestimmungen versto-
ßen haben oder ein anderer wichtiger Grund 
vorliegt. 

    
(3) Die Zulassung steht im Ermessen des Fried-
hofsträgers. Sie ist vorbehaltlich der Regelung in 
Absatz 7 zu erteilen, wenn die gewerblich Tätigen 
für die vom Zulassungsantrag umfassten Tätig-
keiten 

1. in fachlicher, betrieblicher und persönli-
cher Hinsicht zuverlässig sind, 

2. in die Handwerksrolle eingetragen sind 
oder eine vergleichbare Qualifikation 
aufweisen und 

3. über einen ausreichenden Haftpflichtver-
sicherungsschutz verfügen. 

 (2) Der Gewerbetreibende muss in fachlicher, 
betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuver-
lässig sein und hat dem Friedhofsträger nach-
zuweisen, dass er einen für die Ausführung sei-
ner Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversi-
cherungsschutz besitzt. Wird ein Antrag auf Zu-
lassung nach Absatz 1 Satz 3 gestellt, ist die 
Zuverlässigkeit durch geeignete Unterlagen 
(zum Beispiel bei Handwerkern durch den 
Nachweis der Eintragung in die Handwerksrolle 
oder bei Gärtnern durch den Nachweis der An-
erkennung durch die Landwirtschaftskammer) 
nachzuweisen. 

(3) Die Zulassung steht im Ermessen des 
Friedhofsträgers. Sie ist vorbehaltlich der Re-
gelung in Absatz 7 zu erteilen, wenn die ge-
werblich Tätigen für die vom Zulassungsantrag 
umfassten Tätigkeiten: 

1. in fachlicher, betrieblicher und persön-
licher Hinsicht zuverlässig sind, 

2. in die Handwerksrolle eingetragen sind 
oder eine vergleichbare Qualifikation 
aufweisen und 

3. über einen ausreichenden Haftpflicht-
versicherungsschutz verfügen. 

Dem Zulassungsantrag sind geeignete Nach-
weise über das Vorliegen der Voraussetzungen 
des Satzes 1 beizufügen. Die gewerblich Tä-
tigen sind verpflichtet, dem Friedhofsträger den 
Fortfall einer Voraussetzung für die Zulassung 
unverzüglich anzuzeigen. Der Friedhofsträger 
kann auf den Nachweis nach Satz 2 verzichten, 
wenn die gewerbliche Tätigkeit auf dem Fried-
hof einmalig erfolgen soll und eine den Voraus-
setzungen der Sätze 1 und 2 entsprechende Zu-
lassung eines anderen dem Anwendungsbereich 
dieses Gesetzes unterfallenden Friedhofsträgers 
vorgelegt wird. 

  Dem Zulassungsantrag sind geeignete Nach-
weise über das Vorliegen der Voraussetzungen 
des Satzes 1 Nummer 2 und 3 beizufügen. 
Die gewerblich Tätigen sind verpflichtet, 
dem Friedhofsträger den Fortfall einer Voraus-
setzung für die Zulassung unverzüglich anzu-
zeigen. Der Friedhofsträger kann auf den Nach-
weis nach Satz 2 verzichten, wenn die gewerb-
liche Tätigkeit auf dem Friedhof einmalig erfol-
gen soll und eine den Voraussetzungen der 
Sätze 1 und 2 entsprechende Zulassung eines 
anderen dem Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes unterfallenden Friedhofsträgers vorgelegt 
wird. 
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(4) Zulassungsfrei ist das Anliefern von Särgen, 
Urnen und Überurnen, das Auslegen von Kondo-
lenzlisten und die Dekoration von Särgen und 
Urnen. Gewerblich Tätige mit Niederlassung in 
einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum, die im Inland nur vorübergehend tä-
tig sind, bedürfen keiner Zulassung, haben aber 
die Aufnahme ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof 
anzuzeigen. Die gewerbliche Tätigkeit kann 
durch schriftlichen Bescheid des Friedhofsträ-
gers untersagt werden, wenn die gewerblich Tä-
tigen oder ihre Bediensteten trotz zweimaliger 
Mahnung gegen die für den Friedhof geltenden 
Bestimmungen verstoßen haben oder ein anderer 
wichtiger Grund vorliegt. 

  (4) Zulassungsfrei ist das Anliefern von Särgen, 
Urnen und Überurnen, das Auslegen von Kon-
dolenzlisten und die Dekoration von Särgen 
und Urnen. Gewerblich Tätige mit Niederlas-
sung in einem anderen Mitgliedsstaat der Eu-
ropäischen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum, die im Inland nur vo-
rübergehend tätig sind, bedürfen keiner Zulas-
sung, haben aber die Aufnahme ihrer Tätigkeit 
auf dem Friedhof anzuzeigen. Die gewerbliche 
Tätigkeit kann durch schriftlichen Bescheid 
des Friedhofsträgers untersagt werden, wenn 
die gewerblich Tätigen oder ihre Bediensteten 
trotz zweimaliger Mahnung gegen die für den 
Friedhof geltenden Bestimmungen verstoßen ha-
ben oder ein anderer wichtiger Grund vorliegt. 

    
(5) Die gewerblich Tätigen sowie ihre Mitarbeiten-
den haben die für den Friedhof geltenden Rechts-
vorschriften zu beachten. Auf Verlangen der 
Aufsichtspersonen des Friedhofsträgers haben 
sie diesen die Zulassung nach Absatz 2 oder im 
FaIle der Anzeige nach Absatz 4 die darüber vom 
Friedhofsträger auszustellende Bestätigung vor-
zuweisen. Sie haften für alle Schäden, die sie im 
Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Fried-
hof schuldhaft verursachen. Hat der Friedhofsträ-
ger für die Ausübung gewerblicher Tätigkeiten Zei-
ten festgesetzt, ist die Durchführung solcher Arbei-
ten nur während dieser Zeiten zulässig. Die Ar-
beitsstelle ist beim Verlassen aufzuräumen und 
nach Abschluss der Arbeiten zu reinigen. Die für 
die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materi-
alien dürfen nur an den zugewiesenen Stellen und 
nicht über die Dauer der Ausführung des jeweiligen 

 (3) Der Gewerbetreibende hat die Friedhofssat-
zung und die dazu ergangenen Regelungen 
(zum Beispiel eine Grabmal- und Bepflan-
zungsordnung) schriftlich anzuerkennen und zu 
beachten.  
 
(4) Der Friedhofsträger stellt für jeden Gewer-
betreibenden nach Absatz 1 einen schriftlichen 
Berechtigungsbeleg aus. Die Gewerbetreiben-
den haben für ihre Mitarbeiter einen Bedienste-
tenausweis auszustellen. Der Berechtigungs-
beleg und der Bedienstetenausweis sind dem 
Friedhofsträger beziehungsweise dem auf-
sichtsberechtigten Friedhofspersonal auf Ver-
langen vorzuzeigen. 
 

(5) Die gewerblich Tätigen sowie ihre Mitarbei-
tenden haben die für den Friedhof geltenden 
Rechtsvorschriften zu beachten.  
 
 
 
Auf Verlangen der Aufsichtspersonen des 
Friedhofsträgers haben sie diesen die Zulassung 
nach Absatz 2 oder im FaIle der Anzeige nach 
Absatz 4 die darüber vom Friedhofsträger aus-
zustellende Bestätigung vorzuweisen.  
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Auftrages hinaus gelagert werden. Alle bei den Ar-
beiten anfallenden Abfälle sind durch die gewerb-
lich Tätigen vom Friedhof zu entfernen. Gewerbli-
che Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserent-
nahmestellen des Friedhofs gereinigt werden. Die 
vom Friedhofsträger für die Befahrung freigegebe-
nen Wege des Friedhofs dürfen nur mit Fahrzeu-
gen mit einem zulässigen Gesamtgewicht bis zu 
3,5 t befahren werden, soweit der Friedhofsträger 
nichts anderes bestimmt. 

(5) Der Gewerbetreibende haftet für alle Schä-
den, die er oder seine Bediensteten im Zusam-
menhang mit der Tätigkeit auf dem Friedhof 
schuldhaft verursachen. Entstehen durch Ver-
letzung der Verkehrssicherungs-pflichten 
Schäden bei Dritten, hat der Nutzungsberech-
tigte den Friedhofsträger von der Haftung frei-
zustellen. 
 
(6) Gewerbliche Arbeiten und Dienstleistungen 
auf dem Friedhof dürfen nur werktags innerhalb 
der Öffnungszeiten ausgeführt werden. Die Ar-
beiten sind eine halbe Stunde vor Ablauf der 
Öffnungszeit des Friedhofs, jedoch spätestens 
um 19.00 Uhr, an Samstagen und an Werkta-
gen vor Feiertagen spätestens um 13.00 Uhr zu 
beenden. Soweit Öffnungszeiten nicht festge-
legt sind, dürfen die Arbeiten in den Monaten 
März bis Oktober nicht vor 6.00 Uhr und in den 
Monaten November bis Februar nicht vor 7.00 
Uhr begonnen werden. Der Friedhofsträger 
kann eine Verlängerung der Arbeitszeit zulas-
sen. § 6 Absatz 2 Buchstabe c) bleibt unberührt. 
 
(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werk-
zeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof 
nur vorübergehend an den vom Friedhofsträger 
genehmigten Stellen gelagert werden. Nach 
Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und 
Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen 
Zustand zu versetzen. Die Gewerbetreibenden 
dürfen auf den Friedhöfen keinerlei Abfall, Ab-
raum-, Rest- und Verpackungsmaterial abla-
gern. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder 
in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs 
gereinigt werden. 

Sie haften für alle Schäden, die sie im Zusam-
menhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof 
schuldhaft verursachen.  
 
 
 
 
 
 
Hat der Friedhofsträger für die Ausübung ge-
werblicher Tätigkeiten Zeiten festgesetzt, ist die 
Durchführung solcher Arbeiten nur während die-
ser Zeiten zulässig. Die Arbeitsstelle ist beim 
Verlassen aufzuräumen und nach Abschluss der 
Arbeiten zu reinigen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge 
und Materialien dürfen nur an den zugewiesenen 
Stellen und nicht über die Dauer der Ausführung 
des jeweiligen Auftrages hinaus gelagert werden. 
Alle bei den Arbeiten anfallenden Abfälle sind 
durch die gewerblich Tätigen vom Friedhof zu 
entfernen. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an o-
der in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs 
gereinigt werden. Die vom Friedhofsträger für die 
Befahrung freigegebenen Wege des Friedhofs 
dürfen nur mit Fahrzeugen mit einem zulässigen 
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Gesamtgewicht bis zu 3,5 t befahren werden, so-
weit der Friedhofsträger nichts Anderes be-
stimmt. 

    
(6) Schließt ein gewerblich Tätiger mit Nut-
zungsberechtigten Grabpflegeverträge ab, de-
ren Laufzeit den Zeitraum übersteigen, für den 
ihm eine Zulassung nach Absatz 2 erteilt worden 
ist, hat er diese Verträge dem Friedhofsträger un-
ter Angabe von Namen und Anschrift der oder des 
Nutzungsberechtigten, der Bezeichnung der 
Grabstätte, Namen und Anschrift Dritter an dem 
Vertragsverhältnis Beteiligter, der Laufzeit des 
Vertrages und des Zeitpunktes des Vertragsab-
schlusses oder der Vertragsverlängerung anzu-
zeigen. Liegen die Voraussetzungen für eine Zu-
lassung während der Laufzeit der angezeigten 
Verträge nicht mehr vor, kann der Friedhofsträger 
dem gewerblich Tätigen die Erfüllung der Ver-
träge bis zu dem ihm angezeigten Laufzeitende 
gestatten. Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend. Ein 
Anspruch auf Zulassung bis zum Ende der Ver-
tragslaufzeiten besteht nicht. 

  (6) Schließt ein gewerblich Tätiger mit Nut-
zungsberechtigten Grabpflegeverträge ab, 
deren Laufzeit den Zeitraum übersteigen, für 
den ihm eine Zulassung nach Absatz 2 erteilt 
worden ist, hat er diese Verträge dem Friedhofs-
träger unter Angabe von Namen und Anschrift 
der oder des Nutzungsberechtigten, der Be-
zeichnung der Grabstätte, Namen und Anschrift 
Dritter an dem Vertragsverhältnis Beteiligter, der 
Laufzeit des Vertrages und des Zeitpunktes des 
Vertragsabschlusses oder der Vertragsverlän-
gerung anzuzeigen. Liegen die Voraussetzun-
gen für eine Zulassung während der Laufzeit 
der angezeigten Verträge nicht mehr vor, kann 
der Friedhofsträger dem gewerblich Tätigen die 
Erfüllung der Verträge bis zu dem ihm angezeig-
ten Laufzeitende gestatten. Absatz 4 Satz 3 gilt 
entsprechend. Ein Anspruch auf Zulassung bis 
zum Ende der Vertragslaufzeiten besteht nicht. 

    
(7) Der Friedhofsträger kann sich gewerbliche 
Tätigkeiten selbst vorbehalten. Dazu zählen ins-
besondere die gärtnerische Herrichtung und lau-
fende Unterhaltung der Grabstätten, die Herrich-
tung von Einfassungen, die Herstellung der Fun-
damente für Grabmale und die Ausschmückung 
und Beleuchtung einer vorhandenen Friedhofska-
pelle, Leichenhalle oder eines gesonderten Ab-
schiednahmeraums. Soweit der Friedhofsträger 
von seinem Recht nach Satz 1 Gebrauch ge-
macht hat, kann er die Zulassung von gewerblich 
Tätigen ablehnen. Unberührt bleibt die Befugnis 

  (7) Der Friedhofsträger kann sich gewerbliche 
Tätigkeiten selbst vorbehalten. Dazu zählen 
insbesondere die gärtnerische Herrichtung und 
laufende Unterhaltung der Grabstätten, die 
Herrichtung von Einfassungen, die Herstellung 
der Fundamente für Grabmale und die Aus-
schmückung und Beleuchtung einer vorhande-
nen Friedhofskapelle, Leichenhalle oder eines 
gesonderten Abschiednahmeraums. Soweit 
der Friedhofsträger von seinem Recht nach 
Satz 1 Gebrauch gemacht hat, kann er die Zu-
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der Nutzungsberechtigten, die Grabstätte zu gie-
ßen, sauber zu halten und zu schmücken. 

lassung von gewerblich Tätigen ablehnen. Un-
berührt bleibt die Befugnis der Nutzungsberech-
tigten, die Grabstätte zu gießen, sauber zu hal-
ten und zu schmücken. 

    
Abschnitt 3  Abschnitt 3: Abschnitt 3 

Bestattungen  Bestattungsvorschriften Bestattungen 
    

§ 16 
Anmeldung der Bestattung 

§ 10 
Bestattungen, Ruhezeiten 

§ 9 
Anzeigepflicht und Bestattungszeit 

§ 16 
Anmeldung der Bestattung 

    
(1) Bestattungen sind unter Beibringung der nach 
den landesrechtlichen Bestimmungen und die-
sem Kirchengesetz (§ 17 Abs. 3 und 4, § 19 Abs. 
5) erforderlichen Unterlagen rechtzeitig beim 
Friedhofsträger anzumelden. Erfolgt die Anmel-
dung in Vollmacht einer anderen Person, hat die 
oder der Anmeldende auf Verlangen des Fried-
hofsträgers eine schriftliche Vollmachtsurkunde 
vorzulegen. Der Friedhofsträger kann eine Be-
stattung ablehnen, wenn die nach Satz 1 und 2 
beizubringenden Unterlagen nicht bis zu dem 
von ihm allgemein festgelegten Zeitpunkt, spä-
testens jedoch bis zum Termin der Bestattung 
vorliegen. 

(1) Für Bestattungen sind die ordnungsrechtli-
chen und gesundheitsrechtlichen Vorschriften 
des jeweiligen Landes verbindlich.  
 

(1) Eine auf dem Friedhof gewünschte Bestat-
tung ist beim Friedhofsträger unter Vorlage der 
Bescheinigungen des Standesamtes über die 
Beurkundung des Todesfalles oder eines Beer-
digungserlaubnisscheines der Ordnungsbe-
hörde rechtzeitig anzumelden. 
 

(1) Bestattungen sind unter Beibringung der 
nach den landesrechtlichen Bestimmungen und 
diesem Kirchengesetz (§ 17 Absatz 3) erforder-
lichen Unterlagen rechtzeitig beim Friedhofsträ-
ger anzumelden. Erfolgt die Anmeldung in Voll-
macht einer anderen Person, hat die oder der 
Anmeldende auf Verlangen des Friedhofsträ-
gers eine schriftliche Vollmachtsurkunde vorzu-
legen. Der Friedhofsträger kann eine Bestat-
tung ablehnen, wenn die nach Satz 1 und 2 bei-
zubringenden Unterlagen nicht bis zu dem von 
ihm allgemein festgelegten Zeitpunkt, spätes-
tens jedoch bis zum Termin der Bestattung vor-
liegen. 

    
(2) Der Friedhofsträger legt unter Berücksichti-
gung der Regelarbeitszeiten der Mitarbeitenden 
allgemein fest, an welchen Tagen und zu welchen 
Zeiten Bestattungen auf dem Friedhof durchge-
führt werden. Bestattungen an Sonntagen und 
gesetzlichen Feiertagen sind unzulässig. Die 
Wünsche der oder des Anmeldenden hinsichtlich 
des Zeitpunkts einer Bestattung sind im Rah-
men der allgemeinen Festlegungen nach Mög-
lichkeit zu berücksichtigen. 

  (2) Der Friedhofsträger legt unter Berücksichti-
gung der Regelarbeitszeiten der Mitarbeitenden 
allgemein fest, an welchen Tagen und zu wel-
chen Zeiten Bestattungen auf dem Friedhof 
durchgeführt werden. Bestattungen an Sonnta-
gen und gesetzlichen Feiertagen sind unzuläs-
sig. Die Wünsche der oder des Anmeldenden 
hinsichtlich des Zeitpunkts einer Bestattung 
sind im Rahmen der allgemeinen Festlegun-
gen nach Möglichkeit zu berücksichtigen. 
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(3) Werden auf dem Friedhof Abteilungen mit un-
terschiedlichen Gestaltungsvorschriften vorge-
halten, hat der Friedhofsträger im Rahmen der 
Anmeldung auf die Wahlmöglichkeit und die in 
den unterschiedlichen Abteilungen jeweils zu be-
achtenden Anforderungen hinzuweisen. Die oder 
der Nutzungsberechtigte hat die Anerkennung zu-
sätzlicher Gestaltungs-vorschriften (§ 9 Abs. 2) 
schriftlich zu bestätigen. 

 (§ 16 (4) Für Reihen- oder Wahlgrabstätten 
wird die Vergabe von Nutzungsrechten abhän-
gig gemacht von der schriftlichen Anerkennung 
dieser Satzung sowie der Grabmal- und Be-
pflanzungsordnung, sofern der Friedhofsträger 
eine solche erlassen hat.) 

(3) Werden auf dem Friedhof Abteilungen mit 
unterschiedlichen Gestaltungsvorschriften vor-
gehalten, hat der Friedhofsträger im Rahmen 
der Anmeldung auf die Wahlmöglichkeit und die 
in den unterschiedlichen Abteilungen jeweils zu 
beachtenden Anforderungen hinzuweisen. Die 
oder der Nutzungsberechtigte hat die Anerken-
nung zusätzlicher Gestaltungsvorschriften 
schriftlich zu bestätigen. 

    
  (2) Wird eine Bestattung in einer vorher erwor-

benen Wahlgrabstätte beantragt, ist auch das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 

(4) Wird eine Bestattung in einer vorher erwor-
benen Wahlgrabstätte beantragt, ist auch das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 

    
  (3) Soll eine Urnenbestattung erfolgen, so ist 

eine Bescheinigung über die Einäscherung vor-
zulegen. 

 

    
   (4) Als anzeigeberechtigt und verpflichtet gel-

ten, soweit der Verstorbene nicht eine ander-
weitige Verfügung getroffen hat, die Angehöri-
gen in der Reihenfolge gemäß Anlage 1.1. 
Kommen für die Bestattungspflicht mehrere 
Personen in Betracht, so geht jeweils die ältere 
Person der jüngeren Person vor. Beauftragte 
gehen Angehörigen vor. Dieser Reihenfolge 
eventuell nach dem jeweiligen Landesrecht ent-
gegenstehende Festlegungen gehen vor. 

 

    
  § 10 

Kirchliche Bestattungen 
 

    
  (1) Kirchliche Bestattungen sind gottesdienstli-

che Handlungen. 
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  (2) Der Friedhofsträger setzt Ort und Zeit der 
Bestattung im Einvernehmen mit den Angehö-
rigen, dem zuständigen Pfarrer und dem Be-
stattungsunternehmen fest. 

 

    
  (3) Die Bestattung durch einen anderen Pfarrer 

bedarf der Zustimmung des Friedhofsträgers. 
Die Bestimmungen der Kirche über die Ertei-
lung des Erlaubnisscheines (Dimissoriale) blei-
ben unberührt. Das Auftreten fremder Bestat-
tungsredner ist dem Friedhofsträger rechtzeitig 
vor Beginn der Trauerfeier anzuzeigen. 

 

    
§ 17 

Särge und Urnen 
 § 13 

Belegung, Wiederbelegung, Graböffnung 
§ 17 

Särge und Urnen 
    
(1) Bestattungen sind grundsätzlich in Särgen o-
der Urnen vorzunehmen. Der Friedhofsträger 
kann im Gesamtplan Abteilungen ausweisen, auf 
denen Bestattungen im Leichentuch zulässig 
sind, soweit das Landesrecht dies zulässt. 

 (1) In einem Sarg darf nur eine Leiche bestattet 
werden. Es ist jedoch zulässig, eine verstor-
bene Mutter mit ihrem gleichzeitig verstorbenen 
neugeborenen Kind oder zwei gleichzeitig ver-
storbene Geschwister im Alter bis zu einem 
Jahr in einem Sarg zu bestatten. 

(1) Bestattungen sind grundsätzlich in Särgen 
oder Urnen vorzunehmen. In einem Sarg darf 
nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch 
zulässig, eine verstorbene Mutter mit ihrem 
gleichzeitig verstorbenen neugeborenen Kind 
oder zwei gleichzeitig verstorbene Geschwister 
im Alter bis zu einem Jahr in einem Sarg zu be-
statten. 

  § 11 
Särge, Urnen und Trauergebinde 

 

(2) Särge und Urnen einschließlich Überurnen zur 
unterirdischen Beisetzung dürfen nicht aus 
schwer vergänglichen Stoffen wie z.B. Keramik o-
der Marmor hergestellt oder damit ausgestattet 
sein. Die verwendeten Werkstoffe dürfen nicht 
geeignet sein, die physikalische, chemische oder 
biologische Beschaffenheit des Bodens oder des 
Grundwassers nachhaltig zu verändern. Die An-
forderungen an die Beschaffenheit der Särge und 

 (1) Die Särge müssen festgefügt und so abge-
dichtet sein, dass jedes Durchsickern von 
Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Särge, 
Sargausstattungen und Sargabdichtungen dür-
fen nicht aus Kunststoffen oder sonstigen nicht 
verrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. Das 
Verwenden von mit bioziden Holzschutzmitteln 
behandelten Särgen, das Verwenden von Sär-
gen aus Tropenholz und die Verwendung von 
paradichlorbenzolhaltigen Duftsteinen ist nicht 

(2) Särge und Urnen einschließlich Überurnen 
zur unterirdischen Beisetzung dürfen nicht aus 
schwer vergänglichen Stoffen wie z.B. Keramik 
oder Marmor hergestellt oder damit ausgestat-
tet sein. Die verwendeten Werkstoffe dürfen 
nicht geeignet sein, die physikalische, chemi-
sche oder biologische Beschaffenheit des Bo-
dens oder des Grundwassers nachhaltig zu ver-
ändern. Bei oberirdischen Bestattungen sind 
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Urnen einschließlich Überurnen sowie die Vo-
raussetzungen für Bestattungen im Leichentuch 
richten sich im Übrigen nach den Vorgaben des 
staatlichen Rechts. 

gestattet und muss vom Friedhofsträger zu-
rückgewiesen werden. 
 
(5) Urnenkapseln müssen aus zersetzbarem 
Material sein. Das gilt auch für Überurnen, so-
fern es sich um eine unterirdische Bestattung 
handelt. Bei oberirdischen Bestattungen sind 
Überurnen aus zersetzbarem Material nicht zu-
lässig.4 

Überurnen aus zersetzbarem Material nicht zu-
lässig. Die Anforderungen an die Beschaffenheit 
der Särge und Urnen einschließlich Überurnen 
richten sich im Übrigen nach den Vorgaben des 
staatlichen Rechts. 

    
(3) Särge sollen nicht länger als 2,05 m, nicht hö-
her als 0,75 m ausschließlich der Sargfüße und 
nicht breiter als 0,80 m einschließlich abstehen-
der Griffe sein. Särge mit abweichenden Maßen 
sind dem Friedhofsträger mit der Bestattungsan-
meldung (§ 16 Abs. 1), spätestens jedoch drei 
Werktage vor der Bestattung mit den genauen 
Sargmaßen anzuzeigen. 

 (2) Särge sollen höchstens 2,10 m lang, im Mit-
telmaß 0,65 m hoch und 0,70 m breit sein. Sind 
in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, 
ist die Zustimmung des Friedhofsträgers bei der 
Anmeldung der Bestattung einzuholen. 
 

(3) Särge sollen höchstens 2,10 m lang, im Mit-
telmaß nicht höher als 0,75 m hoch und 0,80 m 
breit sein einschließlich abstehender Griffe. 
Sind in Ausnahmefällen größere Särge erfor-
derlich, ist dies dem Friedhofsträger mit der Be-
stattungsanmeldung (§ 16 Absatz 1), spätes-
tens jedoch drei Werktage vor der Bestattung 
mit den genauen Sargmaßen anzuzeigen. 

    
  (3) Särge von Leibesfrüchten, Fehlgeborenen 

und Kindern, die bis zum vollendeten fünften 
Lebensjahr verstorben sind, dürfen höchstens 
1,60 m lang, 0,60 m hoch und im Mittelmaß 
0,50 m breit sein. 

(4) Särge von Leibesfrüchten, Fehlgeborenen 
und Kindern, die bis zum vollendeten fünften 
Lebensjahr verstorben sind, sollen höchstens 
1,60 m lang, 0,60 m hoch und im Mittelmaß 
0,50 m breit sein. 

    
(4) Urnen sollen dem Friedhofsträger frühestens 
drei Wochen und spätestens einen Werktag vor 
der Beisetzung übergeben werden. Überurnen 
sollen nicht höher als 0,35 m sein, ihre Breite und 
Tiefe oder ihr Außendurchmesser sollen 0,24 m 
nicht überschreiten. Die Verwendung einer Über-
urne und deren Material ist dem Friedhofsträger 

  (5) Urnen sollen dem Friedhofsträger frühes-
tens drei Wochen und spätestens einen Werk-
tag vor der Beisetzung übergeben werden. 
Überurnen sollen nicht höher als 0,35 m sein, 
ihre Breite und Tiefe oder ihr Außendurchmes-
ser sollen 0,24 m nicht überschreiten. 

                                                           
4 Der letzte Satz ist zu streichen, wenn auf dem Friedhof keine oberirdischen Bestattungen möglich sind.  
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mit der Bestattungsanmeldung (§ 16 Abs. 1), spä-
testens jedoch drei Werktage vor der Beisetzung 
mitzuteilen. 
    
  (6) Trauergebinde und Kränze müssen aus na-

türlichem, biologisch abbaubarem Material her-
gestellt sein. Gebinde und Kränze sind nach 
der Trauerfeier durch die anliefernden Gärtner 
oder Bestatter beziehungsweise durch die An-
gehörigen oder Nutzungsberechtigten wieder 
abzuholen. 

 

    
  Abschnitt 6:  
  Bestattungen und Feiern  
    

§ 18 
Leichenhallen 

 § 31 
Benutzung von Leichenräumen 

§ 18 
Leichenräume 

    
(1) Soweit Leichenhallen vorhanden sind, müs-
sen diese den Vorgaben des staatlichen Rechts 
entsprechen. Sie dienen der Aufnahme der Ver-
storbenen bis zu ihrer Bestattung. 

 (1) Leichenräume sind Leichenhallen oder Lei-
chenkammern, die zur Aufnahme von Leichen 
bis zur Bestattung bestimmt sind. Sie dürfen 
nur mit Erlaubnis des Friedhofsträgers betreten 
werden. 

(1) Leichenräume sind Leichenhallen oder Lei-
chenkammern, die zur Aufnahme von Leichen 
bis zur Bestattung bestimmt sind. Sie dürfen nur 
mit Erlaubnis des Friedhofsträgers betreten 
werden. 

    
(2) Soweit dafür eingerichtete Abschiednahme-
räume oder Einrichtungen für rituelle Waschun-
gen Verstorbener anderer Glaubensrichtungen 
vorgehalten werden, gilt Absatz 1 Satz 1 entspre-
chend. 

   

    
(3) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder 
sonstigen Bedenken bestehen, können die An-
gehörigen von den Verstorbenen in einem vom 
Friedhofsträger festgelegten Zeitraum in der Lei-
chenhalle oder einem gesonderten Abschiednah-
meraum am offenen Sarg Abschied nehmen. Die 

 (2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen o-
der sonstigen Bedenken bestehen, können die 
Angehörigen die Verstorbenen während der 
festgesetzten Zeiten sehen. Soweit es der 

(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen o-
der sonstigen Bedenken bestehen, können die 
Angehörigen von den Verstorbenen in einem 
vom Friedhofsträger festgelegten Zeitraum in 
der Leichenhalle oder einem gesonderten Ab-
schiednahmeraum am offenen Sarg Abschied 
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Särge werden vor dem Verbringen aus der Lei-
chenhalle oder dem gesonderten Abschiednah-
meraum endgültig geschlossen. Bei fortgeschrit-
tener Verwesung der Leiche kann der Sarg je-
doch sofort endgültig geschlossen werden. Ist 
eine weitere Verwahrung eines solchen Sarges in 
der Leichenhalle nicht mehr vertretbar, kann die-
ser nach Benachrichtigung desjenigen, der die 
Bestattung angemeldet hat, vor dem vereinbarten 
Zeitpunkt bestattet werden. 

Friedhofsträger ermöglichen kann, ist die Auf-
bahrung aus religiösen oder weltanschaulichen 
Gründen zulässig. 
 
(3) Särge der an anmeldepflichtigen übertrag-
baren Krankheiten Verstorbenen sollen in ei-
nem besonderen Leichenraum aufgestellt wer-
den. Der Zutritt zu diesen Räumen und die Be-
sichtigung der Leichen bedürfen neben der Er-
laubnis des Friedhofsträgers der Erlaubnis des 
Amtsarztes. 

nehmen. Die Särge werden vor dem Verbringen 
aus der Leichenhalle oder dem gesonderten 
Abschiednahmeraum endgültig geschlossen. 
Bei fortgeschrittener Verwesung der Leiche 
kann der Sarg jedoch sofort endgültig geschlos-
sen werden. Ist eine weitere Verwahrung eines 
solchen Sarges in der Leichenhalle nicht mehr 
vertretbar, kann dieser nach Benachrichtigung 
desjenigen, der die Bestattung angemeldet hat, 
vor dem vereinbarten Zeitpunkt bestattet wer-
den. 

    
  (4) Die Grunddekoration der Leichenräume be-

sorgt der Friedhofsträger. 
 

    
§ 19 

Friedhofskapelle und Bestattungsfeiern 
 § 32 

Bestattungs- und Beisetzungsfeiern 
§ 19 

Friedhofskapelle und Bestattungsfeiern 
    
(1) Wenn eine Friedhofskapelle oder Feierhalle 
vorhanden ist, werden dort, dem Charakter eines 
kirchlichen Friedhofs entsprechend, Särge und 
Urnen zur kirchlichen Bestattung, zur nichtkirchli-
chen Bestattungsfeier oder zur stillen Abschied-
nahme aufgebahrt. Die Aufbahrung eines Sarges 
kann untersagt werden, wenn der oder die Ver-
storbene an einer meldepflichtigen übertragba-
ren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen 
des Zustandes der Leiche bestehen. 

 (1) Bestattungs- und Beisetzungsfeiern können 
in einem dafür bestimmten Raum (zum Beispiel 
Friedhofskapelle, Kirche), am Grab oder an ei-
ner anderen im Freien vorgesehenen Stelle ab-
gehalten werden. 
(2) Die Benutzung einer Kapelle oder Kirche 
kann untersagt werden, wenn der Verstorbene 
an einer meldepflichtigen übertragbaren Krank-
heit gelitten hat oder Bedenken wegen des Zu-
standes der Leiche bestehen. 

(1) Wenn eine Friedhofskapelle oder Feierhalle 
vorhanden ist, können dort, dem Charakter ei-
nes kirchlichen Friedhofs entsprechend, Särge 
und Urnen zur kirchlichen Bestattung, zur nicht-
kirchlichen Bestattungsfeier oder zur stillen Ab-
schiednahme aufgebahrt werden. Die Aufbah-
rung eines Sarges ist zu untersagen, wenn der 
oder die Verstorbene an einer meldepflichtigen 
übertragbaren Krankheit gelitten hat oder Be-
denken wegen des Zustandes der Leiche beste-
hen. 

    
  (3) Musik- und Gesangsdarbietungen auf dem 

Friedhofsgelände bedürfen der Erlaubnis des 
Friedhofsträgers. 

 

    
  



38 

Stellungnahmeverfahren_Anlage 2_Synopse 

  § 33 
Friedhofskapelle und Kirche 

 

    
  (1) Kirchliche Gebäude dienen bei der kirchli-

chen Bestattung als Stätte der Verkündigung. 
 

    
(2) Die kirchliche Bestattung ist ein Gottesdienst, 
der in der Regel von einer evangelischen Pfarre-
rin oder einem evangelischen Pfarrer geleitet 
wird. Geistliche einer zur Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen gehörenden Religionsge-
meinschaft sind bei Bestattungen ihrer Gemein-
demitglieder zugelassen und dürfen ihre Amts-
tracht tragen. Musikdarbietungen müssen sich in 
den Gottesdienst einfügen und bedürfen der vor-
herigen Zustimmung der die Bestattung nach 
Satz 1 und 2 leitenden Person und der Organistin 
oder des Organisten, soweit vom Friedhofsträger 
gestellt. Findet der Gottesdienst aus besonderem 
Anlass in einer Kirche statt, entfällt die Verpflich-
tung nach Absatz 1 Satz 1. Särge und Urnen sind 
in diesem Fall in der Kirche aufzubahren, Absatz 
1 Satz 2 und Absatz 5 gelten entsprechend. 

 (2) Der Friedhofsträger gestattet die Benut-
zung der kirchlichen Räume durch christliche 
Kirchen, die der Arbeitsgemeinschaft Christli-
cher Kirchen angehören. Die Benutzung der 
Räume durch andere Religions- oder Weltan-
schauungsgemeinschaften bedarf der Erlaub-
nis des Friedhofsträgers. Bei der Benutzung 
der kirchlichen Räume für Verstorbene, die 
keiner christlichen Kirche angehören, ist der 
Charakter dieser kirchlichen Verkündigungs-
stätte zu respektieren. Der Friedhofsträger ist 
berechtigt, Bedingungen an die Benutzung zu 
stellen. 

(2) Die kirchliche Bestattung ist ein Gottesdienst, 
der in der Regel von einer evangelischen Pfarre-
rin oder einem evangelischen Pfarrer geleitet 
wird. Geistliche einer zur Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen gehörenden Religionsge-
meinschaft sind bei Bestattungen ihrer Gemein-
demitglieder zugelassen und dürfen ihre Amts-
tracht tragen. Musikdarbietungen müssen sich in 
den Gottesdienst einfügen und bedürfen der vor-
herigen Zustimmung der die Bestattung nach 
Satz 1 und 2 leitenden Person und der Organistin 
oder des Organisten, soweit vom Friedhofsträger 
gestellt.  

    
(3) Für Rednerinnen und Redner gilt die Zulas-
sung für nichtkirchliche Bestattungsfeiern bis zu 
ihrem Widerruf als erteilt. Sie dürfen keine Amts-
tracht oder amtstrachtähnliche Bekleidung tra-
gen. Ist zu befürchten, dass eine nach Satz 1 als 
zugelassen geltende Person den christlichen 
Glauben verächtlich macht oder mit politischen 
Aufrufen hervortritt, kann sie von der Leitung der 
Bestattungsfeier und Bestattung ausgeschlossen 
werden. Verstößt die Rednerin oder der Redner 
trotz zweimaliger Mahnung gegen die für den 
Friedhof geltenden Bestimmungen oder liegt ein 

  (3) Für Rednerinnen und Redner gilt die Zulas-
sung für nichtkirchliche Bestattungsfeiern bis zu 
ihrem Widerruf als erteilt. Sie dürfen keine Amts-
tracht oder amtstrachtähnliche Bekleidung tra-
gen. Ist zu befürchten, dass eine nach Satz 1 als 
zugelassen geltende Person den christlichen 
Glauben verächtlich macht oder mit politischen 
Aufrufen hervortritt, kann sie von der Leitung der 
Bestattungsfeier und Bestattung ausgeschlossen 
werden. Verstößt die Rednerin oder der Redner 
trotz zweimaliger Mahnung gegen die für den 
Friedhof geltenden Bestimmungen oder liegt ein 
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anderer wichtiger Grund vor, kann der Friedhofs-
träger die Zulassung nach Satz 1 durch schriftli-
chen Bescheid widerrufen. Die Gestaltung der 
Feier und der Musikdarbietungen müssen der 
Würde des Ortes und seiner Eigenschaft als 
Stätte christlicher Verkündigung genügen. Sofern 
der Friedhofsträger eine Organistin oder einen 
Organisten stellt, bedürfen Musikdarbietungen 
seiner Zustimmung. Die Verwendung von Tonträ-
gern ist nur nach Anmeldung bei der Gesellschaft 
für musikalische Aufführungs- und mechanische 
Vervielfältigungsrechte (GEMA) durch die Nut-
zungsberechtigte oder den Nutzungsberechtigten 
zulässig. Der Friedhofsträger kann das im Regelfall 
dem Gottesdienst vorbehaltene Glockengeläut bei 
nichtkirchlichen Bestattungen als Totengeläut zu-
lassen. 

anderer wichtiger Grund vor, kann der Friedhofs-
träger die Zulassung nach Satz 1 durch schriftli-
chen Bescheid widerrufen. Die Gestaltung der 
Feier und der Musikdarbietungen müssen der 
Würde des Ortes und seiner Eigenschaft als 
Stätte christlicher Verkündigung genügen. Sofern 
der Friedhofsträger eine Organistin oder einen Or-
ganisten stellt, bedürfen Musikdarbietungen sei-
ner Zustimmung. Die Verwendung von Tonträ-
gern ist nur nach Anmeldung bei der Gesellschaft 
für musikalische Aufführungs- und mechanische 
Vervielfältigungsrechte (GEMA) durch die Nut-
zungsberechtigte oder den Nutzungsberechtigten 
zulässig. Der Friedhofsträger kann das im Regelfall 
dem Gottesdienst vorbehaltene Glockengeläut bei 
nichtkirchlichen Bestattungen als Totengeläut zu-
lassen. 

    
(4) Bei der stillen Abschiednahme sind Sarg oder 
Urne bis zu 15 Minuten in der Friedhofskapelle o-
der Feierhalle aufzubahren, um Teilnehmenden 
der Bestattung eine würdevolle Abschiednahme 
zu ermöglichen. Musikdarbietungen oder An-
sprachen sind unzulässig. 

   

    
  § 34 

Andere Bestattungsfeiern am Grabe 
 

    
(5) Die vom Friedhofsträger gestellte Ausstattung 
der Friedhofskapelle oder Feierhalle darf nicht 
verändert werden. Nachrufe und die Aufschriften 
von Kranzschleifen dürfen keine den christlichen 
Glauben verächtlich machenden Äußerungen o-
der politischen Aufrufe enthalten. Die Feiern nach 
Absatz 2 und 3 sollen nicht länger als 30 Minuten 
dauern. SoII die Feier länger dauern, ist dies im 

 (2) Widmungsworte auf Kränzen und Kranz-
schleifen dürfen christlichen Inhalten nicht zu-
widerlaufen. 

(4) Die vom Friedhofsträger gestellte Ausstattung 
der Friedhofskapelle oder Feierhalle darf nicht 
verändert werden. Nachrufe und die Aufschriften 
von Kranzschleifen dürfen keine den christlichen 
Glauben verächtlich machenden Äußerungen o-
der politischen Aufrufe enthalten.  
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Rahmen der Anmeldung nach § 16 Abs. 1 mitzu-
teilen. 
    
(6) Ist weder eine Friedhofskapelle oder Feier-
halle noch ein sonstiger zur Durchführung von 
Bestattungsfeiern geeigneter Raum auf dem 
Friedhof oder in Friedhofsnähe vorhanden, kön-
nen auf Beschluss des Friedhofsträgers auch 
nichtkirchliche Bestattungsfeiern in der Kirche des 
Friedhofsträgers abgehalten werden. In diesen 
Fällen dürfen die Ordnung des Raumes und die 
Zeichen des christlichen Bekenntnisses nicht ver-
ändert, verdeckt oder entfernt werden. Darauf ist 
im Rahmen der Bestattungsanmeldung hinzuwei-
sen, der Friedhofsträger soll sich die Anerken-
nung dieser Vorgaben schriftlich bestätigen las-
sen. Die Absätze 1, 3 und 5 gelten entsprechend. 

 (1) Bei Bestattungsfeiern, Ansprachen und 
der Niederlegung von Grabschmuck am 
Grabe von Verstorbenen anderer als der in § 
33 Absatz 2 Satz 1 genannten Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaften sowie Per-
sonen, die keiner christlichen Kirche angehör-
ten, ist zu respektieren, dass sich das Grab 
auf einem kirchlichen Friedhof befindet. 

(5) Auf Beschluss des Friedhofsträgers können 
auch nichtkirchliche Bestattungsfeiern in der Kir-
che des Friedhofsträgers abgehalten werden. In 
diesen Fällen dürfen die Ordnung des Raumes 
und die Zeichen des christlichen Bekenntnisses 
nicht verändert, verdeckt oder entfernt werden. 
Darauf ist im Rahmen der Bestattungsanmeldung 
hinzuweisen, der Friedhofsträger soll sich die An-
erkennung dieser Vorgaben schriftlich bestätigen 
lassen. Die Absätze 1, 3 und 5 gelten entspre-
chend. 

    
(7) Für Räume oder Örtlichkeiten zur Durchfüh-
rung des Totengebetes für Verstorbene anderer 
Glaubensrichtungen gelten die Absätze 1, 2 Satz 
2 mit Ausnahme des Erfordernisses einer Zuge-
hörigkeit zur Arbeitsgemeinschaft christlicher Kir-
chen und Satz 3, 3 Satz 3 bis 8, 4 und 5 entspre-
chend. 

   

    
(8) Särge und Urnen dürfen nur von Mitarbeiten-
den des Friedhofsträgers oder den von diesem 
damit Beauftragten getragen und abgesenkt wer-
den. Bei Bestattungen im Leichentuch gilt Satz 1 
entsprechend. Der Friedhofsträger kann Ausnah-
men im Einzelfall zulassen. 
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§ 20 
Ausheben und Schließen der Gräber 

 § 12 
Ausheben der Gräber(, Grabgewölbe) 

§ 20 
Ausheben und Schließen der Gräber 

    
(1) Die Gräber für Särge und Urnen werden von 
den Mitarbeitenden des Friedhofsträgers oder den 
von diesem damit Beauftragten ausgehoben, ge-
schmückt und geschlossen. Für die Öffnung und 
den Verschluss von Urnengrabstätten zur oberir-
dischen Beisetzung gilt Satz 1 entsprechend. 

 (1) Die Gräber werden von Beauftragten des 
Friedhofsträgers oder einem dazu berechtig-
ten Bestattungsunternehmen ausgehoben 
und wieder zugefüllt. 
 

(1) Die Gräber werden von Beauftragten des 
Friedhofsträgers oder einem dazu berechtigten 
Bestattungsunternehmen ausgehoben und wie-
der zugefüllt. Für die Öffnung und den Verschluss 
von Urnengrabstätten zur oberirdischen Beiset-
zung gilt Satz 1 entsprechend. 

    
(2) Zwischen der Erdoberfläche (ohne Grabhü-
gel) bis zur Oberkante des Sarges oder im Falle 
des § 17 Abs. 1 Satz 2 des Leichnams im Lei-
chentuch muss eine Erdschicht von mindestens 
0,90 m liegen. Grabstellen für Erdbestattungen 
müssen voneinander durch mindestens 0,30 m 
starke Erdwände getrennt sein. Vorhandene 
Grabmale sind vor dem Ausheben des Grabes so 
zu sichern, dass sie nicht umstürzen können, er-
forderlichenfalls sind sie zu entfernen. Dies gilt 
auch für Grabstätteninventar. Müssen bei einer 
Bestattung Grabmale, Anpflanzungen und der-
gleichen auf der Grabstätte oder auf benachbar-
ten Grabstätten zeitweise oder dauernd entfernt 
werden, so kann der Friedhofsträger die notwen-
digen Maßnahmen auf Kosten desjenigen treffen, 
der die Bestattung angemeldet hat oder in des-
sen Vollmacht sie angemeldet worden ist. Die o-
der der Nutzungsberechtigte einer betroffenen 
benachbarten Grabstätte ist von Maßnahmen, 
deren Folgen nicht sofort beseitigt werden kön-
nen, zu benachrichtigen. Werden beim Ausheben 
des Grabes einer Grabstelle zur Wiederbelegung 
Sargteile oder Gebeine gefunden, sind diese un-
ter der Sohle des Grabes zu versenken. Befindet 
sich in einem Grab Schlamm oder Wasser, ist 

 (2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von 
der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Ober-
kante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur 
Oberkante einer Urne mindestens 0,50 m. 
 
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen 
voneinander durch mindestens 0,30 m starke 
Erdwände getrennt sein. 
 
(6) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzube-
hör vor dem Ausheben der Gräber entfernen 
zu lassen. Sofern beim Ausheben Grabmale, 
Fundamente oder Grabzubehör durch den 
Friedhofsträger entfernt werden müssen, hat 
der Nutzungsberechtigte die dadurch entste-
henden Kosten zu erstatten. 

(2) Zwischen der Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 
bis zur Oberkante des Sarges muss eine Erd-
schicht von mindestens 0,90 m liegen. Grabstel-
len für Erdbestattungen müssen voneinander 
durch mindestens 0,30 m starke Erdwände ge-
trennt sein. Vorhandene Grabmale sind vor dem 
Ausheben des Grabes so zu sichern, dass sie 
nicht umstürzen können, erforderlichenfalls sind 
sie zu entfernen. Dies gilt auch für Grabstättenin-
ventar. Müssen bei einer Bestattung Grabmale, 
Anpflanzungen und dergleichen auf der Grab-
stätte oder auf benachbarten Grabstätten zeit-
weise oder dauernd entfernt werden, so kann der 
Friedhofsträger die notwendigen Maßnahmen 
auf Kosten desjenigen treffen, der die Bestattung 
angemeldet hat oder in dessen Vollmacht sie an-
gemeldet worden ist. Die oder der Nutzungsbe-
rechtigte einer betroffenen benachbarten Grab-
stätte ist von Maßnahmen, deren Folgen nicht so-
fort beseitigt werden können, zu benachrichtigen.  
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das Einsenken von Särgen oder Leichnamen im 
Leichentuch unzulässig. 
    
(3) Die Tiefe eines Urnengrabes beträgt von der 
Erdoberfläche (ohne Grabhügel) mindestens 
0,80 m. Werden bei Aushebung eines Grabes zur 
Wiederbelegung der Grabstätte Urnenreste ge-
funden, sind diese unter der Sohle des neuen Gra-
bes zu versenken. Überurnen können entfernt 
werden. Bei Urnengrabstätten zur oberirdischen 
Beisetzung wird die Asche nach Erlöschen des 
Nutzungsrechts an geeigneter Stelle des Fried-
hofs in würdiger Weise der Erde übergeben. 

  (3) Die Tiefe eines Urnengrabes beträgt von der 
Erdoberfläche (ohne Grabhügel) mindestens 
0,80 m. Werden bei Aushebung eines Grabes zur 
Wiederbelegung der Grabstätte Urnenreste gefun-
den, sind diese unter der Sohle des neuen Grabes 
zu versenken. Überurnen können entfernt werden. 
Bei Urnengrabstätten zur oberirdischen Beiset-
zung wird die Asche nach Erlöschen des Nut-
zungsrechts an geeigneter Stelle des Friedhofs in 
würdiger Weise der Erde übergeben. 

    
  § 13 

Belegung, Wiederbelegung, Graböffnung 
 

  (3) Wenn beim Ausheben eines Grabes zur 
Wiederbelegung Sargteile, Gebeine oder Ur-
nenreste aufgefunden werden, sind diese so-
fort mindestens 0,30 m unter der Sohle des 
neu aufgeworfenen Grabes zu versenken. 
Werden noch nicht verweste Leichenteile vor-
gefunden, so ist das Grab sofort wieder zu 
schließen und für künftige Nutzung als Bestat-
tungsstätte zu sperren. 

 
(§ 11 Särge, Urnen und Trauergebinde 

(4) Das Einsenken von Särgen in Gräber, in 
denen sich Schlamm oder Wasser befindet, 
ist unzulässig.) 
 

(4) Werden beim Ausheben des Grabes einer 
Grabstelle zur Wiederbelegung Sargteile oder 
Gebeine gefunden, sind diese mindestens 0,30 m 
unter der Sohle des Grabes zu versenken. Wer-
den noch nicht verweste Leichenteile vorgefun-
den, so ist das Grab sofort wieder zu schließen 
und für künftige Nutzung als Bestattungsstätte zu 
sperren.  
 
 
 
Befindet sich in einem Grab Schlamm oder Was-
ser, ist das Einsenken von Särgen unzulässig. 

    
  (4) Das Ausgraben einer Leiche und das Öff-

nen eines Grabes bedürfen der Genehmi-
gung des Friedhofsträgers und – soweit das 

(5) Das Ausgraben einer Leiche und das Öffnen 
eines Grabes bedürfen der Genehmigung des 
Friedhofsträgers und – soweit das Landesrecht 
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Landesrecht dies vorsieht – der Genehmi-
gung der zuständigen staatlichen Behörde. 
Dies gilt nicht für eine durch richterlichen Be-
schluss angeordnete  Leichenschau.  

dies vorsieht – der Genehmigung der zuständi-
gen staatlichen Behörde. Dies gilt nicht für eine 
durch richterlichen Beschluss angeordnete  Lei-
chenschau. 

    
Abschnitt 4 

Ruhefrist und Nutzungsrechte 
  Abschnitt 4 

Ruhefrist und Nutzungsrechte 
    

§ 21 
Ruhefrist 

 § 14 
Umbettungen 

§ 21 
Ruhefrist 

    
(1) Die Ruhe der Toten soll nicht gestört werden.  (1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich 

nicht gestört werden. 
(1) Die Ruhe der Toten soll nicht gestört werden. 

  § 15 
Ruhezeiten 

 

(2) Während des Laufs der Ruhefrist dürfen 
Grabstellen nicht wiederbelegt oder anderweitig 
verwendet werden. §§ 6 Abs. 3, 26 und 29 Abs. 1 
Satz 4 bleiben unberührt. 

(3) Grabstätten dürfen erst nach Ablauf der 
festgelegten Ruhezeit wiederbelegt oder ander-
weitig verwendet werden. 

(2) Grabstätten dürfen erst nach Ablauf der 
festgelegten Ruhezeit wiederbelegt oder an-
derweitig verwendet werden. 
 

(2) Während des Laufs der Ruhefrist dürfen 
Grabstellen nicht wiederbelegt oder anderweitig 
verwendet werden. §§ 6 Absatz 3, 26 und 29 Ab-
satz 1 Satz 3 bleiben unberührt. 

    
(3) Soweit das Landesrecht nicht zwingend ab-
weichende Fristen vorschreibt, beträgt die Ruhe-
frist für Erd- und Urnenbestattungen vorbehaltlich 
der Regelung nach Satz 2 mindestens 20 Jahre. 
Der Friedhofsträger kann in der von ihm gemäß 
§ 44 zu erlassenden Friedhofsgebührenordnung 
längere Ruhefristen festlegen, soweit die örtlichen 
Verhältnisse dies erfordern. 

(2) Die Ruhezeit bei Sargbestattungen und Ur-
nenbeisetzungen beträgt in der Regel 20 Jahre. 
Der Friedhofsträger kann kürzere Ruhezeiten 
festlegen, soweit das jeweilige Landesrecht 
dies zulässt. Längere Ruhezeiten kann der 
Friedhofsträger jederzeit festlegen. 

(1) Die Ruhezeit bei Sargbestattungen und 
Urnenbeisetzungen beträgt in der Regel 20 
Jahre. Der Friedhofsträger kann kürzere Ru-
hezeiten festlegen, soweit das jeweilige Lan-
desrecht dies zulässt. Längere Ruhezeiten 
kann der Friedhofsträger jederzeit festlegen. 

(3) Soweit das Landesrecht nicht zwingend ab-
weichende Fristen vorschreibt, beträgt die Ruhe-
frist für Erd- und Urnenbestattungen in der Regel 
20 Jahre. Der Friedhofsträger kann in der von ihm 
gemäß § 44 zu erlassenden Friedhofsgebühren-
ordnung abweichende Ruhefristen festlegen, so-
weit das jeweilige Landesrecht dies zulässt und 
die örtlichen Verhältnisse dies erfordern. 

    
§ 22 

Nutzungsrechte 
 § 16 

Arten von Grabstätten und Nutzungs-
rechte 

§ 22 
Nutzungsrechte 

    
(1) Das Nutzungsrecht an einer Grabstätte um-
fasst das Recht, 

  (1) Das Nutzungsrecht an einer Grabstätte um-
fasst das Recht, 
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1. zu entscheiden, wer unter Berücksichti-
gung des § 3 auf freien Grabstellen einer 
Grabstätte bestattet werden darf, 

  1. zu entscheiden, wer unter Berücksichtigung 
des § 3 auf freien Grabstellen einer Grabstätte be-
stattet werden darf, 

2. die Einrichtungen des Friedhofs im Rah-
men des Friedhofszwecks zu nutzen, 

  2. die Einrichtungen des Friedhofs im Rahmen 
des Friedhofszwecks zu nutzen, 

3. über die Art der Gestaltung und Pflege 
der Grabstätte im Rahmen der Gestal-
tungsvorschriften zu entscheiden und die 
Pflicht, die Grabstätte innerhalb von vier 
Monaten nach Vergabe des Nutzungs-
rechts oder Durchführung der Bestattung 
gärtnerisch anzulegen und bis zum Ab-
lauf des Nutzungsrechts zu pflegen, auf-
tretende Versackungen zu beseitigen und 
die Grabstätte einschließlich der Grab-
male auch im Übrigen in einem verkehrs-
sicheren Zustand zu halten. 

 (5) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich für die 
Nutzungsberechtigten die Verpflichtung zur 
Anlage und Pflege der Grabstätten. (..) 
 

(§ 25 
Verantwortliche, Pflichten 

(3) Die Grabstätten müssen spätestens sechs 
Monate nach dem Erwerb des Nutzungsrech-
tes sowie nach jeder Bestattung beziehungs-
weise Beisetzung baldmöglichst ordnungsge-
mäß hergerichtet werden. 
(4) Die für die Grabstätten Verantwortlichen 
können die Grabstätten selbst anlegen und 
pflegen oder damit einen Gewerbetreibenden 
oder Dienstleister beauftragen. Dabei sind die 
Anforderungen des § 8 zu beachten.) 

3. über die Art der Gestaltung und Pflege der 
Grabstätte im Rahmen der Gestaltungsvorschrif-
ten zu entscheiden und die Pflicht, die Grabstätte 
innerhalb von vier Monaten nach Vergabe des 
Nutzungsrechts oder Durchführung der Bestat-
tung gärtnerisch anzulegen und bis zum Ablauf 
des Nutzungsrechts zu pflegen, auftretende Ver-
sackungen zu beseitigen und die Grabstätte ein-
schließlich der Grabmale auch im Übrigen in ei-
nem verkehrssicheren Zustand zu halten. 

   (neu) 
(2) Das Nutzungsrecht kann vergeben werden   (2) Das Nutzungsrecht kann vergeben werden 

1. an natürliche Personen,   1. an natürliche Personen, 
2. an Stiftungen oder eingetragene Ver-

eine, soweit sie gemeinnützige, mildtä-
tige oder kirchliche Zwecke verfolgen o-
der 

  2. an Stiftungen oder eingetragene Vereine, 
soweit sie gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke verfolgen oder 

3. an öffentlich-rechtliche Körperschaften.   3. an öffentlich-rechtliche Körperschaften. 
    
(3) Das Nutzungsrecht wird vorbehaltlich des 
Absatzes 5 bei der Anmeldung einer Bestattung 
(§ 16) an die natürliche oder juristische Person 
gemäß Absatz 2 vergeben, die die Bestattung 
anmeldet oder in deren Vollmacht sie angemel-

  (3) Das Nutzungsrecht wird vorbehaltlich des 
Absatzes 5 bei der Anmeldung einer Bestattung 
(§ 16) an die natürliche oder juristische Person 
gemäß Absatz 2 vergeben, die die Bestattung 
anmeldet oder in deren Vollmacht sie angemel-



45 

Stellungnahmeverfahren_Anlage 2_Synopse 

det wird. Bei Nutzungsrechtsvergaben an Perso-
nen gemäß Absatz 2 Nr. 1 erfolgt keine Prüfung 
der familiären und erbrechtlichen Verhältnisse 
durch den Friedhofsträger. Das Vorliegen der 
Voraussetzungen nach Absatz 2 Nr. 2 ist durch 
Vorlage des Feststellungsbescheides nach § 
60 a Abgabenordnung in der jeweils geltenden 
Fassung nachzuweisen. Die Nutzungsberechtig-
ten nach Absatz 2 Nr. 2 und 3 sind verpflichtet, 
bei der Vergabe des Nutzungsrechts eine zur 
rechtsgeschäftlichen Vertretung berechtigte 
Person zu benennen. Eine Nutzungsrechtsver-
gabe ist ausgeschlossen, wenn durch die oder 
den Nutzungsberechtigten mit dem Nutzungsrecht 
Einnahmen erzielt werden sollen. 

det wird. Bei Nutzungsrechtsvergaben an Perso-
nen gemäß Absatz 2 Nummer 1 erfolgt keine 
Prüfung der familiären und erbrechtlichen Ver-
hältnisse durch den Friedhofsträger. Das Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach Absatz 2 Num-
mer 2 ist durch Vorlage des Feststellungsbe-
scheides nach § 60 a Abgabenordnung in der je-
weils geltenden Fassung nachzuweisen. Die Nut-
zungsberechtigten nach Absatz 2 Nummer 2 
und 3 sind verpflichtet, bei der Vergabe des Nut-
zungsrechts eine zur rechtsgeschäftlichen Ver-
tretung berechtigte Person zu benennen. Eine 
Nutzungsrechtsvergabe ist ausgeschlossen, 
wenn durch die oder den Nutzungsberechtigten 
mit dem Nutzungsrecht Einnahmen erzielt werden 
sollen. 

    
(4) Die Vergabe des Nutzungsrechts erfolgt 
durch schriftliche Zuweisung, die mit anderen 
Regelungen, insbesondere einer Gebührenfest-
setzung, in einem Bescheid verbunden werden 
kann. Die Entstehung des Nutzungsrechts ist 
aufschiebend bedingt durch die Zahlung der fest-
gesetzten und fälligen Gebühren. Die Dauer des 
Nutzungsrechts muss mindestens der nach § 21 
einzuhaltenden Ruhefrist entsprechen. Die 
Grabstätte bleibt Eigentum des Friedhofsträgers. 
Es besteht kein Anspruch auf Überlassung des 
Nutzungsrechts an einer der Lage nach bestimm-
ten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der 
Umgebung oder der Gestaltungsvorschriften (§ 9 
Abs. 1 und 2). 

 § 16 (2) Nutzungsrechte an Grabstätten wer-
den nur unter den in dieser Satzung aufge-
stellten Bedingungen vergeben. Die Grabstät-
ten bleiben Eigentum des Friedhofsträgers. 
An ihnen bestehen nur Rechte nach dieser 
Satzung. 
 
 
 
 
 
(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb oder 
Verlängerung eines Nutzungsrechtes an ei-
ner der Lage nach bestimmten Grabstätte o-
der auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 
 

(4) Die Vergabe des Nutzungsrechts erfolgt 
durch schriftliche Zuweisung, die mit anderen 
Regelungen, insbesondere einer Gebührenfest-
setzung, in einem Bescheid verbunden werden 
kann. Die Entstehung des Nutzungsrechts ist 
aufschiebend bedingt durch die Zahlung der fest-
gesetzten und fälligen Gebühren. Die Dauer des 
Nutzungsrechts muss mindestens der nach § 21 
einzuhaltenden Ruhefrist entsprechen. Die 
Grabstätte bleibt Eigentum des Friedhofsträgers. 
Es besteht kein Anspruch auf Überlassung des 
Nutzungsrechts an einer der Lage nach bestimm-
ten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der 
Umgebung. 
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   (neu) 
(5) Der Friedhofsträger kann auf Antrag an Wahl-
grabstätten Nutzungsrechte an die natürlichen o-
der juristischen Personen gemäß Absatz 2 auch 
ohne zeitgleiche Anmeldung einer Bestattung 
vergeben. Absatz 3 Satz 2 bis 5 und Absatz 4 gel-
tend entsprechend. 

 (§ 19 Nutzungsrechte an Wahlgrabstätten 
(1) 1 Nutzungsrechte an Wahlgrabstätten 
werden nur anlässlich eines Todesfalles ver-
geben. 2 Das Nutzungsrecht beginnt mit dem 
Tag der Zuweisung.) 

(5) Der Friedhofsträger kann auf Antrag an Wahl-
grabstätten Nutzungsrechte an die natürlichen 
oder juristischen Personen gemäß Absatz 2 
auch ohne zeitgleiche Anmeldung einer Be-
stattung vergeben. Absatz 3 Satz 2 bis 5 und Ab-
satz 4 geltend entsprechend. 

    
(6) Alle Nutzungsberechtigten sind verpflichtet, 
dem Friedhofsträger eine Änderung ihrer An-
schrift und ihres Namens innerhalb von sechs Mo-
naten mitzuteilen. 

 (6) Nutzungsberechtigte haben dem Fried-
hofsträger jede Änderung ihrer Anschrift mit-
zuteilen. Für Schäden oder sonstige Nach-
teile, die sich aus der Unterlassung einer sol-
chen Mitteilung ergeben, ist der Friedhofsträ-
ger nicht ersatzpflichtig. 

(6) Alle Nutzungsberechtigten sind verpflichtet, 
dem Friedhofsträger eine Änderung ihrer An-
schrift und ihres Namens innerhalb von sechs Mo-
naten mitzuteilen. 

    
§ 23 

Übertragung von Nutzungsrechten 
 § 19 

Nutzungsrechte an Wahlgrabstätten 
 

§ 23 
Übertragung von Nutzungsrechten 

    
(1) Die oder der Nutzungsberechtigte kann 
das Nutzungsrecht mit Zustimmung des Fried-
hofsträgers übertragen. Die im Nutzungsrecht 
nachfolgende Person muss die Voraussetzun-
gen des § 22 Abs. 2 erfüllen. 

  (1) Die oder der Nutzungsberechtigte kann 
das Nutzungsrecht mit Zustimmung des Fried-
hofsträgers übertragen. Die im Nutzungsrecht 
nachfolgende Person muss die Voraussetzun-
gen des § 22 Absatz 2 erfüllen. 

    
(2) Die oder der Nutzungsberechtigte gemäß § 22 
Abs. 2 Nr. 1 soll für den Fall ihres oder seines Ab-
lebens eine ihr oder ihm in der Nutzungsberechti-
gung nachfolgende Person benennen. Der Fried-
hofsträger kann die Vergabe des Nutzungsrechts 
von einer solchen Benennung oder einer ander-
weitigen Sicherstellung der Verpflichtungen aus 
§ 22 Abs. 1 Nr. 3 abhängig machen. Wenn die be-
nannte Person mit der Nachfolge einverstanden 
ist, sind alle Angehörigen an diese Entscheidung 
der oder des Nutzungsberechtigten gebunden. 

 § 19 (6) (7) (8) (2) Die oder der Nutzungsberechtigte gemäß § 22 
Absatz 2 Nummer 1 soll für den Fall ihres oder sei-
nes Ablebens eine ihr oder ihm in der Nutzungs-
berechtigung nachfolgende Person benennen. 
Der Friedhofsträger kann die Vergabe des Nut-
zungsrechts von einer solchen Benennung oder 
einer anderweitigen Sicherstellung der Verpflich-
tungen aus § 22 Absatz 1 Nummer 3 abhängig 
machen. Wenn die benannte Person mit der 
Nachfolge einverstanden ist, sind alle Angehöri-
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Sobald der Nachfolgefall eintritt, hat die benannte 
Person das Nutzungsrecht unverzüglich auf sich 
umschreiben zu lassen. Verstirbt die oder der 
Nutzungsberechtigte, ohne eine im Nutzungs-
recht nachfolgende Person benannt zu haben o-
der lehnt diese die Nachfolge ab, wird das Nut-
zungsrecht für den Rest seiner Laufzeit in nach-
stehender Reihenfolge auf die Angehörigen der 
oder des verstorbenen Nutzungsberechtigten mit 
deren Zustimmung übertragen: 

gen an diese Entscheidung der oder des Nut-
zungsberechtigten gebunden. Sobald der Nach-
folgefall eintritt, hat die benannte Person das Nut-
zungsrecht unverzüglich auf sich umschreiben 
zu lassen. Verstirbt die oder der Nutzungsbe-
rechtigte, ohne eine im Nutzungsrecht nachfol-
gende Person benannt zu haben oder lehnt diese 
die Nachfolge ab, wird das Nutzungsrecht für den 
Rest seiner Laufzeit in nachstehender Reihen-
folge auf die Angehörigen der oder des verstor-
benen Nutzungsberechtigten mit deren Zustim-
mung übertragen: 

1. die Ehegattin oder den Ehegatten, die ein-
getragene Lebenspartnerin oder den ein-
getragenen Lebenspartner oder diejenige 
Person, mit der die oder der bisherige 
Nutzungsberechtigte mindestens die letz-
ten 12 Monate vor dem Tode in ehe- oder 
lebenspartnerschaftsähnlicher Gemein-
schaft gelebt hat, 

  1. die Ehegattin oder den Ehegatten, die ein-
getragene Lebenspartnerin oder den einge-
tragenen Lebenspartner oder diejenige Per-
son, mit der die oder der bisherige Nutzungs-
berechtigte mindestens die letzten zwölf Mo-
nate vor dem Tode in ehe- oder lebenspart-
nerschaftsähnlicher Gemeinschaft gelebt hat, 

2. die Kinder,   2. die Kinder, 
3. die Eltern,   3. die Eltern, 
4. die Stiefkinder,   4. die Stiefkinder, 
5. die Geschwister,   5. die Geschwister, 
6. die Enkel,   6. die Enkel, 
7. die nicht unter 1.-6. fallenden Erben.   7. die nicht unter 1.-6. fallenden Erben. 

lnnerhalb der einzelnen Gruppen 2. und 4. bis 7. 
wird das Nutzungsrecht auf die älteste Person 
übertragen. Mehrere gleichrangige Nachfolgende 
sollen eine gemeinsame Vertreterin oder einen 
gemeinsamen Vertreter bestellen. 

  lnnerhalb der einzelnen Gruppen 2. und 4. bis 7. 
wird das Nutzungsrecht auf die älteste Person 
übertragen. Mehrere gleichrangige Nachfolgende 
sollen eine gemeinsame Vertreterin oder einen 
gemeinsamen Vertreter bestellen. 

    
(3) Nutzungsberechtigte gemäß § 22 Abs. 2 Nr. 2 
haben durch Vorlage ihrer Satzung nachzuwei-
sen, dass im FaIle ihrer Aufhebung oder Auflö-

  (3) Nutzungsberechtigte gemäß § 22 Absatz 2 
Nummer 2 haben durch Vorlage ihrer Satzung 
nachzuweisen, dass im FaIle ihrer Aufhebung o-
der Auflösung eine Nachfolge im Nutzungsrecht 
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sung eine Nachfolge im Nutzungsrecht sicherge-
stellt ist. Der Friedhofsträger kann die Vergabe 
des Nutzungsrechts von einem solchen Nachweis 
abhängig machen. Rechtsnachfolger der Nut-
zungsberechtigten nach § 22 Abs. 2 Nr. 2 und 3 
haben das Nutzungsrecht unverzüglich auf sich 
umschreiben zu lassen und gemäß § 22 Abs. 3 
Satz 4 eine zur rechtsgeschäftlichen Vertretung 
berechtigte Person zu benennen. Nutzungsbe-
rechtigte nach § 22 Abs. 2 Nr. 2 und 3 haben dar-
über hinaus jede Änderung der von ihnen nach § 
22 Abs. 3 Satz 4 benannten, zur rechtsgeschäftli-
chen Vertretung berechtigten Personen mitzutei-
len. 

sichergestellt ist. Der Friedhofsträger kann die 
Vergabe des Nutzungsrechts von einem solchen 
Nachweis abhängig machen. Rechtsnachfolger 
der Nutzungsberechtigten nach § 22 Absatz 2 
Nummer 2 und 3 haben das Nutzungsrecht unver-
züglich auf sich umschreiben zu lassen und ge-
mäß § 22 Absatz 3 Satz 4 eine zur rechtsgeschäft-
lichen Vertretung berechtigte Person zu benen-
nen. Nutzungsberechtigte nach § 22 Absatz 2 
Nummer 2 und 3 haben darüber hinaus jede Än-
derung der von ihnen nach § 22 Absatz 3 Satz 4 
benannten, zur rechtsgeschäftlichen Vertretung 
berechtigten Personen mitzuteilen. 

    
§ 24 

Verlängerung des Nutzungsrechts 
  § 24 

Verlängerung des Nutzungsrechts 
    
(1) Die Bestattung auf einer Erd- oder Urnenwahl-
grabstätte, an der bereits ein Nutzungsrecht be-
steht, setzt die Verlängerung des Nutzungsrechts 
auf die zur Einhaltung der Ruhefrist gemäß § 21 
erforderlichen Dauer voraus. 

  (1) Die Bestattung auf einer Erd- oder Urnenwahl-
grabstätte, an der bereits ein Nutzungsrecht be-
steht, setzt die Verlängerung des Nutzungsrechts 
auf die zur Einhaltung der Ruhefrist gemäß § 21 
erforderlichen Dauer voraus. 

    
(2) Ohne Nachbestattung ist das Nutzungsrecht 
an Erd- oder Urnenwahlgrabstätten auf Antrag 
und nach Wahl des Nutzungsberechtigten jeweils 
für ein bis zehn volle Jahre zu verlängern. Der 
Antrag soll vor Ablauf des Nutzungsrechts, je-
doch frühestens ein Jahr vor dem Ablauf gestellt 
werden. Wird der Antrag nach Ablauf des Nut-
zungsrechts gestellt, wird das Nutzungsrecht 
auch in diesem Fall ab dem Zeitpunkt des Ablaufs 
verlängert. 

 § 19 (3) (2) Ohne Nachbestattung ist das Nutzungsrecht 
an Erd- oder Urnenwahlgrabstätten auf Antrag 
und nach Wahl des Nutzungsberechtigten jeweils 
für ein bis zehn volle Jahre zu verlängern. Der 
Antrag soll vor Ablauf des Nutzungsrechts, je-
doch frühestens ein Jahr vor dem Ablauf gestellt 
werden. Wird der Antrag nach Ablauf des Nut-
zungsrechts gestellt, wird das Nutzungsrecht 
auch in diesem Fall ab dem Zeitpunkt des Ablaufs 
verlängert. 
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(3) Besteht eine Grabstätte aus mehreren Grab-
stellen, so muss die Verlängerung nach den Ab-
sätzen 1 und 2 für die gesamte Grabstätte vorge-
nommen werden. Sie kann davon abhängig ge-
macht werden, dass die oder der Nutzungsbe-
rechtigte neue Gestaltungsvorschriften anerkennt 
und die Grabstätte auf eigene Kosten umgestal-
ten lässt. Bei ungepflegten Grabstätten kann die 
Verlängerung von der Sicherstellung der Grab-
pflege für den Verlängerungszeitraum abhängig 
gemacht werden. 

 § 19 (4) (3) Besteht eine Grabstätte aus mehreren Grab-
stellen, so muss die Verlängerung nach den Ab-
sätzen 1 und 2 für die gesamte Grabstätte vorge-
nommen werden. Sie kann davon abhängig ge-
macht werden, dass die oder der Nutzungsbe-
rechtigte neue Gestaltungsvorschriften anerkennt 
und die Grabstätte auf eigene Kosten umgestal-
ten lässt. Bei ungepflegten Grabstätten kann die 
Verlängerung von der Sicherstellung der Grab-
pflege für den Verlängerungszeitraum abhängig 
gemacht werden. 

    
(4) Ein Anspruch auf Verlängerung besteht nicht, 
wenn seit dem Ersterwerb des Nutzungsrechts 40 
Jahre verstrichen sind. § 5 Abs. 1 und 2 und § 6 
Abs. 3 bleiben unberührt. 

  (4) Ein Anspruch auf Verlängerung besteht nicht, 
wenn seit dem Ersterwerb des Nutzungsrechts 40 
Jahre verstrichen sind. § 5 Absatz 1 und 2 und § 6 
Absatz 3 bleiben unberührt. 

    
§ 25 

Erlöschen des Nutzungsrechts 
  § 25 

Erlöschen des Nutzungsrechts 
    
(1) Das Nutzungsrecht erlischt mit Ablauf der Zeit, 
für die das Nutzungsrecht vergeben worden ist. 
Das Erlöschen des Nutzungsrechts durch Zeitab-
lauf ist sechs Monate vorher durch Aushang an 
den Friedhofseingängen oder in räumlicher Nähe 
dazu oder durch Hinweis auf der betroffenen Grab-
stätte bekanntzumachen. Ist die oder der Nutzungs-
berechtigte ihrer oder seiner Pflicht nach § 22 Abs. 
6 nachgekommen, soll ihr oder ihm das Erlöschen 
des Nutzungsrechts mit der vorgenannten Frist zu-
sätzlich individuell mitgeteilt werden. 

 § 19 (5) (9) (10) (1) Das Nutzungsrecht erlischt mit Ablauf der Zeit, 
für die das Nutzungsrecht vergeben worden ist. 
Das Erlöschen des Nutzungsrechts durch Zeitab-
lauf ist sechs Monate vorher durch Aushang an 
den Friedhofseingängen oder in räumlicher Nähe 
dazu oder durch Hinweis auf der betroffenen Grab-
stätte bekannt zu machen. Ist die oder der Nut-
zungsberechtigte ihrer oder seiner Pflicht nach § 
22 Absatz 6 nachgekommen, soll ihr oder ihm das 
Erlöschen des Nutzungsrechts mit der vorgenann-
ten Frist zusätzlich individuell mitgeteilt werden. 
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  § 16 
Arten von Grabstätten und Nutzungs-

rechte 

(neu) 

(2) Nach Ablauf der Ruhefrist (§ 21 Abs. 3) kann die 
oder der Nutzungsberechtigte einer Wahlgrab-
stätte auf das Nutzungsrecht durch schriftliche Er-
klärung gegenüber dem Friedhofsträger verzich-
ten. Besteht eine Grabstätte aus mehreren Grab-
stellen, so ist der Verzicht nur für die gesamte 
Grabstätte zulässig. Auf Antrag der oder des Nut-
zungsberechtigten ist die Hälfte der gezahlten 
Gebühr anteilig für diejenigen vollen Jahre zu er-
statten, die nicht ausgenutzt sind. Der Anspruch 
nach Satz 3 erlischt sechs Monate nach Eingang 
der Erklärung nach Satz 1 beim Friedhofsträger. 
Ein Teilverzicht für einzelne Grabstellen kann vom 
Friedhofsträger unter Auflagen zugelassen wer-
den. Ein Anspruch auf Rückzahlung von Gebühren 
ist in diesem Fall ausgeschlossen. Der Verzicht 
führt zum Erlöschen des Nutzungsrechts. 

 (5) (..) Eine vorfristige Rückgabe des Nut-
zungsrechtes an einer Grabstätte ist grund-
sätzlich nicht möglich. Ausnahmen kann der 
Friedhofsträger im begründeten Einzelfall zu-
lassen. 
 

(2) Nach Ablauf der Ruhefrist (§ 21 Absatz 3) 
kann die oder der Nutzungsberechtigte einer 
Wahlgrabstätte auf das Nutzungsrecht durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Fried-
hofsträger verzichten. Besteht eine Grabstätte 
aus mehreren Grabstellen, so ist der Verzicht nur 
für die gesamte Grabstätte zulässig. Auf Antrag 
der oder des Nutzungsberechtigten ist die Hälfte 
der gezahlten Gebühr anteilig für diejenigen vol-
len Jahre zu erstatten, die nicht ausgenutzt sind. 
Der Anspruch nach Satz 3 erlischt sechs Monate 
nach Eingang der Erklärung nach Satz 1 beim 
Friedhofsträger. Ein Teilverzicht für einzelne 
Grabstellen kann vom Friedhofsträger unter Aufla-
gen zugelassen werden. Ein Anspruch auf Rück-
zahlung von Gebühren ist in diesem Fall ausge-
schlossen. Der Verzicht führt zum Erlöschen des 
Nutzungsrechts. 

    
(3) Sofern der Friedhofsträger den Friedhof oder 
einzelne Teile nach § 5 Abs. 1 oder 2 beschränkt 
geschlossen oder geschlossen hat, erlischt das 
Nutzungsrecht an einer betroffenen Grabstätte mit 
Ablauf der Zeit, für die es zum für die beschränkte 
Schließung oder Schließung festgelegten Zeitpunkt 
vergeben war, oder um die es im FaIle der be-
schränkten Schließung zur Anpassung an die Ru-
hefrist verlängert wird, spätestens aber mit Ablauf 
der Ruhefrist (§ 21 Abs. 3). 

  (3) Sofern der Friedhofsträger den Friedhof oder 
einzelne Teile nach § 5 Absatz 1 oder 2 be-
schränkt geschlossen oder geschlossen hat, er-
lischt das Nutzungsrecht an einer betroffenen 
Grabstätte mit Ablauf der Zeit, für die es zum für 
die beschränkte Schließung oder Schließung fest-
gelegten Zeitpunkt vergeben war, oder um die es 
im FaIle der beschränkten Schließung zur Anpas-
sung an die Ruhefrist verlängert wird, spätestens 
aber mit Ablauf der Ruhefrist (§ 21 Absatz 3). 

    
(4) Wird eine Grabstätte durch Ausbettung frei, er-
lischt das Nutzungsrecht. Besteht eine Grabstätte 
aus mehreren Grabstellen, gilt dies nur, wenn die 

  (4) Wird eine Grabstätte durch Ausbettung frei, er-
lischt das Nutzungsrecht. Besteht eine Grabstätte 
aus mehreren Grabstellen, gilt dies nur, wenn die 
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gesamte Grabstätte durch Ausbettung frei wird. 
Wird durch Ausbettung eine Wahlgrabstätte frei, so 
ist auf Antrag der oder des Nutzungsberechtigten 
die Hälfte der gezahlten Gebühr anteilig für dieje-
nigen vollen Jahre, die nicht ausgenutzt sind, zu 
erstatten. Der Anspruch nach Satz 2 erlischt 
sechs Monate nach dem Tag der Ausbettung. § 6 
Abs. 3 bleibt unberührt. 

gesamte Grabstätte durch Ausbettung frei wird. 
Wird durch Ausbettung eine Wahlgrabstätte frei, so 
ist auf Antrag der oder des Nutzungsberechtigten 
die Hälfte der gezahlten Gebühr anteilig für dieje-
nigen vollen Jahre, die nicht ausgenutzt sind, zu 
erstatten. Der Anspruch nach Satz 2 erlischt 
sechs Monate nach dem Tag der Ausbettung. § 6 
Absatz 3 bleibt unberührt. 

    
(5) Ist es binnen 12 Monaten nach Ableben einer 
oder eines Nutzungsberechtigten im Sinne des § 
22 Abs. 2 Nr. 1 oder der Aufhebung oder der Auflö-
sung eines Nutzungsberechtigten nach § 22 Abs. 2 
Nr. 2 zu keiner Übertragung des Nutzungsrechts 
nach § 23 Abs. 2 und 3 gekommen, erlischt das Nut-
zungsrecht. 

  (5) Ist es binnen zwölf Monaten nach Ableben ei-
ner oder eines Nutzungsberechtigten im Sinne des 
§ 22 Absatz 2 Nummer 1 oder der Aufhebung oder 
der Auflösung eines Nutzungsberechtigten nach 
§ 22 Absatz 2 Nummer 2 zu keiner Übertragung 
des Nutzungsrechts nach § 23 Absatz 2 und 3 ge-
kommen, erlischt das Nutzungsrecht. 

    
(6) Die Nutzungsberechtigten sind darauf hinzuwei-
sen, dass sie Grabmale, Grabstätteninventar und 
sonstige Gegenstände nach Ablauf des Nutzungs-
rechts von der Grabstätte entfernen können. Drei 
Monate nach Erlöschen des Nutzungsrechts kann 
der Friedhofsträger die Gegenstände entfernen und 
entschädigungslos darüber verfügen. Der Fried-
hofsträger kann festlegen, dass die Nutzungsbe-
rechtigten bis drei Monate nach Ablauf des Nut-
zungsrechts zur Entfernung verpflichtet sind. Die 
Regelung ist gemäß § 53 öffentlich bekanntzuma-
chen. Kommen die Nutzungsberechtigten dieser 
Verpflichtung nicht nach, kann der Friedhofsträ-
ger durch schriftlichen Bescheid die Entfernung 
verlangen. § 40 Abs. 2 Satz 2 bis 4 gilt entspre-
chend. Die Sätze 3 bis 6 gelten nicht für die unter 
die Regelungsermächtigung nach § 52 Abs. 1 Nr. 2 
fallenden Friedhöfe. 

 § 25 (8) 
§ 30 (3) 

(6) Die Nutzungsberechtigten sind darauf hinzuwei-
sen, dass sie Grabmale, Grabstätteninventar und 
sonstige Gegenstände nach Ablauf des Nutzungs-
rechts von der Grabstätte entfernen können. Drei 
Monate nach Erlöschen des Nutzungsrechts kann 
der Friedhofsträger die Gegenstände entfernen und 
entschädigungslos darüber verfügen. Der Fried-
hofsträger kann festlegen, dass die Nutzungsbe-
rechtigten bis drei Monate nach Ablauf des Nut-
zungsrechts zur Entfernung verpflichtet sind. Die 
Regelung ist gemäß § 53 öffentlich bekannt zu ma-
chen. Kommen die Nutzungsberechtigten dieser 
Verpflichtung nicht nach, kann der Friedhofsträ-
ger durch schriftlichen Bescheid die Entfernung 
verlangen. § 40 Absatz 4 Satz 2 bis 4 gilt entspre-
chend. 
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(7) Ist das Nutzungsrecht erloschen und die Ru-
hefrist abgelaufen, kann der Friedhofsträger über 
die Grabstätte anderweitig verfügen. 

  (7) Ist das Nutzungsrecht erloschen und die Ruhe-
frist abgelaufen, kann der Friedhofsträger über die 
Grabstätte anderweitig verfügen. 

    
§ 26 

Ausbettung 
 § 14 

Umbettungen 
§ 26 

Ausbettung 
    
  (1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich 

nicht gestört werden. 
 

    
(1) Auf Antrag der oder des Nutzungsberechtigten 
oder der oder des Totenfürsorgeberechtigten 
kann der Friedhofsträger die Ausbettung von Lei-
chen und Urnen zulassen, wenn ein wichtiger 
Grund eine Störung der Totenruhe (§ 21 Abs. 1) 
rechtfertigt. 

 (4) Die Erlaubnis zur Umbettung wird auf-
grund eines schriftlichen Antrags erteilt. An-
tragsberechtigt ist 
a) bei Umbettungen aus Reihengrabstätten 
der verfügungsberechtigte Angehörige des 
Verstorbenen, 
b) bei Umbettungen aus Wahlgrabstätten 
der jeweilige Nutzungsberechtigte. 
Mit dem Antrag sind entweder der Nutzungs-
vertrag, eine Verleihungsurkunde oder die 
Grabnummerkarte beziehungsweise ein vom 
Friedhofsträger ausgestellter gleichwertiger 
Nachweis vorzulegen. 

(1) Auf Antrag der oder des Nutzungsberechtigten 
oder der oder des Totenfürsorgeberechtigten 
kann der Friedhofsträger die Ausbettung von Lei-
chen und Urnen zulassen, wenn ein wichtiger 
Grund eine Störung der Totenruhe (§ 21 Absatz 1) 
rechtfertigt. 

    
(2) Bei Anträgen von Totenfürsorgeberechtigten 
müssen diese ihre Antragsberechtigung sowie die 
Zustimmung der oder des Nutzungsberechtigten 
nachweisen. 

  (2) Bei Anträgen von Totenfürsorgeberechtigten 
müssen diese ihre Antragsberechtigung sowie die 
Zustimmung der oder des Nutzungsberechtigten 
nachweisen. 

    
(3) Dem Antrag nach Absatz 1 ist der Nachweis 
beizufügen, dass eine andere Grabstätte zur Ver-
fügung steht. Bei Ausbettung von Leichen muss 
ferner die Genehmigung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde beigebracht werden. 

 (2) Umbettungen von Leichen und Urnen be-
dürfen, unbeschadet der sonstigen gesetzli-
chen Vorschriften, der Erlaubnis des Fried-
hofsträgers. Die Erlaubnis wird nur bei Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes erteilt. Soweit 
Landesrecht im ersten Jahr der Ruhezeit eine 

(3) Dem Antrag nach Absatz 1 ist der Nachweis 
beizufügen, dass eine andere Grabstätte zur Ver-
fügung steht. Bei Ausbettung von Leichen muss 
ferner die Genehmigung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde beigebracht werden. 
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Umbettung zulässt, ist zusätzlich ein dringen-
des öffentliches Interesse erforderlich. Um-
bettungen aus einer Reihengrabstätte in eine 
andere Reihengrabstätte oder Umbettungen 
aus Gemeinschaftsanlagen sind nicht zuläs-
sig; ausgenommen sind Umbettungen von 
Amts wegen. § 4 Absatz 2 und 3 bleiben un-
berührt. 

    
  (3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhan-

dene Leichen- und Aschenreste dürfen nur 
mit Erlaubnis des Friedhofsträgers in belegte 
Grabstätten umgebettet werden. 

 

    
(4) Ausbettungen von Leichen im Zeitraum von 
zwei Wochen bis zu sechs Monaten nach der Be-
stattung sind unzulässig, sofern die Ausbettung 
nicht richterlich angeordnet worden ist. 

 (8) Das Ausgraben von Leichen, Särgen, 
Aschen oder Urnen zu anderen Zwecken als 
der Umbettung bedarf einer behördlichen o-
der richterlichen Anordnung. 

(4) Ausbettungen von Leichen im Zeitraum von 
zwei Wochen bis zu sechs Monaten nach der Be-
stattung sind unzulässig, sofern die Ausbettung 
nicht richterlich angeordnet worden ist. 

    
(5) Die Ausbettung wird vom Friedhofsträger oder 
dessen Beauftragten ausgeführt. Lässt sich bei 
der Ausbettung einer Leiche der Sarg nicht he-
ben, so sind die sterblichen Überreste auf Kosten 
der oder des Antragstellenden durch ein Bestat-
tungsunternehmen in einen neuen Sarg umzu-
betten. Kann eine Urne wegen ihres Zustandes 
nicht insgesamt gehoben werden, so ist die 
Asche auf Kosten der oder des Antragstellenden 
in eine neue Urne zu füllen. Ist dies wegen des 
Zustandes der auszubettenden Urne nicht mehr 
möglich, ist die Ausbettung unzulässig. 

 (5) Die Durchführung der Umbettungen er-
folgt durch vom Friedhofsträger hierzu mit ei-
ner Erlaubnis versehene Berechtigte. Der 
Zeitpunkt der Umbettung wird vom Friedhofs-
träger festgesetzt. Umbettungen von Erdbe-
stattungen finden in der Regel nur in den Mo-
naten Dezember bis Mitte März statt.  

(5) Die Ausbettung wird vom Friedhofsträger oder 
dessen Beauftragten ausgeführt. Der Zeitpunkt 
der Umbettung wird vom Friedhofsträger festge-
setzt. Umbettungen von Erdbestattungen finden 
in der Regel nur in den Monaten Dezember bis 
Mitte März statt. Lässt sich bei der Ausbettung ei-
ner Leiche der Sarg nicht heben, so sind die 
sterblichen Überreste auf Kosten der oder des 
Antragstellenden durch ein Bestattungsunterneh-
men in einen neuen Sarg umzubetten. Kann eine 
Urne wegen ihres Zustandes nicht insgesamt ge-
hoben werden, so ist die Asche auf Kosten der 
oder des Antragstellenden in eine neue Urne zu 
füllen. Ist dies wegen des Zustandes der auszu-
bettenden Urne nicht mehr möglich, ist die Aus-
bettung unzulässig. 

    



54 

Stellungnahmeverfahren_Anlage 2_Synopse 

(6) § 20 Abs. 2 Sätze 3 bis 6 gilt entsprechend. 
§ 6 Abs. 3 bleibt unberührt. 

 (6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz 
von Schäden, die an benachbarten Grabstät-
ten und Anlagen durch eine Umbettung ent-
stehen und nicht durch den Friedhofsträger 
grob fahrlässig oder schuldhaft verursacht 
worden sind, hat der Antragsteller oder der 
Veranlasser zu tragen. 

(6) § 20 Absatz 2 Sätze 3 bis 6 gilt entsprechend. 
§ 6 Absatz 3 bleibt unberührt. 

    
(7) Die Ruhefrist wird durch die Ausbettung nicht 
unterbrochen oder verkürzt. In den Fällen des Ab-
satzes 5 Sätze 2 und 3 beginnt die für die neue 
Grabstätte maßgebliche Ruhefrist neu zu laufen. 
Für die neue Grabstätte gilt § 22 Abs. 4 Satz 3 ent-
sprechend. 

 (7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nut-
zungszeit wird durch eine Umbettung nicht 
unterbrochen oder gehemmt. 
 

(7) Die Ruhefrist wird durch die Ausbettung nicht 
unterbrochen oder verkürzt.  

    
Abschnitt 5  Abschnitt 4: Abschnitt 5 
Grabstätten  Grabstätten Grabstätten 

    
§ 27 

Grabstättenarten 
 § 16 

Arten von Grabstätten und Nutzungsrech-
ten 

§ 27 
Grabstättenarten 

    
Es können folgende Arten von Grabstätten vorge-
halten werden: 

 (1) Grabstätten werden unterschieden in:  
 

Es können folgende Arten von Grabstätten vorge-
halten werden: 

1. Erdreihengrabstätten  a) Reihengrabstätten, 1. Erdreihengrabstätten 
2. Erdwahlgrabstätten  b) Wahlgrabstätten, 2. Erdwahlgrabstätten 
3. Kindergrabstätten   3. Kindergrabstätten 

 a) Erdreihengrabstätten   a) Erdreihengrabstätten 
 b) Erdwahlgrabstätten   b) Erdwahlgrabstätten 

c)  Gemeinschaftsanlagen für Fehl- und 
Totgeburten 

  c) Gemeinschaftsanlagen für Fehl- und 
Totgeburten 

4. Urnenreihengrabstätten   4. Urnenreihengrabstätten 
a) zur unterirdischen Beisetzung   a) zur unterirdischen Beisetzung 
b) zur oberirdischen Beisetzung   b) zur oberirdischen Beisetzung 

5. Urnenwahlgrabstätten   5. Urnenwahlgrabstätten 
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a) zur unterirdischen Beisetzung   a) zur unterirdischen Beisetzung 
b) zur oberirdischen Beisetzung   b) zur oberirdischen Beisetzung 

6. Urnengemeinschaftsgrabstätten  c) Gemeinschaftsgrabanlagen, 6. Gemeinschaftsgrabanlagen für Särge oder Ur-
nen 

    
§ 28 

Erdreihengrabstätten 
 § 17 

Reihengrabstätten 
§ 28 

Erdreihengrabstätten 
    
(1) In Erdreihengrabstätten (§ 27 Nr. 1) erfolgen 
Bestattungen in Särgen oder, sofern der Fried-
hofsträger von der Ermächtigung gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 2 Gebrauch gemacht hat, im Leichen-
tuch. Jede Erdreihengrabstätte besteht aus nur ei-
ner Grabstelle und in ihr darf nur ein Sarg oder 
Leichnam bestattet werden. Die Grabstätten wer-
den der Reihe nach vergeben. Die Vergabe des 
Nutzungsrechts erfolgt nur bei Anmeldung einer 
Bestattung. Die Dauer des Nutzungsrechts ist auf 
die Dauer der Ruhefrist beschränkt. Eine Verlän-
gerung des Nutzungsrechts ist ausgeschlossen. 

 (1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für 
Sargbestattungen oder Urnenbeisetzungen, 
die im Bestattungsfall der Reihe nach und 
einzeln für die Dauer der Ruhezeit vergeben 
werden. 
(3) In einer Reihengrabstätte darf nur eine 
Leiche bestattet beziehungsweise nur eine 
Urne beigesetzt werden. 
(5) 1 Das Nutzungsrecht an einer Reihen-
grabstelle erlischt mit Ablauf der in dieser 
Satzung festgelegten Ruhezeit. 2 Ruhezeit 
und Nutzungsrecht können nicht verlängert 
werden. 

(1) In Erdreihengrabstätten (§ 27 Nummer 1) er-
folgen Bestattungen in Särgen. Jede Erdreihen-
grabstätte besteht aus nur einer Grabstelle und in 
ihr darf nur ein Sarg bestattet werden. Die Grab-
stätten werden der Reihe nach vergeben. Die 
Vergabe des Nutzungsrechts erfolgt nur bei An-
meldung einer Bestattung. Die Dauer des Nut-
zungsrechts ist auf die Dauer der Ruhefrist be-
schränkt. Eine Verlängerung des Nutzungsrechts 
ist ausgeschlossen. 

    
(2) Die Erdreihengrabstätten werden in einer 
Länge von mindestens 2,30 m und einer Breite 
von 1 m angelegt. 

 (2) Reihengräber werden eingerichtet für:  
a. Sargbestattungen; die Größe der 

Grabstätte beträgt 2,30 m mal 1,30 
m bei einer Höhe des Grabhügels 
von bis zu 15 cm, 

b. (..). 

(2) Die Erdreihengräber werden in einer Länge 
von mindestens 2,30 m und einer Breite von ma-
ximal 1,30 m angelegt. 

    
(3) Der Friedhofsträger kann im Gesamtplan 
Erdreihengrabstätten vorsehen, bei denen er 
durch zusätzliche Gestaltungsvorschriften die 
Rechte aus § 22 Abs. 1 Nr. 3 ausschließt und Vor-
gaben zur einheitlichen Gestaltung, Instandhal-
tung und Pflege durch den Friedhofsträger und 

  (3) Der Friedhofsträger kann im Belegungsplan 
Erdreihengrabstätten vorsehen, bei denen er 
durch zusätzliche Gestaltungsvorschriften die 
Rechte aus § 22 Absatz 1 Nummer 3 ausschließt 
und Vorgaben zur einheitlichen Gestaltung, In-
standhaltung und Pflege durch den Friedhofsträ-
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die Art und den Umfang der Namensnennung im 
Bereich der Grabstätten machen kann. 

ger und die Art und den Umfang der Namensnen-
nung im Bereich der Grabstätten machen kann 
(friedhofsgepflegte Erdreihengräber). 

    
§ 29 

Erdwahlgrabstätten 
 § 18 

Wahlgrabstätten 
 

§ 29 
Erdwahlgrabstätten 

   (neu) 
(1) In Erdwahlgrabstätten (§ 27 Nr. 2) erfolgen 
Bestattungen in Särgen oder, sofern der Fried-
hofsträger von der Ermächtigung gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 2 Gebrauch gemacht hat, im Leichen-
tuch. Erdwahlgrabstätten können aus mehreren 
Grabstellen bestehen. Je Grabstelle ist die Be-
stattung von einem Sarg oder Leichnam zulässig. 
Je Grabstelle dürfen bis zu zwei Urnen bestattet 
werden, soweit eine Störung der Totenruhe be-
reits Bestatteter ausgeschlossen ist. Der Fried-
hofsträger kann die Anzahl der Urnen nach Satz 4 
auf eine beschränken. Die Lage der Grabstätte 
wird im Einvernehmen zwischen dem Friedhofs-
träger und dem Nutzungsberechtigten festgelegt. 
Die Vergabe von Nutzungsrechten ohne zeitglei-
che Anmeldung einer Bestattung (§ 22 Abs. 5) 
sowie die Verlängerung von Nutzungsrechten 
nach Maßgabe des § 24 sind zulässig. 

 (1) Eine Wahlgrabstätte ist eine Grabstätte 
für eine Sargbestattung oder Urnenbeiset-
zung, an der der Erwerber ein Nutzungsrecht 
für die Dauer von bis zu ... Jahren (erste und 
zweite Belegung gemäß der in § 15 festge-
legten Ruhezeit) erwirbt und deren Lage im 
Einvernehmen mit dem Erwerber bestimmt 
wird. 
(3) 1 In einer Wahlgrabstätte darf bei Sarg-
bestattungen nur eine Leiche bestattet wer-
den. 2 In einer mit einem Sarg belegten 
Wahlgrabstätte können zusätzlich bis zu 
zwei Urnen beigesetzt werden. (..) Für eine 
Doppelwahlgrabstätte gilt die doppelte Bele-
gungszahl. 

(1) In Erdwahlgrabstätten (§ 27 Nummer 2) erfol-
gen Bestattungen in Särgen. Erdwahlgrabstätten 
können aus mehreren Grabstellen bestehen. Je 
Grabstelle ist die Bestattung von einem Sarg zu-
lässig. Je Grabstelle dürfen bis zu zwei Urnen be-
stattet werden, soweit eine Störung der Totenruhe 
bereits Bestatteter ausgeschlossen ist. Der Fried-
hofsträger kann die Anzahl der Urnen nach Satz 3 
auf eine beschränken. Die Lage der Grabstätte 
wird im Einvernehmen zwischen dem Friedhofs-
träger und dem Nutzungsberechtigten festgelegt. 
Die Vergabe von Nutzungsrechten ohne zeit-
gleiche Anmeldung einer Bestattung (§ 22 Ab-
satz 5) sowie die Verlängerung von Nutzungs-
rechten nach Maßgabe des § 24 sind zulässig.  

    
(2) Erdwahlgrabstätten mit einer Grabstelle 
sind mindestens 2,40 m lang und 1,10 m breit. 

 (2) Für Wahlgrabstätten gelten folgende Ab-
messungen:  

a. Sargbestattungen: Länge 2,50 m, 
Breite 1,25 m, 

b. (..). 
Maße auf alten Grabfeldern werden hiervon 
nicht berührt. 

(2) Erdwahlgrabstätten mit einer Grabstelle 
sind mindestens 2,40 m lang und maximal 
1,25 m breit. Maße auf alten Grabfeldern werden 
hiervon nicht berührt. 
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(3) Erbbegräbnisse früheren Rechts sind Wahl-
grabstätten im Sinne der Absätze 1 und 2. 

  (3) Erbbegräbnisse früheren Rechts sind Wahl-
grabstätten im Sinne der Absätze 1 und 2. 

    
§ 30 

Kindergrabstätten 
  § 30 

Kindergrabstätten 
    
(1) In Kindergrabstätten (§ 27 Nr. 3) werden Kin-
der bestattet, die vor Vollendung des zwölften Le-
bensjahres verstorben sind. Die Bestattungen er-
folgen in Särgen oder, sofern der Friedhofsträger 
von der Ermächtigung gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 
Gebrauch gemacht hat, im Leichentuch. 

  (1) In Kindergrabstätten (§ 27 Nummer 3) werden 
Kinder bestattet, die vor Vollendung des zwölften 
Lebensjahres verstorben sind. Die Bestattungen 
erfolgen in Särgen. 

    
(2) Erdreihengrabstätten (§ 27 Nr. 3 Buchstabe a) 
sind für Kinder, die vor Vollendung des zweiten 
Lebensjahres verstorben sind, mindestens 1,40 
m lang und 0,80 m breit, für ältere Kinder min-
destens 2 m lang und 0,90 m breit. Im Übrigen 
gilt § 28 entsprechend. 

  (2) Erdreihengrabstätten (§ 27 Nummer 3 Buch-
stabe a) sind für Kinder, die vor Vollendung des 
zweiten Lebensjahres verstorben sind, mindes-
tens 1,40 m lang und 0,80 m breit, für ältere Kin-
der mindestens 2 m lang und 0,90 m breit. Im 
Übrigen gilt § 28 entsprechend. 

    
(3) Erdwahlgrabstätten mit einer Grabstelle (§ 27 
Nr. 3 Buchstabe b) sind für Kinder, die vor Vollen-
dung des zweiten Lebensjahres verstorben sind, 
mindestens 1,40 m lang und 0,90 m breit, für äl-
tere Kinder mindestens 2 m lang und 1 m breit. 
Im Übrigen gilt § 29 entsprechend. 

  (3) Erdwahlgrabstätten mit einer Grabstelle (§ 27 
Nummer 3 Buchstabe b) sind für Kinder, die vor 
Vollendung des zweiten Lebensjahres verstorben 
sind, mindestens 1,40 m lang und 0,90 m breit, für 
ältere Kinder mindestens 2 m lang und 1 m breit. 
Im Übrigen gilt § 29 entsprechend. 

    
(4) Der Friedhofsträger kann Gemeinschaftsanla-
gen für Fehl- oder Totgeburten (§ 27 Nr. 3 Buch-
stabe c) einrichten, für die nach staatlichem 
Recht eine Bestattungspflicht nicht besteht. § 33 
gilt entsprechend. 

  (4) Der Friedhofsträger kann Gemeinschaftsanla-
gen für Fehl- oder Totgeburten (§ 27 Nummer 3 
Buchstabe c) einrichten, für die nach staatlichem 
Recht eine Bestattungspflicht nicht besteht. § 33 
gilt entsprechend. 

    
   (5) Für Bestattungen in Urnen bleiben die §§ 31 

und 32 unberührt. 
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§ 31 
Urnenreihengrabstätten 

 § 17 
Reihengrabstätten 

§ 31 
Urnenreihengrabstätten 

    
(1) Jede Urnenreihengrabstätte (§ 27 Nr. 4) be-
steht aus einer Grabstelle oder Urnenkammer. In 
ihr darf nur eine Urne beigesetzt werden. Die 
Grabstätten werden der Reihe nach vergeben. 
Die Vergabe des Nutzungsrechts erfolgt aus-
schließlich bei Anmeldung einer Bestattung. Die 
Dauer des Nutzungsrechts ist auf die Dauer der 
Ruhefrist beschränkt. Eine Verlängerung des Nut-
zungsrechts ist ausgeschlossen. 

 (1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für 
Sargbestattungen oder Urnenbeisetzungen, 
die im Bestattungsfall der Reihe nach und 
einzeln für die Dauer der Ruhezeit vergeben 
werden. 
(3) In einer Reihengrabstätte darf nur eine 
Leiche bestattet beziehungsweise nur eine 
Urne beigesetzt werden. 
(5) 1 Das Nutzungsrecht an einer Reihen-
grabstelle erlischt mit Ablauf der in dieser 
Satzung festgelegten Ruhezeit. 2 Ruhezeit 
und Nutzungsrecht können nicht verlängert 
werden. 

(1) Jede Urnenreihengrabstätte (§ 27 Nummer 4) 
besteht aus einer Grabstelle oder Urnenkammer. 
In ihr darf nur eine Urne beigesetzt werden. Die 
Grabstätten werden der Reihe nach vergeben. 
Die Vergabe des Nutzungsrechts erfolgt aus-
schließlich bei Anmeldung einer Bestattung. Die 
Dauer des Nutzungsrechts ist auf die Dauer der 
Ruhefrist beschränkt. Eine Verlängerung des Nut-
zungsrechts ist ausgeschlossen. 

    
(2) Urnenreihengrabstätten zur unterirdischen 
Beisetzung (§ 27 Nr. 4 Buchstabe a) werden in 
einer Größe von mindestens 0,50 m x 0,50 m o-
der 0,25 m2 angelegt. 

 (2) Reihengräber werden eingerichtet für:  
a. (..) 
b. Urnenbeisetzungen; die Größe der 

Grabstätte beträgt 1,00 m mal 
1,00 m. 

(2) Urnenreihengrabstätten zur unterirdischen 
Beisetzung (§ 27 Nummer 4 Buchstabe a) wer-
den in einer Größe von mindestens 0,50 m x 0,50 
m oder 0,25 m2 angelegt. 

    
(3) Bei Urnenreihengrabstätten zur oberirdischen 
Beisetzung (§ 27 Nr. 4 Buchstabe b) wird die Urne 
in eine Urnenkammer eingestellt, die sich in einer 
vom Friedhofsträger errichteten baulichen Anlage 
befindet. Die Urnenkammer muss so bemessen 
sein, dass eine Überurne nach Maßgabe des § 17 
Abs. 4 Satz 2 Aufnahme finden kann. Der Fried-
hofsträger kann durch zusätzliche Gestaltungs-
vorschriften festlegen, dass die einzelne Urnen-
kammer durch eine Verschlussplatte zu ver-
schließen ist und Vorgaben zu deren Gestaltung 
machen. 

  (3) Bei Urnenreihengrabstätten zur oberirdischen 
Beisetzung (§ 27 Nummer 4 Buchstabe b) wird 
die Urne in eine Urnenkammer eingestellt, die 
sich in einer vom Friedhofsträger errichteten bau-
lichen Anlage befindet. Die Urnenkammer muss 
so bemessen sein, dass eine Überurne nach 
Maßgabe des § 17 Absatz 4 Satz 2 Aufnahme fin-
den kann. Der Friedhofsträger kann durch zu-
sätzliche Gestaltungsvorschriften festlegen, dass 
die einzelne Urnenkammer durch eine Ver-
schlussplatte zu verschließen ist und Vorgaben 
zu deren Gestaltung machen. 
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   (neu) 
(4) Der Friedhofsträger kann im Gesamtplan Ur-
nenreihengrabstätten nach Absatz 2 vorsehen, 
die um einen Baum herum angelegt werden und 
bei denen er durch zusätzliche Gestaltungsvor-
schriften die Rechte aus § 22 Abs. 1 Nr. 3 aus-
schließt und Vorgaben zur Gestaltung des zu er-
richtenden Grabmals, zu Art und Umfang der Na-
mensnennung und zur einheitlichen Gestaltung 
der Grabstätten macht. 

  (4) Der Friedhofsträger kann im Belegungsplan 
Urnenreihengrabstätten nach Absatz 2 vorse-
hen, die um einen Baum herum angelegt wer-
den und bei denen er durch zusätzliche Gestal-
tungsvorschriften die Rechte aus § 22 Absatz 1 
Nummer 3 ausschließt und Vorgaben zur Gestal-
tung des zu errichtenden Grabmals, zu Art und 
Umfang der Namensnennung und zur einheitli-
chen Gestaltung der Grabstätten macht. 

    
§ 32 

Urnenwahlgrabstätten 
 § 18 

Wahlgrabstätten 
 

§ 32 
Urnenwahlgrabstätten 

   (neu) 
(1) Urnenwahlgrabstätten (§ 27 Nr. 5) können aus 
mehreren Grabstellen bestehen. Je Grabstelle ist 
die Beisetzung einer Urne zulässig. Die Lage der 
Grabstätte wird im Einvernehmen zwischen dem 
Friedhofsträger und der oder dem Nutzungsbe-
rechtigten festgelegt. Die Vergabe von Nutzungs-
rechten ohne zeitgleiche Anmeldung einer Be-
stattung (§ 22 Abs. 5) sowie die Verlängerung 
von Nutzungsrechten nach Maßgabe von § 24 
sind zulässig. 

 (1) Eine Wahlgrabstätte ist eine Grabstätte 
für eine Sargbestattung oder Urnenbeiset-
zung, an der der Erwerber ein Nutzungsrecht 
für die Dauer von bis zu ... Jahren (erste und 
zweite Belegung gemäß der in § 15 festge-
legten Ruhezeit) erwirbt und deren Lage im 
Einvernehmen mit dem Erwerber bestimmt 
wird. 
(3) In einer Wahlgrabstätte darf bei Sargbe-
stattungen nur eine Leiche bestattet werden. 
In einer mit einem Sarg belegten Wahlgrab-
stätte können zusätzlich bis zu zwei Urnen 
beigesetzt werden. In einer Wahlgrabstätte 
ohne Sarg können bis zu vier Urnen beige-
setzt werden. Die für eine Urne bestimmte 
Mindestfläche beträgt 0,25 m2. Für eine 
Doppelwahlgrabstätte gilt die doppelte Bele-
gungszahl. 

(1) Urnenwahlgrabstätten (§ 27 Nummer 5) kön-
nen aus mehreren Grabstellen bestehen. Je 
Grabstelle ist die Beisetzung einer Urne zulässig. 
Die Lage der Grabstätte wird im Einvernehmen 
zwischen dem Friedhofsträger und der oder dem 
Nutzungsberechtigten festgelegt. Die Vergabe 
von Nutzungsrechten ohne zeitgleiche An-
meldung einer Bestattung (§ 22 Absatz 5) so-
wie die Verlängerung von Nutzungsrechten nach 
Maßgabe von § 24 sind zulässig. 
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(2) Urnenwahlgrabstätten zur unterirdischen Bei-
setzung (§ 27 Nr. 5 Buchstabe a) mit zwei Grab-
stellen sind mindestens 0,70 x 0,70 m oder 0,50 
m2 groß. Urnenwahlgrabstätten mit vier Grabstel-
len sind mindestens 1 m x 1 m oder 1 m2groß. In 
älteren Abteilungen mit von den Regelgrößen ab-
weichenden Maßen kann der Friedhofsträger in 
der von ihm gemäß § 44 Abs. 1 zu erlassenden 
Gebührenordnung neben der Gebühr die Zahl der 
zulässigen Urnen, die vier nicht übersteigen darf, 
festlegen. 

 (2) Für Wahlgrabstätten gelten folgende Ab-
messungen:  

a. (..), 
b. Urnenbestattungen: Länge 1,50 m, 

Breite 1,50 m. 
Maße auf alten Grabfeldern werden hiervon 
nicht berührt. 

(2) Urnenwahlgrabstätten zur unterirdischen Bei-
setzung (§ 27 Nummer 5 Buchstabe a) mit zwei 
Grabstellen sind mindestens 0,70 x 0,70 m oder 
0,50 m2 groß. Urnenwahlgrabstätten mit vier 
Grabstellen sind mindestens 1 m x 1 m oder 1 m2 
groß. Maße auf alten Grabfeldern werden hiervon 
nicht berührt. 

    
(3) Bei Urnenwahlgrabstätten zur oberirdischen 
Beisetzung (§ 27 Nr. 5 Buchstabe b) werden Ur-
nenkammern in vom Friedhofsträger errichteten 
baulichen Anlagen zur Nutzung überlassen, in die 
bis zu vier Überurnen in den Maßen gemäß § 17 
Abs. 4 Satz 2 eingestellt werden können oder bei 
denen vier zur Aufnahme von je einer solchen 
Urne geeignete Urnenkammern in unmittelbarem 
räumlichen Zusammenhang liegen. Der Fried-
hofsträger kann durch zusätzliche Gestaltungs-
vorschriften festlegen, dass die einzelne Urnen-
kammer durch eine Verschlussplatte zu ver-
schließen ist und Vorgaben zu deren Gestaltung 
machen. 

  (3) Bei Urnenwahlgrabstätten zur oberirdischen 
Beisetzung (§ 27 Nummer 5 Buchstabe b) wer-
den Urnenkammern in vom Friedhofsträger er-
richteten baulichen Anlagen zur Nutzung überlas-
sen, in die bis zu vier Überurnen in den Maßen ge-
mäß § 17 Absatz 4 Satz 2 eingestellt werden kön-
nen oder bei denen vier zur Aufnahme von je ei-
ner solchen Urne geeignete Urnenkammern in un-
mittelbarem räumlichen Zusammenhang liegen. 
Der Friedhofsträger kann durch zusätzliche Ge-
staltungsvorschriften festlegen, dass die einzelne 
Urnenkammer durch eine Verschlussplatte zu 
verschließen ist und Vorgaben zu deren Gestal-
tung machen. 

   (neu) 
(4) Der Friedhofsträger kann im Gesamtplan Ur-
nenwahlgrabstätten nach Absatz 2 vor sehen, die 
um einen Baum herum angelegt werden und bei 
denen er durch zusätzliche Gestaltungsvorschrif-
ten die Rechte aus § 22 Abs. 1 Nr. 3 ausschließt 
und Vorgaben zur Gestaltung des zu errichtenden 
Grabmales, zu Art und Umfang der Namensnen-
nung und zur einheitlichen Gestaltung der Grab-
stätten macht. 

  (4) Der Friedhofsträger kann im Belegungsplan 
Urnenwahlgrabstätten nach Absatz 2 vor sehen, 
die um einen Baum herum angelegt werden und 
bei denen er durch zusätzliche Gestaltungsvor-
schriften die Rechte aus § 22 Absatz 1 Nummer 3 
ausschließt und Vorgaben zur Gestaltung des zu 
errichtenden Grabmales, zu Art und Umfang der 
Namensnennung und zur einheitlichen Gestaltung 
der Grabstätten macht. 
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§ 33 

Urnengemeinschaftsgrabstätten 
 § 21 

Gemeinschaftsgrabanlagen und anonyme 
Bestattungen 

 

§ 33 
Gemeinschaftsgrabstätten 

   (neu) 
(1) Urnengemeinschaftsgrabstätten sind Anla-
gen zur unterirdischen Beisetzung von Urnen, bei 
denen die Lage der einzelnen Grabstelle nicht 
kenntlich gemacht wird. In jeder Grabstelle darf 
nur eine Urne beigesetzt werden. Die Grabstellen 
werden vom Friedhofsträger in einer Größe von 
mindestens 0,40 m x 0,40 m oder mindestens 
0,16 m2 angelegt und der Reihe nach vergeben. 
Die Vergabe des Nutzungsrechts erfolgt nur bei 
Anmeldung einer Bestattung. § 22 Abs. 1 Nr. 3 
findet keine Anwendung. Die Dauer des Nut-
zungsrechts ist auf die Dauer der Ruhefrist be-
schränkt. Eine Verlängerung des Nutzungsrechts 
ist ausgeschlossen. 

 (1) Gemeinschaftsgrabanlagen sind Grab-
stätten, auf denen mehrere Sargbestattun-
gen oder Urnenbeisetzungen vorgenommen 
werden können. Die Namen und Daten der 
Verstorbenen sind entweder auf einem ge-
meinsamen Gedenkstein oder auf einer in 
den Rasen ebenerdig eingelassenen Ge-
denkplatte vermerkt. 

(1) Gemeinschaftsgrabstätten sind Anlagen zur 
unterirdischen Beisetzung von Särgen oder Ur-
nen, bei denen die Lage der einzelnen Grabstelle 
nicht kenntlich gemacht wird. In jeder Grabstelle 
darf nur ein Sarg oder eine Urne beigesetzt wer-
den. Die Vergabe des Nutzungsrechts erfolgt nur 
bei Anmeldung einer Bestattung. § 22 Absatz 1 
Nummer 3 findet keine Anwendung. Die Dauer 
des Nutzungsrechts ist auf die Dauer der Ru-
hefrist beschränkt. Eine Verlängerung des Nut-
zungsrechts ist ausgeschlossen. 

    
(2) Urnengemeinschaftsgrabstätten werden vom 
Friedhofsträger angelegt, instandgehalten und 
gepflegt. Blumenschmuck und Kränze dürfen nur 
an den dafür vorgesehenen Stellen abgelegt wer-
den. Die Errichtung von individuellen Grabmalen 
ist unzulässig. Vor- und Familiennamen, Geburts- 
und Sterbejahr der Bestatteten werden vom 
Friedhofsträger auf von ihm zu diesem Zweck er-
richteten baulichen Anlagen zentral öffentlich ein-
sehbar vermerkt. Der Friedhofsträger kann durch 
zusätzliche Gestaltungsvorschriften festlegen, 
dass weitere als die in Satz 4 genannten Daten zu 
vermerken sind. 

 (2) Die Grabgestaltung und -pflege von Ge-
meinschaftsgrabanlagen erfolgt allein im Auf-
trag des Friedhofsträgers. Eine individuelle 
Mitgestaltung ist unzulässig. 
 
(3) Bestattungen ohne Angaben der Namen 
der Verstorbenen (anonyme Bestattungen) 
an oder auf Grabstätten sowie das Ver-
streuen der Asche von Verstorbenen ist un-
zulässig. 

(2) Gemeinschaftsgrabstätten werden vom Fried-
hofsträger angelegt, instandgehalten und ge-
pflegt. Blumenschmuck und Kränze dürfen nur an 
den dafür vorgesehenen Stellen abgelegt werden. 
Die Errichtung von individuellen Grabmalen ist 
unzulässig. Vor- und Familiennamen, Geburts- 
und Sterbejahr der Bestatteten werden vom 
Friedhofsträger auf von ihm zu diesem Zweck er-
richteten baulichen Anlagen zentral öffentlich ein-
sehbar vermerkt. Der Friedhofsträger kann durch 
zusätzliche Gestaltungsvorschriften festlegen, 
dass weitere als die in Satz 4 genannten Daten zu 
vermerken sind. 
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§ 34 
Opfergräber 

§ 13 
Gräber der Oper von Krieg- und Gewalt-

herrschaft 

§ 22 
Ehrengrabstätten 

 

§ 34 
Opfergräber 

    
  (1) Die Zuerkennung, die Anlage und die Un-

terhaltung von Ehrengrabstätten obliegt dem 
Friedhofsträger. 

 

    
Der rechtliche Status der Gräber der Opfer von 
Krieg und Gewaltherrschaft sowie die Verpflich-
tung zu ihrer Erhaltung und Pflege und die staatli-
cherseits zu zahlenden Entschädigungen richten 
sich nach den Vorgaben des staatlichen Rechts. 

Die Verpflichtung zur Erhaltung von Gräbern 
der Opfer von Krieg- und Gewaltherrschaft, an 
denen ein dauerndes Ruherecht besteht, richtet 
sich nach dem staatlichen Recht.  

(2) Gräber der Opfer von Krieg- und Gewalt-
herrschaft bleiben dauernd bestehen. Die 
Verpflichtung zur Erhaltung dieser Gräber re-
gelt das Gräbergesetz. 

Der rechtliche Status der Gräber der Opfer von 
Krieg und Gewaltherrschaft sowie die Verpflich-
tung zu ihrer Erhaltung und Pflege und die staatli-
cherseits zu zahlenden Entschädigungen richten 
sich nach den Vorgaben des staatlichen Rechts. 

    
  (3) Gedenkfeiern bedürfen des Einverneh-

mens des Friedhofsträgers. 
 

    
Abschnitt 6  Abschnitt 5: Abschnitt 6 

Gestaltung der Grabstätten  Gestaltung der Grabstätten Gestaltung der Grabstätten 
    

§ 35 
Einfügungsgebot 

  § 35 
Einfügungsgebot 

    
Jede Grabstätte und jedes Grabmal ist so zu ge-
stalten und so an die Umgebung anzupassen, 
dass der Friedhofszweck sowie die Eigenart und 
Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen 
und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird. 

  Jede Grabstätte und jedes Grabmal ist so zu ge-
stalten und so an die Umgebung anzupassen, 
dass der Friedhofszweck sowie die Eigenart und 
Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen 
und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird. 

    
§ 36 

Gärtnerische Gestaltung 
 § 23 

(Friedhofs- und Belegungsplan,) Baumbe-
stand 

§ 36 
Gärtnerische Gestaltung 
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(1) Eine gärtnerische Gestaltung von Grabstät-
ten durch die oder den Nutzungsberechtigten ist 
nur zulässig, wenn das Nutzungsrecht auch die 
Rechte gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 3 umfasst. § 28 
Abs. 3 (Vorgaben zur einheitlichen Gestaltung 
bei Erdreihengrabstätten), § 30 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 28 Abs. 3 (Vorgaben zur einheitli-
chen Gestaltung bei Erdreihengrabstätten für 
Kinder), § 30 Abs. 4 in Verbindung mit § 33 Abs. 
2 (friedhofsseitige Anlage und Pflege von Ge-
meinschaftsanlagen für Fehl- und Totgeburten), 
§ 31 Abs. 4 (zusätzliche Gestaltungsvorschriften 
für Urnenreihengrabstätten unter Bäumen), § 32 
Abs. 4 (zusätzliche Gestaltungsvorschriften für 
Urnenwahlgrabstätten unter Bäumen) und § 33 
Abs. 2 (Vorgaben bei Urnengemeinschaftsgrab-
stätten) bleiben unberührt. Die Herrichtung, Un-
terhaltung und Veränderung der gärtnerischen 
Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt aus-
schließlich dem Friedhofsträger. 

  

 

 

 

(2) Die Herrichtung, Unterhaltung und Verän-
derung der gärtnerischen Anlagen außerhalb 
der Grabstätten obliegt allein dem Friedhofs-
träger. Entstehen dadurch Schäden an Grab-
stätten, haftet der Friedhofsträger nur bei Vor-
satz und grober Fahrlässigkeit. 

(1) Eine gärtnerische Gestaltung von Grabstätten 
durch die oder den Nutzungsberechtigten ist nur 
zulässig, wenn das Nutzungsrecht auch die 
Rechte gemäß § 22 Absatz 1 Nummer 3 um-
fasst. Die Herrichtung, Unterhaltung und Verän-
derung der gärtnerischen Anlagen außerhalb der 
Grabstätten obliegt allein dem Friedhofsträger. 
Entstehen dadurch Schäden an Grabstätten, haf-
tet der Friedhofsträger nur bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit. 

  (§ 26 
Grabpflegeverträge 

 

(2) Die mit dem Gestaltungsrecht nach Absatz 1 
verbundenen Pflichten richten sich nach § 22 Abs. 
1 Nr. 3. 

 Der Friedhofsträger kann gegen Zahlung ei-
nes von ihm festgelegten angemessenen 
Entgeltes die Verpflichtung übernehmen, 
längstens bis zum Ablauf des Nutzungsrech-
tes im bestimmten Umfang für die Grab-
pflege zu sorgen.) 

(2) Die mit dem Gestaltungsrecht nach Absatz 1 
verbundenen Pflichten richten sich nach § 22 Ab-
satz 1 Nummer 3. Der Friedhofsträger kann ge-
gen Zahlung eines von ihm festgelegten ange-
messenen Entgeltes die Verpflichtung überneh-
men, längstens bis zum Ablauf des Nutzungs-
rechtes im bestimmten Umfang für die Grab-
pflege zu sorgen (Grabpflegeverträge). 

    
(3) Unzulässig ist es,   (3) Unzulässig ist es, 

1. die Grabstätte mit Bäumen oder solchen 
Gewächsen zu bepflanzen, die andere 
Grabstätten oder die öffentlichen Anlagen 
des Friedhofs beeinträchtigen können, 

 § 23 (3) Der Baumbestand auf den Friedhöfen 
steht unter besonderem Schutz. Die Bäume 
und Gewächse auf oder neben Grabstätten 

1. die Grabstätte mit Bäumen oder solchen Ge-
wächsen zu bepflanzen, die andere Grab-
stätten oder die öffentlichen Anlagen des 
Friedhofs beeinträchtigen können, 
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sollen auf einer Wuchshöhe von 50 cm gehal-
ten werden. 

2. die Grabstätten mit Kunststoff, Eternit, 
Metall, Porzellan, Emaille und ähnlichen 
Werkstoffen einzufassen, 

 § 24 
Herrichtung und Instandhaltung der Grab-

stätten, Verkehrssicherheit 
(1) Grabstätten sind unbeschadet eventueller 
Anforderungen aus der Grabmal- und Be-
pflanzungsordnung so zu gestalten und an 
die Umgebung anzupassen, dass die Würde 
des Friedhofs gewahrt bleibt. Sie dürfen nur 
bis höchstens zu einem Drittel der Fläche mit 
wasserundurchlässigem Material bedeckt 
werden. Bepflanzungen sind so zu gestalten, 
dass andere Grabstätten und die öffentlichen 
Anlagen und Wege nicht beeinträchtigt wer-
den. Für die Bepflanzung sind ausschließlich 
standortgerechte und heimische Pflanzen zu 
verwenden. 
(2) Das Anliefern und Verwenden von Kunst-
stoffen für die Grabgestaltung und als Grab-
schmuck ist untersagt. Dies gilt insbesondere 
für Plastikblumen, Plastiktöpfe und Plastik-
schalen. 
(3) Chemische Unkrautbekämpfungsmittel 
sowie die Anwendung jeglicher Pestizide bei 
der Grabpflege sind verboten. 
(4) Grabschmuck ist instand zu halten. Ver-
welkte Blumen und Kränze sind unverzüglich 
von den Gräbern zu entfernen. 

2. die Grabstätten mit Kunststoff, Eternit, Me-
tall, Porzellan, Emaille und ähnlichen Werk-
stoffen einzufassen, 

3. die Grabstätten mit Kies, Steinen, Werk-
stoffen oder wasserundurchlässigem Ma-
terial zu belegen oder abzudecken, so-
fern die Belegung oder Abdeckung nicht 
als Trittplatte dient und dabei höchstens 
25 %, zusammen mit liegenden Grabma-
len höchstens 40 % der Gesamtfläche der 
Grabstätte bedeckt; 

 3. die Grabstätten mit Kies, Steinen, Werkstof-
fen oder wasserundurchlässigem Material 
zu belegen oder abzudecken, sofern die Be-
legung oder Abdeckung nicht als Trittplatte 
dient und dabei höchstens 25 %, zusammen 
mit liegenden Grabmalen höchstens 40 % der 
Gesamtfläche der Grabstätte bedeckt, 

4. Zusatzbeete an den Grabhügeln anzule-
gen, 

 4. Zusatzbeete an den Grabhügeln anzulegen, 

5. auf den Grabstätten Gegenstände auf-
zustellen oder anzubringen, die der 
Würde eines Friedhofs nicht entsprechen. 

 5. auf den Grabstätten Gegenstände aufzu-
stellen oder anzubringen, die der Würde ei-
nes Friedhofs nicht entsprechen, 
 

 
 
6. Chemische Unkrautbekämpfungsmittel so-

wie die Anwendung jeglicher Pestizide bei 
der Grabpflege. 

  § 7 
Grabmal- und Bepflanzungsordnung 

 

(4) Der Friedhofsträger kann durch zusätzliche 
Gestaltungsvorschriften (§ 9 Abs. 2) von den Re-
gelungen in Absatz 3 abweichende Bestimmun-
gen treffen. 

 Für die Gestaltung der Grabstätten (Grabmal, 
gärtnerische Gestaltung und dergleichen) 
kann der Friedhofsträger eine besondere 
Ordnung erlassen. Diese ist als Anlage Be-
standteil dieser Satzung. 

(4) Der Friedhofsträger kann durch zusätzliche 
Gestaltungsvorschriften (§ 9 Absatz 2) von den 
Regelungen in Absatz 3 abweichende Bestim-
mungen treffen. 
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§ 37 
Vernachlässigung 

§ 14 
Verkehrssicherungspflicht 

§ 25 
Verantwortliche, Pflichten 

§ 37 
Vernachlässigung, Ersatzvornahme 

    
 (1) Die Verkehrssicherungspflicht obliegt im 

Fall des § 3 Absatz 1 dem Friedhofsträger. 
Nutzt der Friedhofsträger fremde Grundstücke 
(§ 3 Absatz 2), sind in dem Nutzungsvertrag mit 
dem Grundstückseigentümer Vereinbarungen 
zur Verkehrssicherungspflicht zu treffen. 

  

    
 (2) Zur Verkehrssicherungspflicht gehören ins-

besondere der verkehrssichere Zustand der 
Verkehrsflächen, die Bruch- und Standfestig-
keit der Bäume, die Standsicherheit der Grab-
male und die Räum- und Streupflicht. 

  

    
(1) Der Friedhofsträger kann von der oder dem 
Nutzungsberechtigten durch schriftlichen Be-
scheid die Beseitigung eines den Vorschriften 
nach § 36 Abs. 2 in Verbindung mit  § 22 Abs. 1 
Nr. 3, § 36 Abs. 3 und 4 widersprechenden Zu-
standes innerhalb einer angemessenen Frist 
verlangen und zugleich die Vornahme der Maß-
nahmen durch sich oder von ihm beauftragte 
Dritte auf Kosten der oder des Nutzungsberech-
tigten androhen. Ist die oder der Nutzungsbe-
rechtigte ihrer oder seiner Verpflichtung aus § 22 
Abs. 6 nicht nachgekommen und auch sonst nicht 
ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, genügt 
eine Bekanntmachung durch Aushang an den 
Friedhofseingängen oder in räumlicher Nähe 
dazu und ein Hinweis auf der betroffenen Grab-
stätte jeweils für die Dauer von 3 Monaten. 

(4) Für die Verkehrssicherheit auf den einzel-
nen Grabstätten sind auch die jeweiligen Nut-
zungsberechtigten verantwortlich. Das Nähere 
regelt der Friedhofsträger durch die Friedhofs-
satzung.  

(5) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsge-
mäß hergerichtet oder gepflegt, hat der Ver-
antwortliche auf schriftliche Aufforderung des 
Friedhofsträgers die Grabstätte innerhalb ei-
ner jeweils festzusetzenden angemessenen 
Frist in Ordnung zu bringen. Ist der Verant-
wortliche nicht bekannt oder nicht ohne Wei-
teres zu ermitteln, genügt eine öffentliche Be-
kanntmachung und ein für die Dauer von acht 
Wochen angebrachter Hinweis auf der Grab-
stätte. 

(§ 24 
Herrichtung und Instandhaltung der Grab-
stätten, Verkehrssicherheit 
(5) Die Nutzungsberechtigten beziehungs-
weise die für die Grabstätte Verantwortlichen 
haben für die Verkehrssicherheit auf den 
Grabstätten zu sorgen. Aufforderungen des 

(1) Der Friedhofsträger kann von der oder dem 
Nutzungsberechtigten durch schriftlichen Be-
scheid die Beseitigung eines den Vorschriften ge-
mäß § 22 Absatz 1 Nummer 3, § 36 Absatz 3 
und 4 widersprechenden Zustandes innerhalb 
einer angemessenen Frist verlangen und zu-
gleich die Vornahme der Maßnahmen durch sich 
oder von ihm beauftragte Dritte auf Kosten der o-
der des Nutzungsberechtigten androhen. Ist die 
oder der Nutzungsberechtigte ihrer oder seiner 
Verpflichtung aus § 22 Absatz 6 nicht nachge-
kommen und auch sonst nicht ohne besonderen 
Aufwand zu ermitteln, genügt eine Bekanntma-
chung durch Aushang an den Friedhofseingän-
gen oder in räumlicher Nähe dazu und ein Hin-
weis auf der betroffenen Grabstätte jeweils für die 
Dauer von drei Monaten. 
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Friedhofsträgers zur Herstellung oder Wie-
derherstellung der Verkehrssicherheit haben 
sie unverzüglich auf eigene Kosten Folge zu 
leisten. Entstehen durch Verletzung der Ver-
kehrssicherungspflichten Schäden bei Drit-
ten, hat der Nutzungsberechtigte den Fried-
hofsträger von der Haftung freizustellen.) 

    
(2) Kommt die oder der Nutzungsberechtigte der 
Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist oder 
bis zum Ablauf der Bekanntmachungsfrist nicht 
nach, kann der Friedhofsträger die verlangten 
Maßnahmen auf Kosten der oder des Nut-
zungsberechtigten selbst durchführen oder 
durch Dritte durchführen lassen, sofern er dies im 
Bescheid oder in der Bekanntmachung nach Ab-
satz 1 angedroht hat. Bei Verstößen gegen die 
Verpflichtungen aus § 36 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 22 Abs. 1 Nr. 3 oder § 36 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 kann 
der Friedhofsträger im FaIle der Nichtabhilfe 
durch die Nutzungsberechtigte oder den Nut-
zungsberechtigten die Grabstätte auch eineb-
nen, soweit auf diese Rechtsfolge in dem schrift-
lichen Bescheid oder der Bekanntmachung nach 
Absatz 1 hingewiesen worden ist. 

 § 25 (6) Wird die Aufforderung nicht befolgt, 
werden Reihengrabstätten vom Friedhofsträ-
ger nach Ablauf der gesetzten Frist abge-
räumt, eingeebnet und eingesät. Die entste-
henden Kosten bei Reihengräbern hat grund-
sätzlich der Inhaber der Grabkarte oder der 
Verantwortliche für die Bestattung zu tragen. 
(7) Bei Wahlgrabstätten kann der Friedhofs-
träger die Grabstätten auf Kosten des jeweili-
gen Nutzungsberechtigten in Ordnung brin-
gen lassen oder das Nutzungsrecht entzie-
hen. Grabmale und andere Baulichkeiten ge-
hen ab dem Zeitpunkt des Nutzungsrechts-
entzugs in die Verfügungsgewalt des Fried-
hofsträgers über. Vor Entzug des Nutzungs-
rechtes ist der Nutzungsberechtigte noch ein-
mal schriftlich aufzufordern, die Grabstätte 
unverzüglich in Ordnung zu bringen. Ist er 
nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu er-
mitteln, hat noch einmal die entsprechende 
öffentliche Bekanntmachung und ein für die 
Dauer von acht Wochen angebrachter Hin-
weis auf der Grabstätte zu erfolgen. In dem 
Entziehungsbescheid wird der Nutzungsbe-
rechtigte aufgefordert, das Grabmal und die 
sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von 
drei Monaten nach Unanfechtbarkeit des Ent-
ziehungs-bescheides zu entfernen. 

(2) Kommt die oder der Nutzungsberechtigte der 
Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist oder 
bis zum Ablauf der Bekanntmachungsfrist nicht 
nach, kann der Friedhofsträger die verlangten 
Maßnahmen auf Kosten der oder des Nut-
zungsberechtigten selbst durchführen oder 
durch Dritte durchführen lassen, sofern er dies im 
Bescheid oder in der Bekanntmachung nach Ab-
satz 1 angedroht hat. Bei Verstößen gegen die 
Verpflichtungen gemäß § 22 Absatz 1 Nummer 3 
oder § 36 Absatz 3 Nummer 1 bis 3 kann der 
Friedhofsträger im FaIle der Nichtabhilfe durch die 
Nutzungsberechtigte oder den Nutzungsberech-
tigten die Grabstätte auch einebnen, soweit auf 
diese Rechtsfolge in dem schriftlichen Bescheid 
oder der Bekanntmachung nach Absatz 1 hinge-
wiesen worden ist. 
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(3) Gegenstände, die nach den Regelungen des § 
36 Abs. 3 Nr. 2, 3 und 5 oder den vom Friedhofs-
träger erlassenen zusätzlichen Gestaltungsvor-
schriften unzulässig sind, können nach Ablauf 
der Fristen des Absatzes 1 vom Friedhofsträger 
entfernt werden. Bei allgemeinen oder zusätzli-
chen Gestaltungsvorschriften widersprechenden 
Kleingegenständen wie Figuren, Spielzeug, Bil-
dern, Kunststoffblumen oder dergleichen ist die 
Entfernung ohne vorherige schriftliche Aufforde-
rung zulässig. Der Friedhofsträger muss die ent-
fernten Gegenstände längstens 2 Monate zur Ab-
holung bereithalten. 

  (3) Gegenstände, die nach den Regelungen des § 
36 Absatz 3 Nummer 2, 3 und 5 oder den vom 
Friedhofsträger erlassenen zusätzlichen Ge-
staltungsvorschriften unzulässig sind, können 
nach Ablauf der Fristen des Absatzes 1 vom Fried-
hofsträger entfernt werden. Bei allgemeinen oder 
zusätzlichen Gestaltungsvorschriften widerspre-
chenden Kleingegenständen wie Figuren, Spiel-
zeug, Bildern, Kunststoffblumen oder dergleichen 
ist die Entfernung ohne vorherige schriftliche Auf-
forderung zulässig. Der Friedhofsträger muss die 
entfernten Gegenstände längstens zwei Monate 
zur Abholung bereithalten. 

    
(4) § 24 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt.    
    

§ 38 
Grabmale 

§ 11a 
Verbot von in Kinderarbeit hergestellten 

Grabmalen 

§ 27 
Grabmale 

§ 38 
Grabmale, Verbot von in Kinderarbeit herge-

stellten Grabmalen 
    
(1) Grabmale sind stehende oder liegende Grab-
steine, Stelen, Denkzeichen und sonstige bauli-
che Anlagen. Sie müssen eine den Größenver-
hältnissen der Grabstätte angemessene Größe 
und Form haben. lhre Gestaltung darf dem christ-
lichen Glauben nicht widersprechen. 

 (1) Gestaltung und Inschrift von Grabmalen 
dürfen das christliche Empfinden nicht verlet-
zen. Grabmale sollen nachweislich ohne Kin-
derarbeit hergestellt worden sein. Sofern Pro-
duktions- oder Bearbeitungsorte eines Grab-
mals außerhalb des europäischen Wirt-
schaftsraums liegen, soll der Nachweis durch 
Vorlage eines von einem unabhängigen Drit-
ten erstellten Zertifikats erbracht werden, das 
die Herstellung des Grabmales ohne Kinder-
arbeit bestätigt. 

(1) Grabmale sind stehende oder liegende Grab-
steine, Stelen, Denkzeichen und sonstige bauli-
che Anlagen. Sie müssen eine den Größenver-
hältnissen der Grabstätte angemessene Größe 
und Form haben. lhre Gestaltung und Inschrift darf 
dem christlichen Glauben nicht widersprechen.  

 (1) Auf dem Friedhof werden nur Grabmale auf-
gestellt, die nachweislich ohne Kinderarbeit 
hergestellt sind.  
 
(2) Sofern Produktions- oder Bearbeitungsorte 
der Grabmale außerhalb des europäischen 
Wirtschaftsraums liegen, soll der Nachweis 
durch Vorlage eines von einem unabhängigen 
Dritten erstellten Zertifikats erbracht werden, 

(2) Grabmale sollen nachweislich ohne Kinderar-
beit hergestellt worden sein. Sofern Produktions- 
oder Bearbeitungsorte eines Grabmals außer-
halb des europäischen Wirtschaftsraums liegen, 
soll der Nachweis durch Vorlage eines von einem 
unabhängigen Dritten erstellten Zertifikats er-
bracht werden, das die Herstellung des Grabma-
les ohne Kinderarbeit bestätigt. 
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das die Herstellung des Grabmales ohne Kin-
derarbeit bestätigt. 

    
(2) Soweit das Nutzungsrecht das Recht zur Er-
richtung eines Grabmales umfasst, soll auf jeder 
Grabstätte im Regelfall nur ein Grabmal aufge-
stellt werden. Bei Grabstätten mit mehreren 
Grabstellen kann auf jeder Grabstelle ein Grab-
mal errichtet werden, wenn dadurch die Einheit-
lichkeit der Grabstätte nicht gestört wird. Grab-
male sollen nur aus Materialien gestaltet werden, 
wie sie üblicherweise von Angehörigen der bil-
denden Kunst (Bildhauerinnen und Bildhauer) 
und des Steinmetzhandwerks verwendet wer-
den, wie z.B. Naturstein, Holz, geschmiedetes o-
der gegossenes Metall, Ton, Ziegel. Die Verwen-
dung von Kunststoffen, Glas, Porzellan, Blech- und 
Zementschmuck ist unzulässig. 

  (3) Soweit das Nutzungsrecht das Recht zur Er-
richtung eines Grabmales umfasst, soll auf jeder 
Grabstätte im Regelfall nur ein Grabmal aufge-
stellt werden. Bei Grabstätten mit mehreren Grab-
stellen kann auf jeder Grabstelle ein Grabmal er-
richtet werden, wenn dadurch die Einheitlichkeit 
der Grabstätte nicht gestört wird. Grabmale sollen 
nur aus Materialien gestaltet werden, wie sie üb-
licherweise von Angehörigen der bildenden 
Kunst (Bildhauerinnen und Bildhauer) und des 
Steinmetzhandwerks verwendet werden, wie z.B. 
Naturstein, Holz, geschmiedetes oder gegosse-
nes Metall, Ton, Ziegel. Die Verwendung von 
Kunststoffen, Glas, Porzellan, Blech- und Zement-
schmuck ist unzulässig. 

    
(3) Für stehende Grabmale gelten folgende Re-
gelgrößen: 

   

1. Erdreihengrabstätten (§ 27 Nr. 1): 
Höhe 0,60 m bis 0,90 m, Breite bis 0,55 
m, Stärke mindestens 0,12 m. 

   

2. Erdwahlgrabstätten (§ 27 Nr. 2):    
a) mit einer Grabstelle: 
 Höhe 0,70 m bis 1,30 m, Breite bis 0,80 

m, Stärke mindestens 0,12 m; 

   

b) mit mehreren Grabstellen: 
Höhe 0,70 m bis 1,30 m, 
Breite bis 1,40 m (zweistellig), bis 1,70 
m (dreistellig) und bis 2,00 m (vierstel-
lig), jeweils mit einer Mindeststärke 
von 1/10 der Breite, jedoch mindes-
tens 0,12 m. 

   

3. Kindergrabstätten    
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a) Erdreihengrabstätten (§ 27 Nr. 3 Buch-
stabe a): 

   

aa) für vor Vollendung des 2. Lebens-
jahres Verstorbene: 

      Höhe 0,60 m bis 0,70 m, Breite bis 
zu 0,35 m, Stärke mindestens 0,12 
m; 

   

bb) für ältere verstorbene Kinder: 
      Höhe 0,70 m bis 0,90 m, Breite bis 

0,45 m, Stärke mindestens 0,12 m. 

   

b) Erdwahlgrabstätten (§ 27 Nr. 3 Buch-
stabe b): 

   

aa) für vor Vollendung des 2. Lebens-
jahres Verstorbene: 

      Höhe 0,60 m bis 0,70 m, Breite 
höchstens 0,40 m, Stärke mindes-
tens 0,12 m; 

   

bb) für ältere verstorbene Kinder: 
      Höhe 0,70 m bis 0,90 m, Breite bis 

0,50 m, Stärke mindestens 0,12 m. 

   

4. Urnenreihengrabstätten zur unterirdi-
schen Beisetzung (§ 27 Nr. 4 Buchstabe  
a): 

   

Höhe 0,45 m bis 0,80 m, Breite bis 
0,40 m, Stärke mindestens 0,12 m. 

   

5. Urnenwahlgrabstätten zur unterirdischen 
Beisetzung (§ 27 Nr. 5 Buchstabe a) 

   

a) Urnenwahlgrabstätten mit 2 Grabstel-
len: 

      Höhe 0,45 m bis 0,90 m, Breite bis 
0,50 m, Stärke mindestens 0,12 m; 

   

b)  Urnenwahlgrabstätten mit 4 Grabstel-
len: 

      Höhe 0,60 m bis 1,00 m, Breite bis 
0,70 m, Stärke mindestens 0,12 m. 
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Für Stelen gilt eine Höhe von 1,00 m bis 2,50 m 
bei einem Durchmesser bis zur Hälfte ihrer Höhe, 
mindestens jedoch einem Drittel ihrer Höhe. Sie 
sind nur auf Erdwahlgrabstätten (§ 27 Nr. 2) zu-
lässig. Die Höhe der Grabmale ist von der Erd-
gleiche abzumessen. Bei Grabkreuzen ist die 
Höhe bis zur Oberkante des Querbalkens maß-
gebend. Ist der Sockel eines Grabmals breiter als 
das Oberteil, so ist für die Breitenabmessung die 
Breite des Sockels maßgebend. Die Höhe eines 
Sockels darf 15 % der Höhe des Grabmals nicht 
überschreiten. Der Sockel muss wenigstens 0,05 
m unter der Erdgleiche auf das Fundament auf-
setzen und darf nicht mehr als 0,15 m über der 
Erdgleiche sichtbar sein. 

   

    
(4) Liegende Grabmale auf Grabstätten gemäß § 
27 Nr. 1, 2, 3 Buchstaben a) und b), 4 Buchstabe 
a) und 5 Buchstabe a) dürfen eine Ansichtsflä-
che bis zu 40 % der Grabstättenfläche haben. § 
36 Abs. 3 Nr. 3 bleibt unberührt. Bei einer An-
sichtsfläche von bis zu 0,20 m2 müssen sie eine 
Mindeststärke von 0,08 m, darüber hinaus von 
0,10 m haben. 

   

    
(5) Der Friedhofsträger kann durch zusätzliche 
Gestaltungsvorschriften (§ 9 Abs. 2) die Errich-
tung von Grabmalen vorschreiben, von den Re-
gelungen in den Absätzen 2 bis 4 abweichende 
Bestimmungen treffen sowie Vorgaben an Art, 
Material, Farbe, Bearbeitung und Beschriftung 
(einschließlich Art und Umfang der Namensnen-
nung) der Grabmale und ihrer Anpassung an die 
Umgebung machen. 

  (4) Der Friedhofsträger kann durch zusätzliche 
Gestaltungsvorschriften die Errichtung von Grab-
malen vorschreiben sowie Vorgaben zu Größe, 
Art, Material, Farbe, Bearbeitung und Beschrif-
tung (einschließlich Art und Umfang der Namens-
nennung) der Grabmale und ihrer Anpassung an 
die Umgebung machen. 
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(6) Der Friedhofsträger kann unter Berücksichti-
gung der Vorgaben von § 35 und der Erforder-
nisse der Standsicherheit Ausnahmen von den 
Vorschriften der Absätze 2 bis 5 zulassen. 

  (5) Der Friedhofsträger kann unter Berücksichti-
gung der Vorgaben von § 35 (Einfügungsgebot) 
und der Erfordernisse der Standsicherheit Aus-
nahmen von den Vorschriften der Absätze 2 bis 3 
zulassen. 

  § 30 
Entfernung von Grabmalen 

 

    
  (1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nut-

zungszeit dürfen Grabmale nur mit schriftli-
cher Erlaubnis des Friedhofsträgers entfernt 
werden. Dabei ist § 16 Absatz 6 zu beachten. 
Bei Grabmalen im Sinne des § 29 kann der 
Friedhofsträger die Zustimmung versagen. 

 

    
  (2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder nach Ab-

lauf des Nutzungsrechtes beziehungsweise 
nach der Entziehung von Grabstätten und 
Nutzungsrechten sind die Grabmale und 
sonstigen baulichen Anlagen zu entfernen. 
Das Entfernen darf grundsätzlich nur durch 
nach § 8 zugelassene Gewerbetreibende o-
der Dienstleister erfolgen. Erfolgt die Entfer-
nung durch den Verfügungs- oder Nutzungs-
berechtigten, haftet dieser für alle dabei ent-
stehenden Schäden, er stellt den Friedhofs-
träger von allen Ansprüchen Dritter frei.  

 

    
§ 39 

Grabstätteninventar 
  § 39 

Grabstätteninventar 
    
(1) Grabstätteninventar sind Hocker, Bänke und 
andere Sitzgelegenheiten sowie Laternen und 
Vasen mit Sockel, Pflanzenschalen von mehr 
als 35 cm Durchmesser und vergleichbare Ge-
genstände sowie Einfassungen. Es muss eine 

  (1) Grabstätteninventar sind Hocker, Bänke und 
andere Sitzgelegenheiten sowie Laternen und 
Vasen mit Sockel, Pflanzenschalen von mehr 
als 35 cm Durchmesser und vergleichbare Ge-
genstände sowie Einfassungen. Es muss eine 
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den Größenverhältnissen der Grabstätte ange-
messene Größe und Form haben und darf in sei-
ner Gestaltung dem christlichen Glauben nicht 
widersprechen. § 38 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt mit 
der Maßgabe entsprechend, dass bei Laternen 
auch Glas Verwendung finden darf. 

den Größenverhältnissen der Grabstätte ange-
messene Größe und Form haben und darf in sei-
ner Gestaltung dem christlichen Glauben nicht 
widersprechen. § 38 Absatz 3 Satz 3 und 4 gilt 
mit der Maßgabe entsprechend, dass bei Later-
nen auch Glas Verwendung finden darf. 

    
(2) Durch zusätzliche Gestaltungsvorschriften 
(§ 9 Abs. 2) kann der Friedhofsträger Grabstät-
teninventar für unzulässig erklären, Vorgaben zu 
seiner Gestaltung machen und von den Regelun-
gen in Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit § 38 Abs. 
2 Satz 3 und 4 abweichende Bestimmungen tref-
fen. 

  (2) Durch zusätzliche Gestaltungsvorschriften 
(§ 9 Absatz 2) kann der Friedhofsträger Grab-
stätteninventar für unzulässig erklären, Vorgaben 
zu seiner Gestaltung machen und von den Rege-
lungen in Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit § 38 
Absatz 3 Satz 3 und 4 abweichende Bestimmun-
gen treffen. 

    
§ 40 

Errichtung und Standsicherheit 
 § 27 

Grabmale 
§ 40 

Errichtung und Standsicherheit 
    
(1) Die Errichtung und jede Veränderung von 
Grabmalen und Grabstätteninventar bedarf einer 
vorherigen Zustimmung durch den Friedhofsträ-
ger. Die Zustimmung bedarf eines schriftlichen 
Antrages der oder des Nutzungsberechtigten. 
Der Antrag muss Angaben über Art, Bearbeitung 
und Farbe des Werkstoffs, Wortlaut, Art, Farbe 
und Anordnung der lnschrift sowie der Ornamente 
und Symbole sowie zur Fundamentierung enthal-
ten. lhm ist ein Entwurf mit Grundriss der Grab-
stätte und Seitenansicht im Maßstab 1:10 bei-
zufügen. In besonderen Fällen kann die Vorlage 
eines Mode Ils im Maßstab 1:5 oder eines Mode 
Ils in natürlicher Größe auf der Grabstätte verlangt 
werden. Die Zustimmung erfolgt durch schriftli-
chen Bescheid und kann mit Auflagen versehen 
werden. 

 (2) Die Errichtung und jede Veränderung von 
Grabmalen und der damit zusammenhängen-
den baulichen Anlagen bedürfen der vorheri-
gen schriftlichen Genehmigung des Fried-
hofsträgers. Mit der Durchführung dürfen nur 
Gewerbetreibende und Dienstleister beauf-
tragt werden. Die Bestimmungen dieser Sat-
zung, insbesondere § 8, sind zu beachten. 
(3) Die Genehmigung ist vom Nutzungsbe-
rechtigten rechtzeitig vor der Vergabe des 
Auftrages und der Vorlage von maßstäblichen 
Zeichnungen und mit genauen Angaben über 
Art und Bearbeitung des Werkstoffes, über In-
halt, Form und Anordnung der Inschrift einzu-
holen. Über den Antrag entscheidet der Fried-
hofsträger unverzüglich, spätestens innerhalb 

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von 
Grabmalen und Grabstätteninventar bedarf einer 
vorherigen Zustimmung durch den Friedhofsträ-
ger. Die Zustimmung bedarf eines schriftlichen 
Antrages der oder des Nutzungsberechtigten. 
Der Antrag muss rechtzeitig vor der Vergabe des 
Auftrages gestellt werden sowie eine maßstäbli-
che Zeichnung und Angaben über Art, Bearbei-
tung und Farbe des Werkstoffs, Wortlaut, Art, 
Farbe und Anordnung der Inschrift sowie der Or-
namente und Symbole sowie zur Fundamentie-
rung enthalten. Über den Antrag entscheidet der 
Friedhofsträger spätestens innerhalb von vier 
Wochen nach Vorlage aller Unterlagen durch 
schriftlichen Bescheid, der mit Auflagen versehen 
werden kann. Nach Ablauf der Frist gilt die Ge-
nehmigung ohne Auflagen als erteilt. 
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von zwei Wochen nach Vorlage aller Unterla-
gen. Mit Ablauf dieser Frist gilt die Genehmi-
gung als erteilt. 
 
(4) Die Genehmigung erlischt, wenn das 
Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage 
nicht innerhalb einer Frist von einem Jahr 
nach Erteilung der Genehmigung errichtet 
worden ist. 
 
(6) Werden bis zur Errichtung der endgültigen 
Grabmale provisorische Grabmale errichtet, 
so sind diese nicht zustimmungspflichtig. Die 
Verwendung der nichtzustimmungspflichtigen 
Grabmale darf längstens bis zu einem Jahr 
nach der Bestattung beziehungsweise Beiset-
zung erfolgen. 

 
 
 
 
(2) Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal 
oder die sonstige bauliche Anlage nicht innerhalb 
einer Frist von einem Jahr nach Erteilung der Ge-
nehmigung errichtet worden ist. 
 
 
(3) Werden bis zur Errichtung der endgültigen 
Grabmale provisorische Grabmale errichtet, so 
sind diese nicht zustimmungspflichtig. Die Ver-
wendung der nichtzustimmungspflichtigen Grab-
male darf längstens bis zu einem Jahr nach der 
Bestattung beziehungsweise Beisetzung erfol-
gen. 

    
(2) Ist ein Grabmal oder Grabstätteninventar 
ohne oder abweichend von der Zustimmung er-
richtet oder verändert worden, kann der Fried-
hofsträger von der oder dem Nutzungsberechtig-
ten durch schriftlichen Bescheid die Herstellung 
eines der Zustimmung entsprechenden Zustan-
des oder die Entfernung des Grabmals oder 
Grabstätteninventars innerhalb einer angemesse-
nen Frist verlangen. § 37 Abs. 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Wird dem Verlangen innerhalb der ge-
setzten Frist oder bis zum Ablauf der Bekanntma-
chungsfrist nicht nachgekommen, kann der 
Friedhofsträger das Grabmal oder Grabstättenin-
ventar auf Kosten der oder des Nutzungsberech-
tigten entfernen oder entfernen lassen, sofern er 
in dem nach Satz 1 zu erlassenden Bescheid o-
der der Bekanntmachung nach Satz 2 auf diese 

 (5) Entspricht die Ausführung des Grabmales 
nicht dem genehmigten Antrag, wird dem Ver-
fügungs- beziehungsweise Nutzungsberech-
tigten eine Frist von drei Monaten zur Ände-
rung oder Beseitigung des Grabmales ge-
setzt. Gleiches gilt, wenn Grabmale und Anla-
gen ohne Genehmigung errichtet oder verän-
dert worden sind. Hier wird dem Verfügungs- 
beziehungsweise Nutzungsberechtigten eine 
nachträgliche Beantragungsfrist von drei Mo-
naten gesetzt. Nach Ablauf der Frist wird das 
Grabmal auf Kosten des Verfügungs- bezie-
hungsweise Nutzungsberechtigten von der 
Grabstelle entfernt, gelagert und zur Abho-
lung bereitgestellt. Werden auch die zur Ab-
holung abgeräumten und bereitgestellten 
Grabmale vom Nutzungsberechtigten inner-
halb von drei Monaten nicht abgeholt, gehen 

(4) Ist ein Grabmal oder Grabstätteninventar 
ohne oder abweichend von der Zustimmung er-
richtet oder verändert worden, kann der Fried-
hofsträger von der oder dem Nutzungsberechtig-
ten durch schriftlichen Bescheid die Herstellung 
eines der Zustimmung entsprechenden Zustan-
des oder die Entfernung des Grabmals oder Grab-
stätteninventars innerhalb einer angemessenen 
Frist verlangen. § 37 Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. Wird dem Verlangen innerhalb der gesetz-
ten Frist oder bis zum Ablauf der Bekanntma-
chungsfrist nicht nachgekommen, kann der 
Friedhofsträger das Grabmal oder Grabstättenin-
ventar auf Kosten der oder des Nutzungsberech-
tigten entfernen oder entfernen lassen, sofern er 
in dem nach Satz 1 zu erlassenden Bescheid oder 
der Bekanntmachung nach Satz 2 auf diese 
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Rechtsfolge hingewiesen hat. Der Friedhofsträ-
ger muss das entfernte Grabmal oder Grabstät-
teninventar längstens zwei Monate zur Abholung 
bereithalten. 

sie in die Verfügungsgewalt des Friedhofsträ-
gers über. 6In diesem Fall kann der Friedhofs-
träger die Grabmale auf Kosten des Nut-
zungsberechtigten entsorgen lassen. 

Rechtsfolge hingewiesen hat. Der Friedhofsträ-
ger muss das entfernte Grabmal oder Grabstät-
teninventar längstens drei Monate zur Abholung 
bereithalten. 

  § 28 
Errichtung und Instandhaltung der Grab-

male 

 

(3) Die Grabmale und - sofern erforderlich - das 
Grabstätteninventar sind ihrer Größe entspre-
chend nach den allgemein anerkannten Regeln 
des Handwerks zu fundamentieren und so zu be-
festigen, dass sie dauerhaft standsicher sind und 
auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht um-
stürzen oder sich senken können. Als allgemein 
anerkannte Regeln des Handwerks gilt die 
„Richtlinie für die Erstellung und Prüfung von 
Grabmalanlagen" des Bundesinnungs-verban-
des des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holz-
bildhauerhandwerks in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

 (1) Grabmale sind ihrer Größe entsprechend 
nach den allgemein anerkannten Regeln des 
Handwerkes so zu fundamentieren und zu be-
festigen, dass sie dauernd standsicher sind 
und auch beim Öffnen benachbarter Gräber 
nicht umstürzen oder sich senken können. 
Dies gilt für sonstige bauliche Anlagen ent-
sprechend. 
(2) Die beauftragten Gewerbetreibenden o-
der Dienstleister haben nach den Vorschrif-
ten der jeweils geltenden Technischen Anlei-
tung zur Standsicherheit von Grabmalanla-
gen (TA Grabmal) die Grabmale und bauli-
chen Anlagen zu planen, zu errichten und zu 
prüfen. Dabei sind die Grabsteine so zu fun-
damentieren, dass es nur zu geringen Set-
zungen kommen kann und Setzungen gege-
benenfalls durch einen wirtschaftlich vertret-
baren Aufwand korrigiert werden können. 
Der Übergabe eines Grabmales und von 
baulichen Anlagen an den Verfügungs- oder 
Nutzungsberechtigten hat eine Abnahmeprü-
fung vorauszugehen. Der Friedhofsträger 
kann überprüfen, ob die Arbeiten gemäß der 
genehmigten Vorlagen ausgeführt worden 
sind. 

(5) Die Grabmale und - sofern erforderlich - das 
Grabstätteninventar sind ihrer Größe entspre-
chend nach den allgemein anerkannten Regeln 
des Handwerks zu fundamentieren und so zu be-
festigen, dass sie dauerhaft standsicher sind und 
auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht um-
stürzen oder sich senken können. Als allgemein 
anerkannte Regeln des Handwerks gilt die 
„Richtlinie für die Erstellung und Prüfung von 
Grabmalanlagen" des Bundesinnungs-verban-
des des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holz-
bildhauerhandwerks in der jeweils geltenden Fas-
sung. 
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  (3) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit 
der Grabmale gewährleisten. Der Friedhofs-
träger kann in einer Grabmal- und Bepflan-
zungsordnung Näheres regeln.  

 

    
(4) Die Grabmale und das Grabstätteninventar 
sind durch die Nutzungsberechtigte oder den 
Nutzungsberechtigten dauerhaft im verkehrssi-
cheren und den Vorgaben von § 35 entsprechen-
den Zustand zu halten. Kommt die oder der Nut-
zungsberechtigte der Verpflichtung nicht nach, 
kann der Friedhofsträger durch schriftlichen Be-
scheid die Herstellung eines verkehrssicheren 
und den Vorgaben dieses Kirchengesetzes ent-
sprechenden Zustandes innerhalb einer ange-
messenen Frist verlangen. Geht von dem Grab-
mal oder Grabstätteninventar eine unmittelbare 
Gefährdung aus, kann der Friedhofsträger ohne 
vorherigen schriftlichen Bescheid das Grabmal o-
der Grabstätteninventar umlegen oder andere ge-
eignete Maßnahmen ergreifen. Die oder der Nut-
zungsberechtigte können daran anschließend 
durch schriftlichen Bescheid aufgefordert wer-
den, einen verkehrssicheren und rechtmäßigen 
Zustand innerhalb einer angemessenen Frist wie-
derherzustellen. § 37 Abs. 1 Satz 2 gilt in den Fäl-
len des Satzes 2 und 4 entsprechend. Kommt die 
oder der Nutzungsberechtigte in den Fällen des 
Satzes 2 und 4 der Aufforderung innerhalb der 
gesetzten Frist oder bis zum Ablauf der Bekannt-
machungsfrist nicht nach, kann der Friedhofsträ-
ger das Grabmal oder Grabstätteninventar auf 
Kosten der oder des Verpflichteten entfernen, so-
fern er in dem Bescheid oder der Bekanntma-
chung auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

 (4) Für den verkehrssicheren Zustand eines 
Grabmales und seiner sonstigen baulichen 
Anlagen ist der jeweilige Nutzungsberechtigte 
verantwortlich. 
(5) Erscheint die Standsicherheit von Grab-
malen, sonstigen baulichen Anlagen oder Tei-
len davon gefährdet, sind die für die Unterhal-
tung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüg-
lich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Ver-
zuge kann der Friedhofsträger auf Kosten des 
Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen 
(zum Beispiel die Umlegung von Grabmalen) 
treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand 
trotz schriftlicher Aufforderung des Friedhofs-
trägers nicht innerhalb einer festzusetzenden 
angemessenen Frist beseitigt, ist der Fried-
hofsträger berechtigt, das Grabmal oder Teile 
davon auf Kosten des Verantwortlichen zu 
entfernen. Der Friedhofsträger ist verpflichtet, 
diese Gegenstände drei Monate aufzubewah-
ren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder 
ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, 
genügen als Aufforderung eine öffentliche Be-
kanntmachung und ein Hinweis auf der Grab-
stätte, der für die Dauer von einem Monat an-
gebracht wird. 
 

(6) Die Grabmale und das Grabstätteninventar 
sind durch die Nutzungsberechtigte oder den Nut-
zungsberechtigten dauerhaft im verkehrssicheren 
und den Vorgaben von § 35 entsprechenden Zu-
stand zu halten. Kommt die oder der Nutzungs-
berechtigte der Verpflichtung nicht nach, kann der 
Friedhofsträger durch schriftlichen Bescheid die 
Herstellung eines verkehrssicheren und den Vor-
gaben dieses Kirchengesetzes entsprechenden 
Zustandes innerhalb einer angemessenen Frist 
verlangen. Geht von dem Grabmal oder Grabstät-
teninventar eine unmittelbare Gefährdung aus, 
kann der Friedhofsträger ohne vorherigen schrift-
lichen Bescheid das Grabmal oder Grabstätten-
inventar umlegen oder andere geeignete Maß-
nahmen ergreifen. Die oder der Nutzungsberech-
tigte können daran anschließend durch schriftli-
chen Bescheid aufgefordert werden, einen ver-
kehrssicheren und rechtmäßigen Zustand inner-
halb einer angemessenen Frist wiederherzustel-
len. § 37 Absatz 1 Satz 2 gilt in den Fällen des 
Satzes 2 und 4 entsprechend. Kommt die oder der 
Nutzungsberechtigte in den Fällen des Satzes 2 
und 4 der Aufforderung innerhalb der gesetzten 
Frist oder bis zum Ablauf der Bekanntmachungs-
frist nicht nach, kann der Friedhofsträger das 
Grabmal oder Grabstätteninventar auf Kosten der 
oder des Verpflichteten entfernen, sofern er in 
dem Bescheid oder der Bekanntmachung auf 
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Der Friedhofsträger muss die entfernten Gegen-
stände längstens zwei Monate zur Abholung be-
reitstellen. 

diese Rechtsfolge hingewiesen hat. Der Fried-
hofsträger muss die entfernten Gegenstände 
längstens drei Monate zur Abholung bereitstellen. 

  (6) Die Verantwortlichen sind für jeden Scha-
den haftbar, der aus mangelhafter Standsi-
cherheit oder durch das Umstürzen von Grab-
malen, Grabmalteilen oder einer baulichen 
Anlage verursacht wird. Sie stellen den Fried-
hofsträger von Ansprüchen Dritter frei, sofern 
diesen kein grob fahrlässiges oder vorsätzli-
ches Verhalten trifft. 

 

 § 14 
Verkehrssicherungspflicht 

  

 (3) Der Friedhofträger hat die Grabmale einmal 
jährlich auf Standsicherheit zu überprüfen und 
den verkehrssicheren Zustand der Bäume 
durch qualifizierte Inaugenscheinnahme festzu-
stellen. Mit der Überprüfung kann er fachlich 
geeignete Personen oder ein geeignetes Unter-
nehmen beauftragen. Die Überprüfung der 
Standsicherheit der Grabmale ist in der Regel 
nach der Frostperiode durchzuführen. Der Zeit-
punkt der jährlichen Überprüfung der Standsi-
cherheit der Grabmale soll öffentlich bekannt 
gemacht werden. Datum und Ergebnis der 
Überprüfungen sind schriftlich festzuhalten.  

(7) Die Standfestigkeit der Grabmale wird 
mindestens einmal jährlich im Auftrag des 
Friedhofsträgers durch eine Druckprobe über-
prüft und dokumentiert. 

(7) Die Standfestigkeit der Grabmale wird min-
destens einmal jährlich im Auftrag des Friedhofs-
trägers durch eine Druckprobe überprüft. Die 
Überprüfung ist in der Regel nach der Frostperi-
ode durchzuführen. Der Zeitpunkt der jährlichen 
Überprüfung der Standsicherheit der Grabmale 
soll öffentlich bekannt gemacht werden. Datum 
und Ergebnis der Überprüfungen sind schriftlich 
festzuhalten. 

    
§ 41 

Grabgewölbe 
 § 12 

(Ausheben der Gräber,) Grabgewölbe 
§ 41 

Grabgewölbe 
    
(1) Grabgewölbe und Mausoleen dürfen nicht ge-
baut werden. Sofern an vorhandenen Anlagen 
Nutzungsrechte bestehen, sind die Grabgewölbe 
und Mausoleen durch die Nutzungsberechtigten 
in einem baulich sicheren und den gesetzlichen 

 (4) Das Ausmauern von Gräbern und das Ein-
setzen von Grabkammern sind unzulässig. 

(1) Grabgewölbe und Mausoleen dürfen nicht ge-
baut werden. Sofern an vorhandenen Anlagen 
Nutzungsrechte bestehen, sind die Grabgewölbe 
und Mausoleen durch die Nutzungsberechtigten 
in einem baulich sicheren und den gesetzlichen 
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Bestimmungen entsprechenden Zustand zu er-
halten. In ihnen dürfen Urnen und mit Zustim-
mung der zuständigen staatlichen Behörde auch 
Särge bestattet werden. Die für Erdwahlgrabstät-
ten maßgebenden Regelungen, insbesondere § 
29 gelten entsprechend. 

Bestimmungen entsprechenden Zustand zu er-
halten. In ihnen dürfen Urnen und mit Zustimmung 
der zuständigen staatlichen Behörde auch Särge 
bestattet werden. Die für Erdwahlgrabstätten 
maßgebenden Regelungen, insbesondere § 29 
gelten entsprechend. 

    
(2) Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vor-
handenen Mausoleen und Grabgewölben soll nur 
erfolgen, wenn durch begleitende vertragliche 
Regelungen sichergestellt wird, dass der oder die 
Nutzungsberechtigte die bauliche Unterhaltung 
gewährleistet. 

 (5) Vorhandene Gewölbegräber dürfen 
grundsätzlich nicht weiter belegt werden, es 
sei denn, dass die Gewölbe entfernt und ver-
füllt werden. Der Friedhofsträger kann hiervon 
Ausnahmen zulassen; diese bedürfen der Zu-
stimmung des  Kreiskirchenamtes. 

(2) Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vor-
handenen Mausoleen und Grabgewölben soll nur 
erfolgen, wenn durch begleitende vertragliche 
Regelungen sichergestellt wird, dass der oder die 
Nutzungsberechtigte die bauliche Unterhaltung 
gewährleistet. 

    
Abschnitt 7   Abschnitt 7 

Haushalt und Gebühren   Haushalt und Gebühren 
    

§ 42 
Haushalt 

§ 4 
Leitung und Verwaltung von kirchlichen 

Friedhöfen 

 § 42 
Haushalt 

    
(1) Der Friedhofsträger weist die Einnahmen und 
Ausgaben des Friedhofs in seinem Haushalt ge-
sondert aus oder stellt für den Friedhof einen ge-
sonderten Haushalt oder Wirtschaftsplan auf 
(Friedhofshaushalt). Mehrere Friedhöfe eines 
Trägers können in einem Haushalt nach Satz 1 
zusammengefasst werden. 

(4) Der Friedhof ist als Sondervermögen ge-
trennt von dem übrigen Vermögen des Fried-
hofsträgers zu verwalten.  

 (1) Der Friedhofsträger weist die Einnahmen und 
Ausgaben des Friedhofs in seinem Haushalt ge-
sondert aus oder stellt für den Friedhof einen ge-
sonderten Haushalt oder Wirtschaftsplan auf 
(Friedhofshaushalt). Mehrere Friedhöfe eines 
Trägers können in einem Haushalt nach Satz 1 
zusammengefasst werden. 

   (neu) 
(2) Allgemeine Kirchensteuermittel oder sonstiges 
Vermögen des Friedhofsträgers dürfen nur in 
Form eines inneren Darlehens für die Einrichtung 
und Unterhaltung eines Friedhofs in Anspruch ge-
nommen werden. Ausnahmen hiervon sind nur für 

(5) Der Finanzbedarf des Friedhofs ist durch ei-
gene Einnahmen zu decken; Haushaltsmittel o-
der kirchliches Vermögen dürfen dafür nicht in 
Anspruch genommen werden. Ausnahmen be-
dürfen der Genehmigung der kirchlichen Auf-
sichtsbehörde. 

 (2) Der Finanzbedarf des Friedhofs ist grundsätz-
lich durch eigene Einnahmen zu decken; allge-
meine Kirchensteuermittel oder sonstiges Vermö-
gen des Friedhofsträgers dürfen nur in Form eines 
inneren Darlehens für die Einrichtung und Unter-
haltung eines Friedhofs in Anspruch genommen 
werden. Dies gilt nicht für nicht umlagefähige 
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einmalige Baumaßnahmen oder sonstige lnvesti-
tionen, insbesondere drittmittelgeförderte Maß-
nahmen, zulässig. 

Kosten auf dem Friedhof; dazu gehören ins-
besondere Aufwendungen für:  
1. Denkmalschutz und –pflege soweit die An-
lagen dem Friedhof vermögensrechtlich zu-
geordnet sind,  
2. Opfergräber (§ 34),  
3. Überhangflächen/ Grünflächenanteil. 

    
(3) Grabpflegevorauszahlungen sind getrennt 
vom sonstigen Friedhofsvermögen als Sonder-
vermögen zu verwalten und in der Bilanz sowie 
einzeln nachzuweisen. 

(6) Im Übrigen gelten für die Verwaltung des 
Friedhofsvermögens die allgemeinen kirchen-
rechtlichen Bestimmungen über die Verwaltung 
von Grundstücken und sonstigem Vermögen. 

 (3) Grabpflegevorauszahlungen sind getrennt 
vom sonstigen Friedhofsvermögen als Sonder-
vermögen zu verwalten und im Friedhofshaushalt 
einzeln nachzuweisen. 

    
(4) Erträge aus dem zum Friedhof gehörenden 
Vermögen oder das durch Veräußerung an die 
SteIle eines gegenwärtig oder ehemals zum 
Friedhofsvermögen zählenden Vermögensteils 
tretende Ersatzvermögen behalten ihre Zweck-
bestimmung und sind Bestandteil des Friedhofs-
haushaltes. lnnere Darlehen aus dem Friedhofs-
haushalt sind nur zulässig, wenn dafür Mittel aus 
Gebühreneinnahmen oder dem Sondervermö-
gen (Absatz 3) nicht in Anspruch genommen wer-
den müssen. 

  (4) Erträge aus dem zum Friedhof gehörenden 
Vermögen oder das durch Veräußerung an die 
SteIle eines gegenwärtig oder ehemals zum 
Friedhofsvermögen zählenden Vermögensteils 
tretende Ersatzvermögen behalten ihre Zweck-
bestimmung und sind Bestandteil des Friedhofs-
haushaltes. lnnere Darlehen aus dem Friedhofs-
haushalt sind nur zulässig, wenn dafür Mittel aus 
Gebühreneinnahmen oder dem Sondervermögen 
(Absatz 3) nicht in Anspruch genommen werden 
müssen. 

    
§ 43 

Gebühren 
 § 37 

Gebühren 
§ 43 

Gebühren 
    
(1) Für die Benutzung des Friedhofs und seiner 
Einrichtungen und alle damit im Zusammenhang 
stehenden Leistungen werden Gebühren erho-
ben. 

 (1) Für die Benutzung des Friedhofs, kirchli-
cher Gebäude und anderer Einrichtungen 
werden Gebühren nach der jeweils geltenden 
Gebührensatzung der Evangelischen Kir-
chengemeinde/des Evangelischen Kirchen-
gemeindeverbandes/des Evangelischen 

(1) Für die Benutzung des Friedhofs und seiner 
Einrichtungen und alle damit im Zusammenhang 
stehenden Leistungen werden Gebühren erho-
ben. Zur Erhebung der Gebühren erlässt der 
Friedhofsträger Bescheide. 
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Friedhofzweckverbandes5 ... erhoben. Zur Er-
hebung der Gebühren erlässt der Friedhofs-
träger Bescheide. Darüber hinaus können 
auch Verwaltungskosten nach der jeweils gel-
tenden kirchlichen Verwaltungskostenanord-
nung erhoben werden. 

    
(2) Die Höhe der Friedhofsgebühren ist auf der 
Grundlage einer Kalkulation zu ermitteln. 
Die Gebühren sollen dabei so bemessen werden, 
dass 

  (2) Die Höhe der Friedhofsgebühren ist auf der 
Grundlage einer Kalkulation zu ermitteln. 
Die Gebühren sollen dabei so bemessen werden, 
dass 

1. zwischen der Höhe der Gebühr einerseits 
und der Bedeutung, dem wirtschaftlichen 
Wert oder dem sonstigen Nutzen der Leis-
tung des Friedhofsträgers andererseits ein 
angemessenes Verhältnis besteht (Äqui-
valenzprinzip), 

  1. zwischen der Höhe der Gebühr einerseits 
und der Bedeutung, dem wirtschaftlichen 
Wert oder dem sonstigen Nutzen der Leis-
tung des Friedhofsträgers andererseits ein 
angemessenes Verhältnis besteht (Äquiva-
lenzprinzip), 

2. die mit der Leistung verbundenen Kosten 
des Friedhofsträgers gedeckt werden 
(Kostendeckungsprinzip), 

  2. die mit der Leistung verbundenen Kosten des 
Friedhofsträgers gedeckt werden (Kostende-
ckungsprinzip), 

3. der voraussichtliche Aufwand nicht 
überschritten wird (Kostenüberschrei-
tungsverbot) und 

  3. der voraussichtliche Aufwand nicht über-
schritten wird (Kostenüberschreitungsver-
bot) und 

4. die Kosten in einem mehrjährigen Zeitraum 
berücksichtigt werden, der jedoch höchs-
tens drei Jahre umfassen soll (Periodizität). 

  4. die Kosten in einem mehrjährigen Zeitraum 
berücksichtigt werden, der jedoch höchstens 
drei Jahre umfassen soll (Periodizität). 

Die Gebühr ist nach der lnanspruchnahme des 
Friedhofs (Wirklichkeitsmaßstab) oder, wenn 
dies schwierig oder wirtschaftlich nicht vertretbar 
ist, nach einem Wahrscheinlichkeitsmaßstab unter 
Beachtung des Äquivalenzprinzips gemäß Satz 2 
Nr. 1 zu ermitteln. 

  Die Gebühr ist nach der lnanspruchnahme des 
Friedhofs (Wirklichkeitsmaßstab) oder, wenn 
dies schwierig oder wirtschaftlich nicht vertretbar 
ist, nach einem Wahrscheinlichkeitsmaßstab unter 
Beachtung des Äquivalenzprinzips gemäß Satz 2 
Nummer 1 zu ermitteln. 

    

                                                           
5 1Nicht Zutreffendes bitte streichen.  
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(3) Die Höhe der Gebühren ist alle drei Jahre zu 
überprüfen und unter Beachtung der Maßgaben 
des Absatzes 2 den geänderten Kosten anzupas-
sen. Weichen am Ende eines Kalkulationszeitrau-
mes die tatsächlichen Kosten von den kalkulier-
ten ab, so sind Kostenüberdeckungen innerhalb 
der nächsten drei Jahre auszugleichen, Kostenun-
terdeckungen sollen innerhalb dieser drei Jahre 
ausgeglichen werden. 

  (3) Die Höhe der Gebühren ist alle drei Jahre zu 
überprüfen und unter Beachtung der Maßgaben 
des Absatzes 2 den geänderten Kosten anzupas-
sen. Weichen am Ende eines Kalkulationszeitrau-
mes die tatsächlichen Kosten von den kalkulier-
ten ab, so sind Kostenüberdeckungen innerhalb 
der nächsten drei Jahre auszugleichen, Kostenun-
terdeckungen sollen innerhalb dieser drei Jahre 
ausgeglichen werden. 

    
(4) Erreichen die Friedhofsgebühren in Folge des 
Kostendeckungsprinzips nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 
2 eine unvertretbare, den Nutzungsberechtigten 
unzumutbare Höhe, sind bei der zuständigen 
Kommunalgemeinde Zuschüsse oder die Über-
nahme der Trägerschaft zu beantragen. 

  (4) Erreichen die Friedhofsgebühren in Folge des 
Kostendeckungsprinzips nach Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2 eine unvertretbare, den Nutzungsbe-
rechtigten unzumutbare Höhe, sind bei der zustän-
digen Kommunalgemeinde Zuschüsse oder die 
Übernahme der Trägerschaft zu beantragen. 

    
(5) Kosten im Sinne der Absätze 2 und 3 sind die 
nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen an-
satzfähigen Kosten einschließlich der anteilig auf 
die Leistungen entfallenden Leitungs- und sonsti-
gen Gemeinkosten, der Abschreibungen, rechtlich 
gebotener Rückstellungen und Substanzerhal-
tungsrücklagen, sowie einer angemessenen Ver-
zinsung des aufgewandten Kapitals nach Maß-
gabe der kirchenrechtlichen Bestimmungen. So-
fern die Wertermittlung schwierig oder wirtschaft-
lich nicht vertretbar ist, können Abschreibungen 
und Verzinsungen auf der Grundlage pauschali-
sierter Bewertungen unter Berücksichtigung un-
terschiedlicher Ausstattungsstandards der 
Friedhöfe ermittelt werden. 

  (5) Kosten im Sinne der Absätze 2 und 3 sind die 
nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen an-
satzfähigen Kosten einschließlich der anteilig auf 
die Leistungen entfallenden Leitungs- und sonsti-
gen Gemeinkosten, der Abschreibungen, rechtlich 
gebotener Rückstellungen und Substanzerhal-
tungsrücklagen, sowie einer angemessenen Ver-
zinsung des aufgewandten Kapitals nach Maß-
gabe der kirchenrechtlichen Bestimmungen. So-
fern die Wertermittlung schwierig oder wirtschaft-
lich nicht vertretbar ist, können Abschreibungen 
und Verzinsungen auf der Grundlage pauschali-
sierter Bewertungen unter Berücksichtigung un-
terschiedlicher Ausstattungsstandards der 
Friedhöfe ermittelt werden. 
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§ 44 
Gebührenordnung 

  § 44 
Gebührenordnung 

    
(1) Die Gebühren werden auf der Grundlage einer 
nach den Maßgaben von § 43 vom Friedhofsträ-
ger erlassenen Friedhofsgebühren-ordnung erho-
ben. Hat das Konsistorium eine Mustergebühren-
ordnung erlassen, darf davon nur wegen beson-
derer örtlicher Erfordernisse abgewichen werden. 
Die Gebührenordnung ist nach Maßgabe des § 53 
öffentlich bekanntzumachen. 

  Die Gebühren werden auf der Grundlage einer 
nach den Maßgaben von § 43 vom Friedhofsträ-
ger erlassenen Friedhofsgebührenordnung erho-
ben. Die Gebührenordnung ist nach Maßgabe des 
§ 53 öffentlich bekannt zu machen. 

    
(2) Die Regelungsermächtigung für die Kirchenlei-
tung nach § 52 Abs. 1 Nr. 2 bleibt unberührt. 

   

    
§ 45 

Gebührenschuldner 
  § 45 

Gebührenschuldner 
    
(1) Schuldner der Friedhofsgebühren ist   (1) Schuldner der Friedhofsgebühren ist 

1. wer den Friedhof benutzt,   1. wer den Friedhof benutzt, 
2. wer die Benutzung oder Leistung des 

Friedhofs selbst oder durch Dritte, deren 
Handeln ihm zuzurechnen ist, veranlasst, 

  2. wer die Benutzung oder Leistung des Fried-
hofs selbst oder durch Dritte, deren Handeln 
ihm zuzurechnen ist, veranlasst, 

3. wem die Benutzung oder Leistung des 
Friedhofs mittelbar oder unmittelbar zu-
gutekommt, 

  3. wem die Benutzung oder Leistung des 
Friedhofs mittelbar oder unmittelbar zugute-
kommt, 

4. wer die besondere Tätigkeit des Fried-
hofsträgers selbst oder durch Dritte, de-
ren Handeln ihm zuzurechnen ist, veran-
lasst. 

  4. wer die besondere Tätigkeit des Friedhofs-
trägers selbst oder durch Dritte, deren Han-
deln ihm zuzurechnen ist, veranlasst. 

    
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Ge-
samtschuldner. 

  (2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Ge-
samtschuldner. 
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§ 46 
Entstehung der Gebührenpflicht und -fällig-

keit 

  § 46 
Entstehung der Gebührenpflicht und -fällig-

keit 
    
(1) Die Friedhofsgebühren entstehen   (1) Die Friedhofsgebühren entstehen 

1. mit der Anmeldung einer Bestattung oder   1. mit der Anmeldung einer Bestattung oder 
2. mit jedem anderen Beginn der Benut-

zung oder der Leistung des Friedhofs o-
der seiner Einrichtungen oder 

  2. mit jedem anderen Beginn der Benutzung o-
der der Leistung des Friedhofs oder seiner Ein-
richtungen oder 

3. mit Eingang eines Antrages auf Tätigwer-
den des Friedhofsträgers. 

  3. mit Eingang eines Antrages auf Tätigwerden 
des Friedhofsträgers. 

    
(2) Die Festsetzung der Gebühren erfolgt durch 
schriftlichen Gebührenbescheid. 

  (2) Die Festsetzung der Gebühren erfolgt durch 
schriftlichen Gebührenbescheid. 

    
(3) Die Gebühren sind mit ihrer Entstehung zur 
Zahlung fällig, nicht jedoch vor Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides nach Absatz 2. In dem Ge-
bührenbescheid kann eine abweichende Fällig-
keitsbestimmung getroffen werden. 

  (3) Die Gebühren sind mit ihrer Entstehung zur 
Zahlung fällig, nicht jedoch vor Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides nach Absatz 2. In dem Ge-
bührenbescheid kann eine abweichende Fällig-
keitsbestimmung getroffen werden. 

    
 § 17 

Rechtsmittel 
§ 40 

Rechtsmittel 
 

    
 (1) Gegen einen Bescheid des Friedhofsträgers 

kann der Betroffene innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei dem Friedhofsträger Widerspruch 
einlegen.  

(1) Gegen einen Bescheid des Friedhofsträ-
gers kann der Betroffene innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niederschrift bei dem Friedhofsträger  
... (genaue Bezeichnung und Anschrift) ... 
Widerspruch einlegen.  

 

    
 (2) Hilft der Friedhofsträger dem Widerspruch 

nicht ab, so erlässt die kirchliche Aufsichtsbe-
hörde einen Widerspruchsbescheid.  

(2) Hilft der Friedhofsträger dem Widerspruch 
nicht ab, so erlässt das zuständige aufsichts-
führende Kreiskirchenamt einen Wider-
spruchsbescheid.  
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 (3) Gegen den ablehnenden Widerspruchsbe-

scheid der kirchlichen Aufsichtsbehörde ist der 
Klageweg zum zuständigen staatlichen Verwal-
tungsgericht eröffnet.  

(3) Gegen den ablehnenden Widerspruchs-
bescheid des Kreiskirchenamtes ist der Kla-
geweg zum zuständigen staatlichen Verwal-
tungsgericht eröffnet.  

 

    
(4) Der Widerspruch gegen einen Gebührenbe-
scheid hat keine aufschiebende Wirkung. 

(4) Widerspruch und Klage gegen einen Ge-
bührenbescheid haben keine aufschiebende 
Wirkung.  

(4) Im Übrigen gelten die landesrechtlichen 
Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes und der Verwaltungsgerichtsord-
nung entsprechend.  

(4) Der Widerspruch gegen einen Gebührenbe-
scheid hat keine aufschiebende Wirkung. 

    
  (5) Für die Einlegung eines Rechtsmittels ge-

gen einen Gebührenbescheid gelten die be-
sonderen Bestimmungen der Friedhofsge-
bührensatzung des Friedhofsträgers. 

 

    
(5) Der Friedhofsträger kann die weitere Benut-
zung des Friedhofs oder lnanspruchnahme sei-
ner Leistungen oder der Tätigkeit des Friedhofs-
trägers von der Zahlung noch ausstehender Ge-
bühren oder der Leistung einer anderweitigen Si-
cherheit abhängig machen, soweit dem ein be-
sonderes öffentliches lnteresse oder schutzwür-
dige Belange Dritter nicht entgegenstehen. 

  (5) Der Friedhofsträger kann die weitere Benut-
zung des Friedhofs oder lnanspruchnahme sei-
ner Leistungen oder der Tätigkeit des Friedhofs-
trägers von der Zahlung noch ausstehender Ge-
bühren oder der Leistung einer anderweitigen Si-
cherheit abhängig machen, soweit dem ein be-
sonderes öffentliches lnteresse oder schutzwür-
dige Belange Dritter nicht entgegenstehen. 

  § 37 
Gebühren 

 

(6) Ausstehende Gebühren werden nach Maß-
gabe der landesrechtlichen Bestimmungen im 
Verwaltungsvollstreckungsverfahren beigetrie-
ben. Die landesrechtlichen Vorschriften über die 
Erhebung von Mahngebühren im Verwaltungs-
vollstreckungsverfahren und Säumniszuschlä-
gen finden entsprechende Anwendung. 

 (2) Nicht entrichtete Gebühren können im 
Wege des landesrechtlichen Verwaltungsvoll-
streckungsverfahrens beigetrieben werden. 
 

(6) Ausstehende Gebühren werden nach Maß-
gabe der landesrechtlichen Bestimmungen im 
Verwaltungsvollstreckungsverfahren beigetrie-
ben. Die landesrechtlichen Vorschriften über die 
Erhebung von Mahngebühren im Verwaltungs-
vollstreckungsverfahren und Säumniszuschlägen 
finden entsprechende Anwendung. 
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 (5) Im Übrigen gelten die landesrechtlichen 
Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensge-
setzes und der Verwaltungsgerichtsordnung 
entsprechend.  

  

    
§ 47 

Verjährung 
  § 47 

Verjährung 
    
(1) Die Gebührenfestsetzung ist nicht mehr zu-
lässig, wenn seit der Entstehung der Gebühr vier 
Jahre vergangen sind. Die Festsetzungsfrist be-
ginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Gebühr entstanden ist. 

  (1) Die Gebührenfestsetzung ist nicht mehr zu-
lässig, wenn seit der Entstehung der Gebühr vier 
Jahre vergangen sind. Die Festsetzungsfrist be-
ginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Gebühr entstanden ist. 

    
(2) Festgesetzte Gebühren verjähren nach fünf 
Jahren. Die Verjährung beginnt mit Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Gebühr fällig gewor-
den ist. 

  (2) Festgesetzte Gebühren verjähren nach fünf 
Jahren. Die Verjährung beginnt mit Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Gebühr fällig gewor-
den ist. 

    
§ 48 

Erlass, Stundung, Niederschlagung 
  § 48 

Erlass, Stundung, Niederschlagung 
    
(1) Der Friedhofsträger kann Gebühren auf Antrag   (1) Der Friedhofsträger kann Gebühren auf Antrag 

1. ganz oder teilweise erlassen, soweit ihre 
Einziehung nach Lage des einzelnen FaI-
les unbillig wäre, 

  1. ganz oder teilweise erlassen, soweit ihre Einzie-
hung nach Lage des einzelnen FaIles unbillig wäre, 

2. stunden, wenn ihre Einziehung bei Fäl-
ligkeit mit erheblichen Härten für die Ge-
bührenschuldnerin oder den Gebühren-
schuldner verbunden ist, 

  2. stunden, wenn ihre Einziehung bei Fälligkeit 
mit erheblichen Härten für die Gebührenschuld-
nerin oder den Gebührenschuldner verbunden ist, 

3. niederschlagen, wenn feststeht, dass die 
Einziehung keinen Erfolg haben wird oder 
wenn die Kosten der Einziehung außer 
Verhältnis zur Höhe des Anspruchs ste-
hen. 

  3. niederschlagen, wenn feststeht, dass die Ein-
ziehung keinen Erfolg haben wird oder wenn die 
Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur 
Höhe des Anspruchs stehen. 
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(2) lm FaIle der Stundung gemäß Absatz 1 Nr. 2 
werden Zinsen in Höhe von 0,5 % des jeweils ge-
stundeten Betrages für jeden Monat erhoben, 
wobei nur volle Monate Berücksichtigung finden. 
Die Zinsfestsetzung erfolgt durch schriftlichen 
Bescheid und kann mit der Stundung verbunden 
werden. Soweit nichts anderes bestimmt wird, 
sind die festgesetzten Zinsen mit der letzten Rate 
zur Zahlung fällig. Zinsen unter 10,00 Euro wer-
den nicht erhoben. 

  (2) lm FaIle der Stundung gemäß Absatz 1 Num-
mer 2 werden Zinsen in Höhe von 0,5 % des je-
weils gestundeten Betrages für jeden Monat er-
hoben, wobei nur volle Monate Berücksichtigung 
finden. Die Zinsfestsetzung erfolgt durch schrift-
lichen Bescheid und kann mit der Stundung ver-
bunden werden. Soweit nichts Anderes bestimmt 
wird, sind die festgesetzten Zinsen mit der letzten 
Rate zur Zahlung fällig. Zinsen unter 10,00 Euro 
werden nicht erhoben. 

    
(3) Auf die Mahngebühren und Säumniszu-
schläge nach § 46 Abs. 6 Satz 2 sowie die Zin-
sen nach Absatz 2 kann ganz oder teilweise ver-
zichtet werden, wenn ihre Erhebung nach Lage 
des einzelnen FaIles unbillig wäre oder der Ver-
zicht aus kirchlichen Erwägungen geboten er-
scheint. 

  (3) Auf die Mahngebühren und Säumniszu-
schläge nach § 46 Absatz 6 Satz 2 sowie die 
Zinsen nach Absatz 2 kann ganz oder teilweise 
verzichtet werden, wenn ihre Erhebung nach 
Lage des einzelnen FaIles unbillig wäre oder der 
Verzicht aus kirchlichen Erwägungen geboten er-
scheint. 

    
§ 49 

Entgelte 
  § 49 

Entgelte 
    
(1) Für standardisierte gewerbliche Leistungen 
des Friedhofs, insbesondere Grabpflege, werden 
Entgelte auf der Grundlage einer vom Friedhofs-
träger zu erlassenden Entgeltordnung erhoben. 
Die Entgeltordnung ist nach Maßgabe des § 53 
öffentlich bekanntzumachen. 

  (1) Für gewerbliche Leistungen des Friedhofsträ-
gers, insbesondere Grabpflege, werden geson-
derte Entgelte erhoben. 

    
(2) Bei der Ermittlung der Entgelthöhe sollen die 
in § 43 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1, 2 und 4 niedergeleg-
ten Bemessungsprinzipien sinngemäß ange-
wandt werden. Die Höhe der Entgelte ist alle 
drei Jahre zu überprüfen und unter Beachtung 
der Maßgaben des Satzes 1 anzupassen. 

   



86 

Stellungnahmeverfahren_Anlage 2_Synopse 

    
(3) Die Regelungsermächtigung für die Kirchenlei-
tung nach § 52 Abs. 1 Nr. 3 bleibt unberührt. 

   

    
(4) Der Anspruch des Friedhofsträgers auf Zah-
lung eines Entgeltes entsteht mit Erteilung des 
Auftrages auf Erbringung einer entgeltpflichti-
gen Leistung oder deren lnanspruchnahme. 
Das Entgelt ist mit Empfang einer Rechnung oder 
einem abweichend bestimmten Zeitpunkt zur 
Zahlung fällig. Vor Zahlungseingang ist der Fried-
hofsträger zur Leistungserbringung nicht verpflich-
tet. 

  (2) Der Anspruch des Friedhofsträgers auf Zahlung 
eines Entgeltes entsteht mit Erteilung des Auftra-
ges auf Erbringung einer entgeltpflichtigen 
Leistung oder deren lnanspruchnahme. Das 
Entgelt ist mit Empfang einer Rechnung oder ei-
nem abweichend bestimmten Zeitpunkt zur Zah-
lung fällig. Vor Zahlungseingang ist der Friedhofs-
träger zur Leistungserbringung nicht verpflichtet. 

    
(5) § 48 gilt entsprechend.   (3) § 48 gilt entsprechend. 
    

Abschnitt 8  Abschnitt 7: Abschnitt 8 
Übergangs- und Schlussbestimmungen  Schlussbestimmungen Übergangs- und Schlussbestimmungen 

    
§ 50 

Haftung 
  § 50 

Haftung 
    
(1) Die oder der Nutzungsberechtigte haftet für 
alle Schäden, die durch die in ihrem oder seinem 
Auftrag errichteten Grabmale, das Grabstättenin-
ventar oder -einfassungen entstehen. Dies gilt 
nicht, wenn die oder der Nutzungsberechtigte 
nachweisen kann, dass zur Abwendung der Ge-
fahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beach-
tet worden ist. 

 §28 (6) (1) Die oder der Nutzungsberechtigte haftet für 
alle Schäden, die durch die in ihrem oder seinem 
Auftrag errichteten Grabmale, das Grabstättenin-
ventar oder -einfassungen entstehen. Dies gilt 
nicht, wenn die oder der Nutzungsberechtigte 
nachweisen kann, dass zur Abwendung der Ge-
fahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beach-
tet worden ist. 

  § 36 
Haftungsausschluss 

 

(2) Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, 
die durch rechtswidrige Benutzung des Friedhofs 

 Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, 
die durch Tiere, durch höhere Gewalt, durch 

(2) Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, 
die durch rechtswidrige Benutzung des Friedhofs 
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oder seiner Einrichtungen, durch Diebstahl, hö-
here Gewalt, Vandalismus, durch Dritte oder 
durch Tiere entstehen. Dies gilt auch für den Ver-
lust von Gegenständen, die der oder dem Ver-
storbenen belassen worden sind. Eine Haftung 
des Friedhofsträgers für Schäden an von ihm 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes von den 
Grabstätten entfernten Gegenständen ist ausge-
schlossen. Zu besonderen Obhuts- oder Überwa-
chungspflichten für die Grabstätten ist er nicht 
verpflichtet. Seine Verkehrssicherungspflichten 
bleiben unberührt. 

dritte Personen oder durch nichtsatzungsge-
mäße Benutzung des Friedhofs, seiner Anla-
gen und Einrichtungen entstehen.  

oder seiner Einrichtungen, durch Diebstahl, hö-
here Gewalt, Vandalismus, durch Dritte oder 
durch Tiere entstehen. Dies gilt auch für den Ver-
lust von Gegenständen, die der oder dem Ver-
storbenen belassen worden sind. Eine Haftung 
des Friedhofsträgers für Schäden an von ihm 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes von den 
Grabstätten entfernten Gegenständen ist ausge-
schlossen. Zu besonderen Obhuts- oder Überwa-
chungspflichten für die Grabstätten ist er nicht 
verpflichtet. Seine Verkehrssicherungspflichten 
bleiben unberührt. 

    
§ 51 

Rechtsaufsicht 
§ 5 

Kirchliche Aufsichtsbehörde 
 § 51 

Kirchliche Aufsichtsbehörde 
    
Die Rechtsaufsicht über den Friedhofsträger führt 
das Konsistorium. Es entscheidet über Wider-
sprüche gegen Verwaltungsakte des Friedhofs-
trägers sowie vorbehaltlich abweichender Zu-
ständigkeitsregelungen über Anträge auf Ertei-
lung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung in 
Friedhofsangelegenheiten. 

Kirchliche Aufsichtsbehörde im Bereich des 
Friedhofswesens ist das jeweils zuständige 
Kreiskirchenamt, soweit die Aufsicht durch 
diese Verordnung oder andere kirchliche 
Rechtsvorschriften nicht dem Landeskirchen-
amt zugewiesen ist. Die Aufsichtsbefugnisse 
staatlicher Behörden nach staatlichem Recht 
bleiben unberührt.  

 Kirchliche Aufsichtsbehörde im Bereich des 
Friedhofswesens ist das jeweils zuständige 
Kreiskirchenamt, soweit die Aufsicht durch die-
ses Gesetz oder andere kirchliche Rechtsvor-
schriften nicht dem Landeskirchenamt zugewie-
sen ist. 

    
 § 6 

Steuerpflicht 
  

    
 (1) Im Rahmen seiner hoheitlichen Tätigkeit ist 

der Friedhofsträger nicht steuerpflichtig.  
  

    
 (2) Soweit der Friedhofsträger darüber hinaus 

aufgrund besonderer Vereinbarungen Leistun-
gen gegen Entgelt erbringt, wird er wirtschaft-
lich tätig und ist insoweit nach den allgemeinen 
steuerrechtlichen Vorschriften steuerpflichtig.  
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§ 52 

Regelungsermächtigungen 
  § 52 

Regelungsermächtigungen 
    
(1) Die Kirchenleitung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung 

   

1. Näheres über die Verarbeitung personen-
bezogener Daten, insbesondere über Art 
und Umfang der Daten, ihre Verarbeitung, 
Löschung und Sicherung (§ 11) zu bestim-
men, 

   

2. für die evangelischen Friedhöfe im Bereich 
des Landes Berlin eine einheitliche und für 
alle Friedhofsträger verbindliche Gebüh-
renordnung (§ 44 Abs. 2) zu erlassen, 

   

3. für die evangelischen Friedhöfe im Be-
reich des Landes Berlin eine einheitliche, 
für alle Friedhofsträger verbindliche Ent-
geltordnung für standardisierte gewerbli-
che Leistungen (§ 49 Abs. 3) zu erlassen, 

   

4. die Erhebung von Gebühren für Entschei-
dungen über Widersprüche sowie Anträge 
auf Erteilung von kirchenaufsichtlichen Ge-
nehmigungen in Friedhofsangelegenheiten 
(§ 51) zu regeln. 

   

    
(2) Das Konsistorium wird ermächtigt,   (1) Das Landeskirchenamt wird ermächtigt: 

1. verbindliche Muster für   1. verbindliche Muster für 
a) Verträge zur Übertragung der Friedhofs-

trägerschaft (§ 2 Abs. 2), 
  a) Verträge zur Übertragung der Fried-

hofsträgerschaft (§ 2 Absatz 3), 
b) die Erstellung von Gesamt- und Bele-

gungsplänen (§ 8), 
   

c) den Erlass zusätzlicher Gestaltungsvor-
schriften (§ 9 Abs. 2), 

  b) Grabmal- und Bepflanzungsordnungen, 
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d)   Anerkennungserklärungen (§ 16 Abs. 3),   c) Anerkennungserklärungen (§ 16 Ab-
satz 3), 

e) Friedhofsgebührenordnungen, von de-
nen nur wegen  besonderer örtlicher 
Verhältnisse abgewichen werden darf (§ 
44 Abs. 1), 

  d) Friedhofsgebührenordnungen (§ 44), 

f)  Entgeltordnungen für standardisierte 
gewerbliche  Leistungen (§ 49 Abs. 
1), 

   

2. Verwaltungsbestimmungen zur Ausfüh-
rung dieses Kirchengesetzes, insbeson-
dere 

   

a) über die vom Friedhofsträger zu 
führenden Verzeichnisse (§ 10 Abs. 
1), 

   

b) die Kalkulation von Friedhofsgebühren 
(§ 43 Abs. 2 bis 5), 

  e) die Kalkulation von Friedhofsgebühren 
(§ 43 Absatz 2 bis 5), 

c) die Ermittlung der Entgelthöhe (§ 49 
Abs. 2) 

   

zu erlassen.   zu erlassen. 
    
(3) Das Leitungsorgan des Friedhofsträgers   (2) Das Leitungsorgan des Friedhofsträgers 

1. muss   1. muss 
a) Gesamt- und Belegungspläne nach § 8 

erlassen, 
  a) einen Friedhofs- und Belegungsplan 

nach § 8 erlassen 
b) die Öffnungszeiten des Friedhofs ge-

mäß § 13 Abs. 1 festlegen, 
  b) die Öffnungszeiten des Friedhofs ge-

mäß § 13 Absatz 1 festlegen, 
c) die Tage und Zeiten festlegen, zu de-

nen Bestattungen auf dem Friedhof 
durchgeführt werden (§ 16 Abs. 2), 

  c) die Tage und Zeiten festlegen, zu de-
nen Bestattungen auf dem Friedhof 
durchgeführt werden (§ 16 Absatz 2), 

d) eine Friedhofsgebührenordnung er-
lassen (§ 44 Abs. 1), soweit nicht Ab-
satz 1 Nr. 2 Anwendung findet, 

  d) eine Friedhofsgebührenordnung er-
lassen (§ 44), 
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e) eine Entgeltordnung nach § 49 Abs. 1 
erlassen, soweit standardisierte ge-
werbliche Leistungen angeboten wer-
den und nicht Absatz 1 Nr. 3 Anwen-
dung findet, 

   

2. kann   2. kann 
a) den Kreis der bestattungsberechtig-

ten Personen erweitern oder be-
schränken (§ 3 Satz 2 und 3), 

  a) den Kreis der bestattungsberechtig-
ten Personen erweitern oder beschrän-
ken (§ 3 Absatz 3), 

b) zusätzliche Gestaltungsvorschriften 
gemäß § 9 Abs. 2 erlassen und dabei 

  b) zusätzliche Gestaltungsvorschriften 
gemäß § 9 Absatz 2 erlassen und dabei 

aa)   gemäß §§ 36 Abs. 4, 38 Abs. 5, 
39 Abs. 2 von den Regelungen in 
§§ 36 Abs. 3, 38 Abs. 2 bis 4 
und 39 Abs. 1 Satz 3 abwei-
chende Bestimmungen treffen, 

  aa)   gemäß §§ 36 Absatz 4, 38 Absatz 
3, 39 Absatz 2 abweichende 
Bestimmungen treffen, 

bb)   Vorgaben zur   bb)   Vorgaben zur 
- einheitlichen Gestaltung bei 

Erdreihengrabstätten (§ 28 
Abs. 3), Erdreihengrabstätten 
für Kinder (§ 30 Abs. 2 in Ver-
bindung mit § 28 Abs. 3), Ur-
nenreihengrabstätten (§ 31 
Abs. 4) und Urnenwahlgrab-
stätten (§ 32 Abs. 4), 

  - einheitlichen Gestaltung bei 
Erdreihengrabstätten (§ 28 
Absatz 3), Erdreihengrabstät-
ten für Kinder (§ 30 Absatz 2 in 
Verbindung mit § 28 Absatz 
3), Urnenreihengrabstätten 
(§ 31 Absatz 4) und Urnen-
wahlgrabstätten (§ 32 Ab-
satz 4), 

- Verwendung von Verschluss-
platten bei Urnenkammern (§ 
31 Abs. 3, 32 Abs. 3), 

  - Verwendung von Verschluss-
platten bei Urnenkammern 
(§ 31 Absatz 3, 32 Absatz 3), 

- Namensnennung bei Ge-
meinschaftsanlagen für Fehl- 
und Totgeburten (§ 30 Abs. 4 
in Verbindung mit § 33 Abs. 2 
Satz 4 und 5) und Urnenge-
meinschaftsgrabstätten (§ 33 
Abs. 2 Satz 4 und 5), 

  - Namensnennung bei Ge-
meinschaftsanlagen für Fehl- 
und Totgeburten (§ 30 Absatz 
4 in Verbindung mit § 33 Ab-
satz 2 Satz 4 und 5) und Ge-
meinschaftsgrabstätten (§ 33 
Absatz 2 Satz 4 und 5), 
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- verpflichtenden Errichtung 
sowie zur Gestaltung von 
Grabmalen (§ 38 Abs. 5) und 
zur Unzulässigkeit sowie zur 
Gestaltung von Grabstättenin-
ventar (§ 39 Abs. 2) machen, 

  - verpflichtenden Errichtung 
sowie zur Gestaltung von 
Grabmalen (§ 38 Absatz 3) 
und zur Unzulässigkeit sowie 
zur Gestaltung von Grabstät-
teninventar (§ 39 Absatz 2) ma-
chen, 

c) das Befahren der Wege und Fried-
hofsanlagen mit bestimmten Fahr-
zeugen gestatten (§ 14 Abs. 2 Nr. 1), 

   

d) die Zeiten festlegen, innerhalb derer 
gewerbliche Tätigkeiten durchgeführt 
werden dürfen (§ 15 Abs. 5 Satz 4), 

  c) die Zeiten festlegen, innerhalb derer 
gewerbliche Tätigkeiten durchgeführt 
werden dürfen (§ 15 Absatz 5 Satz 4), 

e) die zur Befahrung freigegebenen 
Wege und das zulässige Gesamtge-
wicht der für die Befahrung zugelas-
senen Fahrzeuge festlegen (§ 15 
Abs. 5 Satz 9), 

  d) die zur Befahrung freigegebenen 
Wege und das zulässige Gesamtge-
wicht der für die Befahrung zugelasse-
nen Fahrzeuge festlegen (§ 15 Absatz 5 
Satz 9), 

f) sich gewerbliche Tätigkeiten selbst 
vorbehalten (§ 15 Abs. 7), 

  e) sich gewerbliche Tätigkeiten selbst 
vorbehalten (§ 15 Absatz 7), 

g) einen Zeitpunkt vor dem Bestattungs-
termin festlegen, bis zu dem die für 
eine Bestattung erforderlichen Un-
terlagen beigebracht werden müs-
sen (§ 16 Abs. 1 Satz 3), 

  f) einen Zeitpunkt vor dem Bestattungs-
termin festlegen, bis zu dem die für eine 
Bestattung erforderlichen Unterlagen 
beigebracht werden müssen (§ 16 Ab-
satz 1 Satz 3), 

h) im Gesamtplan Abteilungen für Be-
stattungen im Leichentuch (§ 17 
Abs. 1 Satz 2) ausweisen, 

   

i) das Glockenläuten bei nichtkirchli-
chen Bestattungen als Totengeläut 
zulassen (§ 19 Abs. 3 Satz 8), 

  g) das Glockenläuten bei nichtkirchli-
chen Bestattungen als Totengeläut zu-
lassen (§ 19 Absatz 3 Satz 8), 

j) nichtkirchliche Bestattungsfeiern in Kir-
chen zulassen (§ 19 Abs. 6), 

  h) nichtkirchliche Bestattungsfeiern in 
Kirchen zulassen (§ 19 Absatz 5), 

k) in der Friedhofsgebührenordnung län-
gere Ruhefristen festlegen (§ 21 Abs. 
3 Satz 2 in Verbindung mit § 44), 

  i) in der Friedhofsgebührenordnung län-
gere Ruhefristen festlegen (§ 21 Ab-
satz 3 Satz 2 in Verbindung mit § 44), 
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l) die Nutzungsberechtigten zur Entfer-
nung von Grabmalen, Grabstättenin-
ventar und sonstigen Gegenständen 
nach Erlöschen des Nutzungsrechts 
verpflichten (§ 25 Abs. 6), 

  j) die Nutzungsberechtigten zur Entfer-
nung von Grabmalen, Grabstätteninven-
tar und sonstigen Gegenständen nach 
Erlöschen des Nutzungsrechts ver-
pflichten (§ 25 Absatz 6), 

m) die Höchstzahl der in einer Erdwahl-
grabstelle zu bestattenden Urnen auf 
eine begrenzen (§ 29 Abs. 1 Satz 5), 

  j) die Höchstzahl der in einer Erdwahl-
grabstelle zu bestattenden Urnen auf 
eine begrenzen (§ 29 Absatz 1 Satz 4), 

n) für Abteilungen mit abweichenden Ma-
ßen die Zahl der zulässigen Urnen in 
der Gebührenordnung festlegen (§ 32 
Abs. 2 Satz 3). 

   

    
  § 38 

Zuwiderhandlungen 
 

    
  (1) Wer den Bestimmungen der §§ 5, 6 Ab-

satz 1, Absatz 2 Buchstabe a) bis f) und Ab-
satz 2 Buchstabe h) und i), § 8 Absatz 1 Satz 
1 und Absatz 4 bis 6, § 12 Absatz 1, §§ 22 
und 32 bis 34 zuwiderhandelt, kann durch ei-
nen Beauftragten des Friedhofsträgers des 
Friedhofs verwiesen werden. Verstöße kön-
nen als Hausfriedensbruch verfolgt werden. 

 

    
  (2) Strafrechtlich relevante Tatsachen werden 

nach den dafür geltenden staatlichen Bestim-
mungen verfolgt. 
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§ 53 
Öffentliche Bekanntmachung 

§ 9 
Öffentliche Bekanntmachung 

§ 39 
Öffentliche Bekanntmachungen 

§ 53 
Öffentliche Bekanntmachung 

    
Soweit hinsichtlich der öffentlichen Bekanntma-
chung auf diese Vorschrift verwiesen wird, sind 
die Beschlüsse und Regelungen durch Veröffentli-
chung 
1. ihres vollständigen Wortlauts oder 
2. eines Hinweises auf ihren Gegenstand und Ort 
und Dauer des Aushangs ihres vollständigen 
Wortlauts 
in einem amtlichen Verkündungsblatt im Einzugs-
bereich des Friedhofs öffentlich bekannt zu ma-
chen. Der der Veröffentlichung des Hinweises ge-
mäß Satz 1 Nr. 2 nachfolgende Aushang muss 
den vollständigen Wortlaut des Beschlusses o-
der der Regelung umfassen und an ortsüblicher 
öffentlich zugänglicher SteIle für die Dauer von 
mindestens einem Monat erfolgen. Bei der Be-
rechnung der Dauer des Aushangs werden der 
Tag des Beginns des Aushangs und der Tag der 
Abnahme nicht mitgerechnet. 

(1) Die öffentliche Bekanntmachung der Fried-
hofssatzung, der Grabmal- und Bepflanzungs-
ordnung sowie der Gebührensatzung erfolgt in 
der für Satzungsbekanntmachungen der zu-
ständigen politischen Gemeinde geltenden 
ortsüblichen Weise in vollem Wortlaut. Die we-
sentlichen Inhalte sind außerdem durch Aus-
hang bekannt zu machen. In einer Kanzelab-
kündigung soll auf die Bekanntmachungen hin-
gewiesen werden.  
 
(2) Für Änderungen der Satzungen und der 
weiteren Ordnungen gilt Absatz 1 entspre-
chend. 

(1) Die Friedhofssatzung und alle ihre Ände-
rungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Ge-
nehmigung durch das Kreiskirchenamt, bei 
Friedhöfen auf dem Gebiet des Freistaates 
Thüringen auch der Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde, die für die jeweilige 
Kommunalgemeinde zuständig ist, auf deren 
Gebiet sich der Friedhof befindet.  
 
(2) Friedhofssatzungen und Aufforderungen 
werden öffentlich und im vollen Wortlaut in der 
für Satzungsbekanntmachungen der zustän-
digen politischen Gemeinde geltenden orts-
üblichen Weise bekannt gemacht. Zusätzlich 
werden sie durch Aushang und Kanzelabkün-
digung bekannt gemacht. 
 
(3) Die jeweils gültige Fassung der Friedhofs-
satzung liegt zur Einsichtnahme beim/im ... 
aus. 

Soweit hinsichtlich der öffentlichen Bekanntma-
chung auf diese Vorschrift verwiesen wird, sind 
die Beschlüsse und Regelungen durch Veröffentli-
chung 
1. ihres vollständigen Wortlauts oder 
2. eines Hinweises auf ihren Gegenstand und Ort 
und Dauer des Aushangs ihres vollständigen 
Wortlauts 
in einem amtlichen Verkündungsblatt im Einzugs-
bereich des Friedhofs öffentlich bekannt zu ma-
chen. Der der Veröffentlichung des Hinweises ge-
mäß Satz 1 Nummer 2 nachfolgende Aushang 
muss den vollständigen Wortlaut des Beschlus-
ses oder der Regelung umfassen und an orts-
üblicher öffentlich zugänglicher SteIle für die 
Dauer von mindestens einem Monat erfolgen. Bei 
der Berechnung der Dauer des Aushangs wer-
den der Tag des Beginns des Aushangs und der 
Tag der Abnahme nicht mitgerechnet. 

    
§ 54 

Genehmigungsvorbehalte 
  § 54 

Genehmigungsvorbehalte 
    
(1) Die Genehmigungsbedürftigkeit von Be-
schlüssen und Rechtsgeschäften nach § 2 Abs. 
2 und 3, § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 5 Abs. 1 und 
2, § 6 Abs. 1 Satz 1 und 3, § 42 Abs. 2, Abs. 4 
Satz 2 gemäß § 88 Abs. 1 des Kirchengesetzes 
über die Haushalts-, Kassen- und Vermögens-
verwaltung der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz sowie des 
Beschlusses nach § 19 Abs. 6 Satz 1 gemäß § 28 
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Abs. 1 Nr. 6 des Kirchengesetzes über das Bau-
wesen der Evangelischen Kirche Berlin-Branden-
burg-schlesische Oberlausitz, beide in der je-
weils geltenden Fassung, durch das Konsisto-
rium bleibt unberührt. Für Beschlüsse nach § 2 
Abs. 3 gilt Satz 1 nicht, soweit auf sie das Kirchen-
gesetz über Gemeindeverbände zur Verwaltung 
von Friedhöfen in der jeweils geltenden Fassung 
Anwendung findet. 
    
(2) Soweit andere Beschlüsse und Rechtsge-
schäfte der kirchenaufsichtlichen Genehmigung 
bedürfen, bleiben die maßgebenden Genehmi-
gungsvorbehalte unberührt. 

  Soweit Beschlüsse und Rechtsgeschäfte der kir-
chenaufsichtlichen Genehmigung bedürfen, blei-
ben die maßgebenden Genehmigungsvorbehalte 
unberührt. 

    
§ 55 

Übergangsregelungen 
 § 35 

Alte Rechte 
§ 55 

Alte Rechte 
    
(1) Bei Grabstätten, an denen Nutzungsrechte 
bei lnkrafttreten dieses Kirchengesetzes bereits 
vergeben wurden, richten sich dessen Dauer und 
die Gestaltung nach den zur Zeit der erstmaligen 
Nutzungsrechtsvergabe an der Grabstätte gel-
tenden Vorschriften. § 24 Abs. 3 Satz 2 bleibt un-
berührt. 

 (1) Die Nutzungszeit und die Gestaltung von 
Grabstätten, über welche der Friedhofsträger 
bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits ver-
fügt hat, richten sich nach den bisherigen Vor-
schriften. 

(1) Bei Grabstätten, an denen Nutzungsrechte 
bei lnkrafttreten dieses Kirchengesetzes bereits 
vergeben wurden, richten sich dessen Dauer und 
die Gestaltung nach den zur Zeit der erstmaligen 
Nutzungsrechtsvergabe an der Grabstätte gel-
tenden Vorschriften. § 24 Absatz 3 Satz 2 bleibt 
unberührt. 

    
(2) Sofern zum Zeitpunkt des lnkrafttretens dieses 
Kirchengesetzes noch Nutzungsrechte früheren 
Rechts von unbegrenzter oder unbestimmter 
Dauer bestehen, erlöschen diese zehn Jahre 
nach lnkrafttreten dieses Kirchengesetzes, frü-
hestens jedoch ein Jahr nach Ablauf der Ruhe-
frist des zuletzt Beigesetzten. Das Nutzungs-
recht kann nach den für Wahlgrabstätten gelten-
den Regelungen (§ 24) verlängert werden. 

 (2) Nutzungsrechte von unbegrenzter oder 
unbestimmter Dauer, die vor dem Inkrafttre-
ten dieser Satzung entstanden sind, werden 
auf eine Nutzungszeit nach § 15 Absatz 1 und 
§ 19 Absatz 3 dieser Satzung seit Erwerb be-
grenzt. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf ei-
nes Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung 
und der Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Lei-
che oder Urne. 

(2) Sofern zum Zeitpunkt des lnkrafttretens dieses 
Kirchengesetzes noch Nutzungsrechte früheren 
Rechts von unbegrenzter oder unbestimmter 
Dauer bestehen, erlöschen diese zehn Jahre 
nach lnkrafttreten dieses Kirchengesetzes, frü-
hestens jedoch ein Jahr nach Ablauf der Ruhe-
frist des zuletzt Beigesetzten. Das Nutzungs-
recht kann nach den für Wahlgrabstätten gelten-
den Regelungen (§ 24) verlängert werden. 
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(3) Zulassungen für gewerblich Tätige, die zum 
Zeitpunkt des  lnkrafttretens dieses Kirchengeset-
zes bereits erteilt wurden, richten sich nach den 
zum Zeitpunkt der Zulassung geltenden Vorschrif-
ten. 

 (3) Im Übrigen gilt diese Satzung. (3) Zulassungen für gewerblich Tätige, die zum 
Zeitpunkt des  lnkrafttretens dieses Kirchengeset-
zes bereits erteilt wurden, richten sich nach den 
zum Zeitpunkt der Zulassung geltenden Vorschrif-
ten. 

    
  

§ 18 
Ausführungsbestimmungen 

 (neu) 
§ 56 

Ombudsverfahren 
    
 (1) Das Landeskirchenamt kann Ausführungs-

bestimmungen zu dieser Verordnung erlassen.  
 Zur Wahrung des geschwisterlichen Miteinan-

ders und der Berücksichtigung der besonderen 
Verhältnisse auf einem kirchlichen Friedhof als 
Ort der Verkündigung und letzte Ruhestätte der 
Toten wird ein Ombudsverfahren eingerichtet. 
Die Ombudsperson ist eine unabhängige, ehren-
amtliche und für die Beteiligten kostenfreie 
Schlichtungsstelle. Die Ombudsperson unterliegt 
keinen Weisungen und ist nur an die kirchliche 
Ordnung gebunden. Antragsberechtigt sind Nut-
zungsberechtigte und Personen, die durch Nut-
zungsrechte mittelbar betroffen sind (z.B. Toten-
fürsorgeberechtigte). Das Ombudsverfahren soll 
möglichst innerhalb von sechs Wochen nach An-
tragseingang seine Erledigung finden. Eine an-
stehende Widerspruchsentscheidung soll ausge-
setzt werden, bis eine Handlungsempfehlung der 
Ombudsperson vorliegt. Diese soll von den Be-
teiligten anerkannt und umgesetzt werden, sie ist 
aber nicht bindend. 

    
 (2) Änderungen und Ergänzungen der Muster-

satzungen (Anlagen 1 bis 3) erlässt nach In-
krafttreten dieser Verordnung das Landeskir-
chenamt.  
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 § 19 
Gleichstellungsklausel 

§ 41 
Gleichstellungsklausel 

 

    
 Alle Personen-, Funktions- und Amtsbezeich-

nungen in dieser Verordnung gelten für Frauen 
und Männer in gleicher Weise. 

Alle Personen-, Funktions- und Amtsbezeich-
nungen in dieser Satzung gelten für Frauen 
und Männer in gleicher Weise. 

 

(..)    
Artikel 4 

lnkrafttreten, Außerkrafttreten 
§ 20 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
§ 42 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
§ 57 

lnkrafttreten, Außerkrafttreten 
    
(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2017 
in Kraft. 

(1) Diese Verordnung tritt am 15. Oktober 2010 
in Kraft.  

(1) Diese Friedhofssatzung und alle Änderun-
gen treten jeweils am Tage nach der Veröf-
fentlichung in Kraft. 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2020 
in Kraft. 

    
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: (2) Von dem Inkrafttreten dieser Verordnung an 

sind alle Rechtsvorschriften nicht mehr anzu-
wenden, die diesem Gesetz entgegenstehen 
und die nicht ausdrücklich außer Kraft getreten 
oder aufgehoben worden sind. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofssatzung 
tritt die Friedhofsordnung vom ... außer Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. das Kirchengesetz über die Friedhöfe 
(Friedhofsgesetz) vom 7. November 1992 
(KABI.-EKiBB S. 201, KABLEKiBB 1993 
S. 27), geändert durch Verordnung mit 
Gesetzeskraft vom 24. April 1998 (KABI.-
EKiBB S. 35), 

  1. § 24 des Kirchengesetzes über Grundstücke in 
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
(Grundstücksgesetz – GrdstG) vom 20. Novem-
ber 2010 (ABl. S. 316), 

2. die Rechtsverordnung zur Durchführung 
des Friedhofsgesetzes vom 7. November 
1992, vom 27. November 1992 (KABI.-E-
KiBB S. 208), 

  2. die Verordnung über die kirchlichen Friedhöfe 
in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland  
(Friedhofsverordnung - FriedhV) vom 20. August 
2010 (ABl. S. 247), geänd. durch Verordnung 
vom 26. April 2013 (ABl. S. 198) mit allen Anla-
gen, 

3. die Hinweise und Verwaltungsbestimmun-
gen zur Ausführung des Friedhofsgeset-
zes vom 7. November 1992 in der Fas-
sung vom 12. November 2002 (KABI.-E-
KiBB S. 186), 
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4. das Kirchengesetz über die kirchlichen 
Friedhöfe vom 26. April 1998 (ABI.-
EKsOL 2/1998 S. 1), 

   

5. die Friedhofsordnungen der evangeli-
schen Friedhofsträger, soweit nachfol-
gend nichts anderes bestimmt ist. Treffen 
die Friedhofsordnungen von den Bestim-
mungen des Art. 1 Abschnitte 5 und 6 ab-
weichende Regelungen, bleiben diese bis 
zum 31. Dezember 2018 anwendbar und 
gehen den Regelungen nach Art. 1 Ab-
schnitte 5 und 6 vor. Satz 2 gilt entspre-
chend für Gebührenordnungen, die nicht 
den Anforderungen des Art. 1 §§ 43 und 
44 entsprechen. 

  3. die Friedhofssatzungen bzw. Grabmal- und 
Bepflanzungsordnungen der evangelischen 
Friedhofsträger, soweit nachfolgend nichts Ande-
res bestimmt ist. Treffen die Friedhofssatzungen 
bzw. Grabmal- und Bepflanzungsordnungen von 
den Bestimmungen der Abschnitte 5 und 6 ab-
weichende Regelungen, bleiben diese bis zum 
31. Dezember 2021 anwendbar und gehen den 
Regelungen nach Abschnitt 5 und 6 vor. Satz 2 
gilt entsprechend für Gebührenordnungen, die 
nicht den Anforderungen des §§ 43 und 44 ent-
sprechen. 

    
(3) Gesamt- und Belegungspläne, die auf der 
Grundlage der gemäß Absatz 2 Nr. 1 und 4 außer 
Kraft getretenen Kirchengesetze erlassen wur-
den, bleiben bis zum 31. Dezember 2018 anwend-
bar. 

   

    
 


